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Überschrift, Beschlussvorschlag

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Braunstraße-Süd“,                                     RN 41  
Stadtgebiet zwischen Braunstraße, Thiedestraße, Thiedebach und A 39 (Geltungsbereich A)
Gemarkung Rüningen, Flur 3, Flurstück 80/11 (teilweise) (Geltungsbereich B.1)
Gemarkung Geitelde, Flur 4, Flurstück 40 (Geltungsbereich B.2)
Gemarkung Timmerlah, Flur 5, Flurstücke 235 (teilweise), 154/3, 154/4, 155/1, 156/2 (teilwei­
se) sowie
Gemarkung Broitzem, Flur 1, Flurstück 67/8 (teilweise) (Geltungsbereich C)
Gemarkung Rüningen, Flur 2, Flurstücke 59/35, 59/23, 59/24, 59/29, 188/10 (jeweils teilweise) 
(Geltungsbereich D)

Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss, Rücknahme von Teilen des Planungs­
beschlusses

„1. Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB, der Gemeinden ge­
mäß § 2 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen der 
Verwaltung gemäß den Anlagen 6 und 7 zu behandeln.

2.  Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Braunstraße-Süd“, RN 41, wird in der wäh­
rend der Sitzung ausgehängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen.

3.  Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen.

4.  Der Planungsbeschluss für den Bebauungsplan „Braunstraße-Süd“, RN 41, vom 18. Mai 
1999 wird für die in Anlage 8 dargestellten Flächen aufgehoben.“

Sachverhalt, Begründung, finanzielle Auswirkung: siehe nächste Seite
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Planungsbeschluss und Planungsziel

Am 18. Mai 1999 beschloss der Rat der Stadt Braunschweig, für die Flächen südlich der 
Braunstraße den Bebauungsplan „Braunstraße-Süd“, RN 41, aufzustellen.

Planungsziel ist die Entwicklung eines Gewerbegebietes unter Berücksichtigung der An­
schlussstelle Rüningen-Süd. Diese befindet sich zurzeit im Bau; die Baumaßnahmen hierfür 
sollen im Jahr 2009 abgeschlossen werden.

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB, der Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB und sonstiger Stellen

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 25. März bis 22. April 2008 durchgeführt.

Die Landwirtschaftskammer, das Niedersächsische Landvolk sowie die Feldmarksinteress­
entschaft wiesen auf folgende Aspekte hin:

 Sicherung der Erreichbarkeit landwirtschaftlicher Restflächen,
 Sicherung einer geordneten Entwässerung und Gewässerunterhaltung; Sicherung des 

Dränagesystems; Hochwasserschutz,
 Berücksichtigung eines evtl. Ersatzlandbedarfes betroffener Landwirte

Nach Auffassung der Verwaltung werden die angesprochenen Belange in der Planung ange­
messen berücksichtigt. 

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 7 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen.

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB

Am 18. November 2008 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss be­
schlossen und in der Zeit vom 28. November bis 29. Dezember 2008 durchgeführt.

Die Eigentümer, die von den Entwässerungsmaßnahmen im Geltungsbereich D betroffen 
sind, sprechen sich gegen die Inanspruchnahme ihrer Grundstücke aus. Nach Ansicht der 
Verwaltung handelt es sich bei der vorgeschlagenen Planung in der Abwägung aller betroffe­
nen Belange um die deutlich sachgerechteste Lösung. Zur Realisierung dieser Planung wird 
ein Umlegungsverfahren durchgeführt, in dessen Rahmen die Belange der Eigentümer ange­
messen berücksichtigt werden. In der Begründung wurde die Darstellung der geprüften Ent­
wässerungsvarianten ergänzt.

Der Eigentümer von zwei Musterhäusern an der Braunstraße wendet sich gegen die Festset­
zung, dass auf den Flächen in unmittelbarer Autobahnnähe (Lärmpegelbereiche V und VI) 
betriebsbedingte Wohnungen nicht zulässig sind. Nach Auffassung der Verwaltung sind hier 
annähernd gesunde Wohnverhältnisse nicht mehr gewährleistet. Betriebe, die Bedarf an ei­
ner betriebsbedingten Wohnung haben, können sich auf den Grundstücken mit größeren Ab­
ständen zur Autobahn ansiedeln.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen.

3



Planänderungen nach dem Auslegungsbeschluss

 Änderungen in Bezug auf die Ausgleichsflächen- und –maßnahmen:  
Eine konkretere Nachbilanzierung des Bebauungsplanes in Bezug auf den Eingriffsaus­
gleich nach Bundesnaturschutzgesetz ergab, dass im Geltungsbereich D durch die dort 
vorgesehenen Begrünungsmaßnahmen eine Überkompensation stattfindet. Die hier fest­
gesetzten Maßnahmen zur Begrünung, die nicht dem Ausgleich des Eingriffs im Bereich 
der Regenrückhalteflächen dienen, konnten dem Baugebiet zugeordnet werden. Dadurch 
wurde die Festsetzung der bisherigen Ausgleichsfläche Geltungsbereich C.2 an der Fuh­
se entbehrlich. In diesem Rahmen wurden die textlichen Festsetzungen bezüglich der 
Ausgleichsmaßnahmen durch geringfügige Änderungen angepasst. 
Die Änderungen wirken sich auf die Pläne (Wegfall Geltungsbereich C.2) sowie einige 
textliche Festsetzungen und einige Abschnitte in der Begründung aus. Die entsprechen­
den Passagen sind in den Anlagen grau markiert.

 Betriebsbedingte Wohnungen:  
Um den Rahmen für die ausnahmsweise zulässigen betriebsbedingten Wohnungen deut­
licher zu formulieren, wurde in die textlichen Festsetzungen der Passus aufgenommen, 
dass je Betrieb nur eine Wohneinheit zulässig ist. Die Begründung wurde entsprechend 
ergänzt; die ergänzten Passagen sind grau markiert..

 Sonstiges:  
Kleinere redaktionelle Anpassungen ohne Auswirkungen auf die Planungsinhalte in Be­
gründung und textlichen Festsetzungen sind nicht extra markiert.

Autohof

Der Stadtbezirksrat 224 – Rüningen hatte sich gegen die Zulässigkeit eines Autohofes im 
Gewerbegebiet ausgesprochen. Daraufhin war bereits zur öffentlichen Auslegung eine textli­
che Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen worden, nach welcher Autohöfe ab 
einer Größenordnung von 50 Lkw unzulässig sind. Diese Größenordnung bezog sich auf 
eine entsprechende Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung. Zusätzlich hatte die 
Verwaltung angekündigt zu prüfen, ob privat-rechtlich mittels einer Grunddienstbarkeit Tank- 
und Rastanlagen generell – also unabhängig von ihrer Größe - ausgeschlossen werden sol­
len. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass eine solche Regelung zwar rechtlich möglich ist, je­
doch nicht empfohlen werden kann. Die Umsetzung solcher privat-rechtlicher Regelungen 
stößt auf enorme Schwierigkeiten. Im Rahmen von Antragsstellungen wird lediglich das öf­
fentliche Baurecht geprüft, welches kleinere Tank- und Rastanlagen grundsätzlich zulassen 
würde. Sollte ein Antragsteller entgegen den privat-rechtlichen Vereinbarungen dennoch 
eine solche Anlage errichten wollen, so müsste zivilrechtlich gegen den Antragsteller vorge­
gangen werden und z. B. der Rückbau einer bauordnungsrechtlich genehmigten und bereits 
errichteten Anlage verlangt werden. Der Bebauungsplan soll abschließend die zulässigen 
und unzulässigen Nutzungen festlegen.

Zum Beschlussvorschlag 4. (Rücknahme Planungsbeschluss):

Der Planungsbeschluss umfasst Flächen, die im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan 
nicht mehr benötigt werden. Der Aufstellungsbeschluss für den Geltungsbereich war seiner­
zeit bis zur Friedrichshöhe gefasst worden, da zunächst noch nicht feststand, wo künftig die 
neue Anschlussstelle Rüningen-Süd und die Neutrassierung der B 248 liegen würden. Mitt­
lerweile steht dies jedoch fest. Die Verwaltung schlägt daher vor, den Planungsbeschluss für 
diese Flächen, wie in Anlage 8 dargestellt, aufzuheben.
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Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 6 und 7 aufgeführten Stellungnahmen mit den 
Vorschlägen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit Ge­
staltungsvorschrift „Braunstraße-Süd“, RN 41, als Satzung sowie die Begründung mit Um­
weltbericht zu beschließen.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage:
Anlage 1: Übersichtskarte über die Geltungsbereiche A bis D
Anlage 2: Nutzungsbeispiel
Anlage 3 a: Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich A mit Planzeichenerklärung
Anlage 3 b: Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereiche B.1, B.2
Anlage 3 c: Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich C
Anlage 3 d: Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich D
Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 5: Begründung mit Umweltbericht
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 (2) BauGB
Anlage 7: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gemäß 

§ 4 (2) BauGB, der Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB und sonstiger Stellen
Anlage 8: Rücknahme des Planungsbeschlusses in Teilbereichen

I. V.

gez.

Zwafelink
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 Anlage 4 
 Stand: 09. Januar 2009 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Braunstraße-Süd RN 41 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1. In den Gewerbegebieten GE sind folgende 


Nutzungen zulässig: 
 
- Gewerbebetriebe aller Art, soweit nicht 


unter A I 2. und I 3. abweichend geregelt, 
 


- Lagerhäuser, Lagerplätze, 
 


- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsge-
bäude, 
 


- Tankstellen, 
 


- Anlagen für sportliche Zwecke, 
 


2. In den Gewerbegebieten GE sind folgende 
Nutzungen ausnahmsweise zulässig: 
 
- Je Betrieb eine Wohnung für Aufsichts-


personen, Bereitschaftspersonen, Be-
triebsinhaber oder Betriebsleiter, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet, ihm gegen-
über in Grundfläche und Hauptmasse 
deutlich untergeordnet und in einen ge-
werblichen Hauptbaukörper integriert sind. 
Die besonderen Anforderungen des 
Schallschutzes gemäß VI 1. bis 4. sind zu 
erfüllen. 
 


- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke, 
 


- Schank- und Speisewirtschaften, Imbiss-
buden und Kioske, sofern sie der Versor-
gung des Gebietes dienen. 


 
- Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und 


-zubehör, jedoch nur untergeordnet in 
Verbindung mit einer Kfz-Werkstatt, 
 


- Verkaufs- und/oder Ausstellungsflächen, 
die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der am Standort erfolgenden Herstellung 
oder Weiterverarbeitung von Waren und 
Gütern stehen. 
Sie müssen in eine bauliche Anlage integ-
riert sein, die mit der gewerblichen Her-
stellung, Weiterverarbeitung oder Dienst-
leistung im Zusammenhang steht und 


dieser gegenüber von untergeordneter 
Größe sein. Nicht zulässig ist dabei der 
Verkauf folgender Sortimente: 
- Lebensmittel und Getränke, 
- Spielwaren, Literatur und Schreibwa-


ren, 
- Radio- und TV-Geräte, 
- Unterhaltungselektronik und Compu-


ter, 
- Fotoartikel und optische Geräte, 
- Uhren und Schmuck, 
- Bekleidung, Schuhe und Lederwaren, 
- Drogerieartikel (Körper- und Haus-


haltspflegemittel), 
- Haushaltsgeräte und –waren, 
- Fahrräder. 


 
3. In den Gewerbegebieten GE sind folgende 


Nutzungen unzulässig: 
 
- Vergnügungsstätten, Bordelle und bor-


dellähnliche Betriebe sowie Wohnungs-
prostitution, 
 


- Einzelhandelsbetriebe, die über die unter 
A I 2. genannten Einzelhandelsbetriebe 
hinausgehen. 
 


- Autohöfe (Tank- und Rastanlagen ab 
50 Lkw-Stellplätzen). 
 


 
II Maß der baulichen Nutzung, Höhe baulicher 


Anlagen 
 


1. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,7 darf durch Garagen und Stellplätze mit ih-
ren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 
14 BauNVO, bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
GRZ von 0,8 überschritten werden.  


 
2. Die maximal zulässige Höhe der baulichen 


Anlagen darf ausnahmsweise von techni-
schen Anlagen, wie z. B. Schornsteinen, 
Fahrstuhlaufbauten, konstruktiv bedingten 
Bauteilen und Lüftungsanlagen überschritten 
werden, soweit die Überschreitung nicht mehr 
als 3,00 m beträgt und sich auf einen unter-
geordneten Teil der Grundfläche beschränkt. 


 
3. Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die 


Höhenlage der nächstgelegenen öffentlichen 
oder privaten Verkehrsfläche an dem Punkt 
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der Straßenbegrenzungslinie, der der Mitte 
der der Straße zugewandten Gebäudeseite 
am nächsten liegt. Dabei werden die A 39 
und die B 248 nicht als nächstgelegene öf-
fentliche Verkehrsfläche im Sinne dieser 
Festsetzung berücksichtigt. 
 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugs-
punkt zur Mitte der straßenseitigen Gebäude-
seite, so ist die Normalhöhe um das Maß der 
natürlichen Steigung oder des Gefälles zu 
verändern. 
 
 


III Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 
 
1. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-


chen sind auch Baukörper mit einer Länge 
über 50,00 m zulässig. 


 
2. Die Baugrenzen entlang der Bauverbotszo-


nen dürfen mit Zustimmung der Landesbe-
hörden für Straßenbau ausnahmsweise über-
schritten werden (siehe nachrichtliche Über-
nahme 1.). Diese Ausnahme gilt nicht für 
Werbeanlagen (siehe A IV 2.). 


 
3. Flächen, auf denen ein Geh-, Fahr- und Lei-


tungsrecht festgesetzt ist, können überbaut 
werden, sofern das Geh- Fahr- und Leitungs-
recht aufgrund einer anderen Bebauungskon-
zeption nicht benötigt wird (s. A V). 


 
 
IV Werbeanlagen 
 
1. In den Gewerbegebieten GE 2 und GE 4 sind 


Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung 
zulässig. 
 


2. Werbeanlagen sind nur innerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 


3. Innerhalb der Flächen für die Stellplatz- und 
Grundstücksbegrünung (A VII 1.2 – 1.5) sind 
Werbeanlagen unzulässig. 
 


4. Ausnahmsweise ist außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen - und damit auch 
innerhalb der Flächen für Anpflanzungen 
 1  ,   2 a   und  2 b   an Ein- und Ausfahrten  
von und zu öffentlichen Verkehrsflächen eine 
Werbeanlage je Grundstück zulässig, bei 
mehreren Betrieben auf einem Grundstück 
als Sammelanlage. Die Größe der Werbean-
lage darf. max. 6 m² betragen. 
 


5. Die Oberkanten von Werbeanlagen, die an 
Gebäuden befestigt sind, dürfen eine Höhe 
von max. 12,00 m über dem Bezugspunkt 
gemäß A II 3. nicht überschreiten. 
 


6. Werbeanlagen, die an Gebäuden befestigt 
sind, dürfen je Gebäudeseite eine Größe von 
insgesamt max. 15,00 m² nicht überschreiten. 
 


7. Freistehende Werbeanlagen dürfen folgende 
maximale Höhe über dem Bezugspunkt ge-


mäß A II 3. nicht überschreiten: 
 
- Fahnenmasten bis max. 6,00 m, 


 
- Werbetürme bis zur jeweils in dem betref-


fenden Baugebiet zulässigen maximalen 
Höhe baulicher Anlagen, 
 


- sonstige freistehende Werbeanlagen bis 
max. 4,00 m. 


 
8. Freistehende Werbeanlagen sind nur in fol-


gender Anzahl zulässig: 
 
- Werbetürme sind nur bei einer Grund-


stücksgröße ab mind. 3 000 m² zulässig. 
Je Grundstück ist nur ein Werbeturm zu-
lässig. 
 


- Je angefangene 1 000 m² Grundstücks-
fläche darf eine freistehende sonstige 
Werbeanlage errichtet werden. Je Grund-
stück ist eine Anzahl von insgesamt max. 
zehn freistehenden Werbeanlagen zuläs-
sig. 
 
Max. fünf dieser freistehenden Werbean-
lagen dürfen Fahnenmasten sein. 
 


9. Die Ansichtsfläche einer freistehenden Wer-
beanlage darf max. 15 m² nicht überschrei-
ten. 
 
 


V Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 


 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der 
Anlieger und der Träger der Ver- und Entsor-
gung. In Abhängigkeit vom späteren Bebau-
ungskonzept können Lage und Ausdehnung 
der Geh-, Fahr- und Leitungsrechte aus-
nahmsweise verändert werden (siehe A III 3.). 


 
 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten des 


Trägers der Stadtentwässerung. 
 


 Geh- und Radfahrrecht zu Gunsten der Allge-
meinheit (Geltungsbereich D). 


 
 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten 


der Anlieger (Geltungsbereich D). 
 


 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten 
des Trägers der Stromversorgung. 
 
 


VI Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen 


 
1. In den Gewerbegebieten GE sind passive 


Schallschutzmaßnahmen für Aufenthaltsräu-
me nach den Bestimmungen für die im Be-
bauungsplan festgesetzten Lärmpegelberei-
che (LPB) gemäß DIN 4109 „Schallschutz im 
Hochbau“ durchzuführen. 
 
Für Schlafräume und Kinderzimmer sind 
schallgedämmte Lüftungsöffnungen vorzuse-
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hen. 
 


2. Von den Festsetzungen unter 1. kann ganz 
oder teilweise abgesehen werden, wenn 
nachgewiesen wird, dass der erforderliche 
Schallschutz auf andere Weise gewährleistet 
ist. Der Nachweis kann auf der Grundlage ei-
ner Einzelfallberechnung gemäß VDI-
Richtlinie 2719 „Schalldämmung von Fens-
tern“ und deren Zusatzeinrichtungen“ unter 
Berücksichtigung des Geschosses, der 
Grundrissorganisation und der Anordnung auf 
dem Baugrundstück erfolgen. 


 
3. In den Gewerbegebieten GE sind Wohnun-


gen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter in-
nerhalb der Lärmpegelbereiche V und VI un-
zulässig. 
 


4. Gliederung der Gewerbegebiete GE gemäß § 1 
Abs. 4 BauNVO: 
 
In den jeweiligen Teilflächen der Gewerbege-
biete GE gemäß Beiblatt zu den zeichnerischen 
Festsetzungen dürfen die folgenden flächenbe-
zogenen Schallleistungspegel LWA nicht über-
schritten werden: 


 
Teil- 
fläche 


L WA  [dB(A)] 
tags 
6 bis 22 Uhr 


L WA  [dB(A)] 
nachts 
22 bis 6 Uhr 


   1 63 48 
   2 a 63 48 
   2 b 65 50 
   3 65 50 
   4 64 49 
   5 65 50 


 
5. Schallausbreitungsberechnungen sind gemäß 


DIN ISO 9613-2 anzufertigen. 
 
6. Von den in der Tabelle gemäß 4. genannten 


Werten kann ausnahmsweise abgewichen 
werden, wenn 
 
- die freie Schallausbreitung durch ausrei-


chende aktive Lärmschutzmaßnahmen 
wie Lärmschutzbebauung oder Lärm-
schutzwand dauerhaft eingeschränkt wird 
oder 
 


- ein Ausgleich aufgrund innerer Absorpti-
on, Streuung oder Abschirmung herge-
stellt wird. 


 
In beiden genannten Fällen ist bei einer aus-
nahmsweisen Abweichung von den festge-
setzten Werten der Nachweis durch ein 
schalltechnisches Gutachten zu erbringen, 
dass durch die geplanten aktiven Lärm-
schutzmaßnahmen die jeweils festgesetzten 
flächenbezogene Schallleistungspegel in ihrer 
Gesamtwirkung nicht überschritten werden. 
 


VII Grünordnung 
 
1 Begrünung privater Flächen 
 
1.1 Mind. 10 % der Grundstücksflächen sind zu 


begrünen: Je angefangene zu begrünende 
100 m² sind ein mind. mittelkroniger Laub-
baum und 5 Sträucher zu pflanzen. 
 
Hierauf anrechenbar sind: 
 
− die Flächen für Anpflanzungen gemäß VII 


1.2 bis 1.4. Die anrechenbare Einzelflä-
che muss dabei eine Mindestgröße von 
50 m² bei einer Mindestbreite von 3,00  m 
aufweisen; 


− die gemäß VII 1.2 bis 1.4 anzupflanzen-
den Bäume. 


 
1.2 Entlang der Thiedestraße sind innerhalb der 


Flächen für Anpflanzungen  1  durchgängig in 
einem Regelabstand von 15 m großkronige 
Laubbäume (wie z. B. Linde, Ahorn oder E-
sche) zu pflanzen. Die Anpflanzungsflächen 
sind vollflächig mit Landschaftsrasen anzusä-
en, 20 % der Flächen sind mit Gehölz- oder 
Strauchgruppen zu strukturieren. 


 
1.3 Die Flächen für Anpflanzungen   2 a  und  


 2 b  sind vollflächig mit Strauchpflanzungen 
zu begrünen. Die Flächen dürfen für eine Ein- 
und Ausfahrt je Grundstück auf einer Länge 
bis zu 10,00 m unterbrochen werden. 
 
In den Flächen für Anpflanzungen   2 b  sind 
zusätzlich in einem Regelabstand von 
10,00 m mind. mittelkronige Laubbäume zu 
pflanzen. 
 


1.4 Innerhalb der Flächen für Anpflanzungen  3  
sind je angefangene 100 m² Anpflanzungsflä-
che ein mind. mittelkroniger Laubbaum sowie 
je 4 m² Anpflanzungsfläche ein Strauch zu 
pflanzen. 


 
1.5 Auf Stellplatzanlagen mit mind. 6 Stellplätzen 


ist je 6 Stellplätze ein mind. mittelkroniger 
Laubbaum zu pflanzen. Die Baumstandorte 
sind bei Anlagen mit mehr als 10 Stellplätzen 
als gliedernde Elemente in die Stellplatzanla-
ge zu integrieren. 


 
2 Begrünung öffentlicher Flächen 


 
2.1 Öffentliche Verkehrsflächen 


 
In der Planstraße A ist einseitig durchgängig 
ein mind. 2,00 m breiter Grünstreifen herzu-
stellen und mit Landschaftsrasen einzusäen. 
In dem Grünstreifen sind in einem Regelab-
stand von 10,00 m mind. mittelkronige Laub-
bäume zu pflanzen. 
 
Der Grünstreifen darf für eine Ein- und Aus-
fahrt je Grundstück auf einer Länge bis zu 
10,00 m unterbrochen werden. 
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Zusätzlich sind die in den Planstraßen A und 
B vorgesehenen Parkstreifen mit mind. 20 
mittelkronigen Laubbäumen zu untergliedern. 
 


2.2 Öffentliche Grünflächen 
 
Die öffentlichen Grünflächen sind als Rasen-
flächen anzulegen. Die Flächen sind mit Ge-
hölzgruppen und einzelnen Großsträuchern 
zu strukturieren. 
 
In der öffentlichen Grünfläche  1  ist die Anla-
ge einer flachen Mulde für Maßnahmen zur 
Regenwasserrückhaltung zulässig. 
 
In der öffentlichen Grünfläche  2  ist die Anla-
ge eines befestigten Fuß- und Radweges in 
einer Breite von 2,50 m zulässig. 
 


3 Öffentliche und private Flächen 
 


3.1 Für die festgesetzten Anpflanzungen auf 
öffentlichen und privaten Flächen sind fol-
gende Pflanzqualitäten vorzusehen: 
 
- Laubbäume: Hochstämme, Stammum-


fang 16 – 18 cm, gemessen in 1 m Höhe, 
 


- Großsträucher: Wurzelware, mind. 3 x 
verpflanzt, 100 – 125 cm,  
 


- sonstige Strauchpflanzungen: Wurzelwa-
re, mind. 2 x verpflanzt, 60 – 100 cm. 


 
3.2 Für die Bäume auf öffentlichen Verkehrsflä-


chen und privaten Stellplatzanlagen ist je 
Baum eine gegen Überfahren zu sichernde 
dauerhaft begrünte Vegetationsfläche von 
mind. 2,00 m Breite und 9 m² Fläche vorzu-
sehen. 
 


3.3 Die festgesetzten Anpflanzungen und sonsti-
gen Begrünungen gemäß § 9 (1) Nr. 25 a 
BauGB sind fachgerecht auszuführen, dauer-
haft zu unterhalten und bei Abgang gleichar-
tig zu ersetzen. 
 


3.4 Die auf Privatgrundstücken zur Begrünung 
vorgesehenen Grundstücksflächen müssen 
bis zur Ingebrauchnahme der baulichen An-
lage ausgebaut sein. Sie sind spätestens in 
der nächstfolgenden Pflanzperiode gemäß 
den Festsetzungen abschließend zu begrü-
nen. 
 


3.5 Anpflanzungen im öffentlichen Straßenraum 
sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung 
der Verkehrsflächen bzw. des jeweiligen Er-
schließungsabschnittes durchzuführen und 
abzuschließen. 
 


3.6 Die Anpflanzungen auf öffentlichen Flächen 
sind mit einer zweijährigen Entwicklungspfle-
ge im Anschluss an die Fertigstellungspflege 
fachgerecht auszuführen. 
 


VIII Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (Geltungsbereiche B.1, B.2 und C.1, 
C.2) 


 
1 Die in den Geltungsbereichen B.1 und B.2 


festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft sind durch fol-
gende Maßnahmen naturnah zu entwickeln: 
 


1.1 Geltungsbereich B.1 
 
Die ca. 17 300 m² große Teilfläche des Flur-
stücks 80/11, Flur 3, Gemarkung Rüningen ist 
durch folgende Maßnahmen zu entwickeln: 
 
- Anlage von Sukzessionsflächen innerhalb 


der Bauverbotszonen auf ca. 5 000 m² der 
Fläche mit dem Ziel der natürlichen Wald-
entwicklung. Zusätzlich sind auf 15 % der 
Flächen standortgerechte, heimische Ge-
hölze anzupflanzen. 
 


- Aufforstung einer ca. 4 500 m² großen 
Teilfläche mit standortgerechten Gehöl-
zen zur Herstellung eines funktionalen 
Übergangs zwischen den Sukzessionsflä-
chen der Bauverbotszone. 
 


- Die verbleibende Fläche ist als extensives 
Grünland zu entwickeln. Eine extensive 
Bewirtschaftung als Weide oder Mähwie-
se ist zulässig. 
 


1.2 Geltungsbereich B.2 
 
Das Flurstück 40/0, Flur 4, Gemarkung Gei-
telde ist durch folgende Maßnahmen zu ent-
wickeln: 
 
- Anlage einer Sukzessionsfläche mit dem 


Ziel der natürlichen Waldentwicklung. Zu-
sätzlich sind auf 15 % der Flächen stand-
ortgerechte, heimische Gehölze an-
zupflanzen. 


 
2 Die im Geltungsbereich C festgesetzten Flä-


chen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sind durch folgende Maßnahmen 
naturnah zu entwickeln: 
 
Eine durch den Fuhsekanal im Süden und die 
Bahntrasse im Norden begrenzte Gesamt-
maßnahmenfläche von insgesamt ca. 
59 000 m² (Flurstücke 154/3 und 155/1, Flur 
5, Gemarkung Timmerlah sowie Teilflächen 
der Flurstücke 235 und 156/2, Flur 5, Gemar-
kung Timmerlah und 67/8, Flur 1, Gemarkung 
Broitzem) ist durch folgende Maßnahmen zu 
entwickeln: 
 







- 5 - 
 


- Entlang der Bahntrasse ist in einer Tiefe 
von 10 m eine Ruderalfläche als Hoch-
staudenflur herzustellen. Die Fläche ist 
dauerhaft von Gehölzaufwuchs freizuhal-
ten. Innerhalb der Ruderalfläche ist die 
Anlage eines max. 3,50 m breiten Unter-
haltungsweges zulässig. 
 


- Waldentwicklung durch Aufforstung einer 
ca. 32 900 m² großen Fläche mit stand-
ortgerechten Gehölzen. Der Aufforstung 
ist zusätzlich nach Norden ein durch-
schnittlich 20 m tiefer strukturierter Ge-
hölzsaum vorzulagern. 
 
Zur östlich verlaufenden Wasserleitung ist 
ein Mindestabstand von 10 m einzuhalten. 
 


- Parallel des Fuhsekanals ist das Gelände 
in einer Tiefe von 10 m bis auf die Höhe 
des Mittelwasserstandes abzutragen. Ü-
ber Sukzession ist Röhricht zu entwickeln 
und dauerhaft zu erhalten. Der bei den 
Maßnahmen anfallende Bodenaushub ist 
abzufahren und ordnungsgemäß zu ent-
sorgen.  
 


- Den Fuhsekanal begleitend, ist eine Kopf-
weidenreihe mit mind. 20 Baumstandorten 
zu pflanzen. 
 


- Entwicklung der verbleibenden Flächen zu 
extensivem Grünland: Innerhalb der Grün-
landflächen sind Feldgehölzinseln herzu-
stellen. Zusätzlich sind als Einzelbaum-
standorte mind. fünf mittelkronige Laub-
bäume anzupflanzen. Die Grünlandflä-
chen sind dauerhaft von Gehölzaufwuchs 
freizuhalten. Der Bereich der Wasserlei-
tung ist beidseitig in einer Tiefe von mind. 
5 m von Gehölzen freizuhalten. 


 
Das ca. 3 400 m² große Flurstück 154/4, Flur 
5, Gemarkung Timmerlah ist durch folgende 
Maßnahmen zu entwickeln: 
 
- Ein Flächenanteil von ca. 3 000 m² ist ü-


ber Brachestadien mit Sukzessionsfolgen 
zu extensivem Grünland zu entwickeln. 
Eine extensive Nutzung als Weide oder 
Mähwiese ist zulässig. 
 


- Parallel des Fuhsekanals ist das Gelände 
in einer Tiefe von 10 m bis auf Höhe des 
Mittelwasserstandes abzutragen. Über 
Sukzession ist Röhricht zu entwickeln und 
dauerhaft zu erhalten. Der bei den Maß-
nahmen anfallende Bodenaushub ist ab-
zufahren und ordnungsgemäß zu entsor-
gen.  
 


- Den Fuhsekanal begleitend, ist eine Kopf-
weidenreihe mit mind. vier Baumstandor-
ten zu pflanzen. 
 


3 Für die festgesetzten Anpflanzungen sind 
folgende Pflanzqualitäten vorzusehen: 
 
- Laubbäume: Hochstämme, Stammum-


fang 16 – 18 cm, gemessen in 1 m Höhe, 
 


- Obstbäume: Hochstämme, Stammumfang 
12 – 14 cm, gemessen in 1 m Höhe, 
 


- Kopfweiden: Steckhölzer, Mindesthöhe 
2,0 m, 
 


- Feldgehölze/Heckenstrukturen: Sträucher, 
Wurzelware, mind. 2 x verpflanzt, 60 – 
100 cm, 
 


- Waldentwicklung/Aufforstung: Sträucher 
in der Qualität „Forstware“. 


 
4 Die Maßnahmen in den Geltungsbereichen 


B.1, B.2 und C sind nach Verkauf von 75 % 
aller Grundstücksflächen, spätestens aber 
drei Jahre nach Beginn der Erschließungsar-
beiten durchzuführen und binnen zweier Jah-
re abzuschließen. 
 
Die Maßnahmen sind mit einer fünfjährigen 
Entwicklungspflege im Anschluss an die Fer-
tigstellungspflege fachgerecht durchzuführen. 
Die Flächen sind dauerhaft im Sinne der 
Festsetzungen zu erhalten. 
 


 
IX Flächen für die Regenrückhaltung 


(Geltungsbereich D) 
 
1 Die Flächen für die Regenrückhaltung im 


Geltungsbereich D sind wie folgt zu gestalten: 
 


1.1 Die Uferzonen des Regenrückhaltebeckens 
sind mit wechselnden Böschungsneigungen 
(Neigungsverhältnis 1 : 2 bis 1 : 4) auszubil-
den und naturnah mit Röhrichten sowie auf 
900 m² Fläche mit standortheimischen Ge-
hölzen im Wechsel mit Wiesenbereichen zu 
begrünen. Zusätzlich sind mind. drei Einzel-
bäume zu pflanzen. 
 


1.2 Die Flächen angrenzend an den Entwässe-
rungsgraben sind mit standortgerechten, 
heimischen Gehölzen wie folgt zu gestalten: 
 
- Die südliche Böschung ist auf 70 % der 


Fläche vollflächig mit Strauchpflanzungen 
einzugrünen. Zusätzlich sind mind. fünf 
Einzelbäume anzupflanzen. 
 


- Die nördliche Böschung ist mit einzelnen 
Gehölzgruppen zu strukturieren. 
 


- Die verbleibenden Flächen sind flächen-
deckend mit Landschaftsrasen zu begrü-
nen. 
 


1.3 DenUnterhaltungsweg/Geh- und Radweg 
begleitend, ist in einem Regelabstand von 
12,00 m eine durchgängige Baumreihe zu 
pflanzen. 
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1.4 Die Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr 
nach Fertigstellung der Entwässerungsanla-
gen durchzuführen. Die textlichen Festset-
zungen zur Pflanzqualität gemäß VIII 3 gelten 
entsprechend. 


 
2 Im Geltungsbereich D sind zum Zwecke der 


Rückhaltung von Niederschlagswasser Auf-
schüttungen bis zu 1,50 m über dem natürli-
chen Gelände zulässig. 
 


3 Im Geltungsbereich D ist die Anlage eines 
befestigten Weges in einer Breite von max. 
3,50 m zwischen Thiedestraße und Thiede-
bach zulässig, der der Unterhaltung des Ent-
wässerungsgrabens und als Geh- und Rad-
weg für die Allgemeinheit dient. 
 


 
X Ausgleichsflächen und –maßnahmen im 


Sinne von §§ 18, 19 und 21 BNatSchG und 
§ 1 a BauGB 


 
1 Folgende Flächen und hierfür festgesetzte 


Maßnahmen dienen dem Ausgleich von Ein-
griffen in Natur und Landschaft, die aufgrund 
dieses Bebauungsplanes zu erwarten sind: 


 
1.1 die unter VII 1.1 – 1.5 getroffenen Festset-


zungen der Grünordnung auf privaten Flä-
chen; 
 


1.2 die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft in den Geltungsbereichen 
B.1, B.2 und C; 
 


1.3 die festgesetzten Anpflanzungsmaßnahmen 
innerhalb der Flächen für die Regenrückhal-
tung im Geltungsbereich D, die über die 
Kompensation des Eingriffs aus den Regen-
rückhaltemaßnahmen hinausgehen. Diese 
umfassen: 
 
- Pflanzung von standortheimischen Gehöl-


zen auf 750 m² sowie Baumpflanzungen 
gemäß IX 1.1, 
 


- 50 % der Strauchpflanzungen gemäß IX 
1.2 auf der südlichen Böschung, 
 


- sowie die Baumpflanzungen gemäß 
IX 1.3. 


 
2 Die unter X 1.2 und 1.3 genannten Flächen 


und Maßnahmen werden dem Geltungsbe-
reich A im Sinne von § 9 Abs. 1 a und § 135 a 
BauGB zugeordnet. 
 
Die Zuordnung erfolgt anteilig: 
 
GE 1 – GE 4   89,51 % 
öffentliche Verkehrsflächen  10,49 % 


 
 


B Gestaltung 


gemäß § 56, 91, 97, 98 NBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 
BauGB 
 
 
I Geltungsbereich 
 
Die Gestaltungsvorschriften gelten für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Braunstra-
ße-Süd“, RN 41. 
 
 
II Werbeanlagen 
 
1. Eine Beleuchtung der Werbeanlagen ist nur 


zulässig, wenn die Verkehrssicherheit nicht 
beeinträchtigt wird. 
 


2. Unzulässig sind: Anlagen mit sich turnusmä-
ßig verändernder Werbedarstellung, wie z. B. 
Prismenwendeanlagen, Rollbänder, Filmwän-
de oder CityLightBoards. 
 


3. Unzulässig sind: Blinkende Werbeanlagen, 
Wechsellicht, Lauflichtbänder sowie grelle 
Farben und Signalfarben wie z. B. folgende 
RAL-Farben (840 HR): 1016, 1026, 2005, 
2007, 3024 und 3026. 


 
 
III Farbgebung der Gebäude 
 
1. Unzulässig sind: Grelle Farben und Signal-


farben, wie z. B. folgende RAL-Farben (840 
HR): 1016, 1026, 2005, 2007, 3024 und 
3026. 


 
 
IV Einfriedungen 
 
1. Einfriedungen angrenzend an öffentliche 


Flächen dürfen nur bis zu einer Höhe von 
max. 1,20 m massiv, z. B. als Mauer, ausge-
führt werden. 
 
Oberhalb von 1,20 m dürfen Einfriedungen 
nur transparent ausgeführt werden, z. B. mit 
Metallstäben. 
 


2. Einfriedungen angrenzend an öffentliche 
Flächen sind entlang der jeweiligen Grund-
stücksgrenzen bezüglich Form, Farbe, Mate-
rial und Struktur einheitlich zu gestalten. 


 
 
V Trafostationen 
 
Die den Transformatorenstationen zugeordneten 
Grundflächen sind mit Gehölzpflanzungen zu begrü-
nen. Sofern die Grundfläche eine Begrünung mit 
Gehölzen nicht zulässt, ist eine Fassadenbegrünung 
aus Schlingen- oder Kletterpflanzen vorzusehen. 
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VI Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO, 
wer eine Baumaßnahme durchführt oder durchfüh-
ren lässt, die nicht den Gestaltungsfestsetzungen 
(Teil B) entspricht. 
 
 
C Nachrichtliche Übernahmen 
 
1 Bauverbotszonen 


 
1.1 Innerhalb der in der Planzeichnung gekenn-


zeichneten Bauverbotszone gem. § 9 Fern-
straßengesetz (FStrG) sind Hochbauten jeder 
Art sowie Aufschüttungen oder Abgrabungen 
größeren Umfangs unzulässig. 
 
Ebenfalls unzulässig sind bauordnungsrecht-
lich notwendige Stellplätze und deren Zufahr-
ten, notwendige Feuerwehrumfahrten sowie 
Fluchtwege.  
 


1.2 Eine Duldung von unter 1.1 genannten Nut-
zungen ist nur mit Zustimmung der Landes-
straßenbaubehörden zulässig und nur dann,  


 
−   wenn für den Fall der Inanspruchnahme 


der Bauverbotszone Alternativen zur Ver-
fügung stehen und dauerhaft freigehalten 
werden können (z. B. für mögliche bau-
ordnungsrechtlich nicht notwendige Stell-
plätze oder Lagerflächen außerhalb der 
Bauverbotszone) und 


−  wenn die Festsetzungen dieses Bebau-
ungsplanes im Übrigen eingehalten wer-
den (siehe insbesondere A III 2., A IV 2.). 


 
2 Urnengräberfeld 


 
Im Geltungsbereich A ist bei Erdarbeiten auf 
Bodenfunde gemäß § 14 Nds. Denkmal-
schutzgesetz (NDSchG) zu achten. Im Plan-
gebiet wurde ein Urnengräberfeld ergraben, 
sodass bei Erdarbeiten mit Bodenfunden 
(z. B. Urnen, Scherben etc.) gerechnet wer-
den kann. Bodenfunde sind an der Fundstelle 
zu belassen. Weitere Arbeiten an der Fund-
stelle sind einzustellen. Von dem Fund sind 
sofort zu benachrichtigen: 
 
Niedersächsisches Landesamt für Denkmal-
pflege, Stützpunkt Braunschweig, Husaren-
straße 75 „Berliner Haus“, 38102 Braun-
schweig, Telefon: 0531 121606-14 
 
oder 
 
Stadt Braunschweig, Fachbereich Stadtpla-
nung und Umweltschutz, Abteilung Baurecht. 
 
Die Fortsetzung der Arbeiten darf erst nach 
Freigabe durch eine der o. g. Stellen wieder 
aufgenommen werden. 
 


3 Archäologische Verdachtsfläche „Erdwerk“ 
 
Im Geltungsbereich A wird ein mittelneolithi-
sches Erdwerk vermutet. Der fragliche Be-
reich ist als archäologische Verdachtsfläche 
gekennzeichnet. Erdarbeiten im Bereich die-
ser Fläche erfordern eine denkmalrechtliche 
Genehmigung gemäß § 13 NDSchG. 


 
 
D Hinweise 
 
1 Kampfmittel 


 
1.1 Es ist davon auszugehen, dass in den Gel-


tungsbereichen B.1, B.2, C und D noch 
Kampfmittel vorhanden sind. Vor Hoch- und 
Tiefbaumaßnahmen sind aus Sicherheits-
gründen Gefahrenerforschungsmaßnahmen 
durchzuführen. Eine Freigabebescheinigung 
der Zentralen Polizeidirektion Hannover ist 
der Stadt Braunschweig, Abteilung Umwelt-
schutz, vor Beginn jeglicher Bauarbeiten vor-
zulegen. 
 


1.2 Im Geltungsbereich A ist die Gefahrenerkun-
dung und Beseitigung von Bombenblindgän-
gern im Jahr 2008 durchgeführt worden. 
 


2 Baugrund 
 
Im Untersuchungsgebiet steht oberflächen-
nah Schwemmlöss mit teilweise weicher Kon-
sistenz an. Darunter folgen überwiegend ge-
mischtkörnige Böden in Form von schluffigen 
und stark schluffigen Sanden. 
 
Grundsätzlich können Bauwerkslasten über 
eine Flachgründung in den Baugrund abge-
tragen werden. Je nach Gründungstiefe und 
anfallender Gebäudelast können baugrund-
verbessernde Maßnahmen (z. B. Teilboden-
austausch) erforderlich werden. 
 
Zwischen Thiedestraße und Planstraße A 
sowie auf einer Fläche von bis zu 40,00 m 
westlich der Planstraße A ist voraussichtlich 
eine Geländeerhöhung erforderlich. 
 
Es wird auf teilweise hohe Grundwasserstän-
de hingewiesen. 
Eine flächenhafte Versickerung gemäß DWA-A 
138 ist nicht möglich. 
 


3 Altablagerungen (Geltungsbereich D) 
 
Im Geltungsbereich D befindet sich eine klei-
nere Altablagerung. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, dass bei Bodenaushub 
bereichsweise belastetes Material anfällt, das 
nicht wieder eingebaut werden kann, sondern 
entsprechend entsorgt werden muss. 
 


4 Freiflächenpläne 
 
In den Gewerbegebieten GE ist im Rahmen 
des Bauantrages ein qualifizierter Freiflä-
chenplan vorzulegen. 
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 Anlage 6 
 Stand: 6. Jan. 2009 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Braunstraße-Süd RN 41 
Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB vom  
28. November bis 29. Dezember 2008 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 Stellungnahme der Verwaltung 
Schreiben von Frau Imker-Enghardt, 
Siegstraße 13, 38120 Braunschweig, 
vom 09.12.2008 
 
Ich beziehe mich auf den Termin vom 
05.12.2008 im Rathaus-Altbau und die 
Vorstellung des Baugebietes RN 41, 
„Braunstraße-Süd“. 


 
 
 
 
Es handelte sich hierbei um die Informa-
tion und Anhörung der von der Planung 
betroffenen Eigentümer vor Einleitung 
des Umlegungsverfahrens. 
 


  
Hiermit erhebe ich Einspruch gegen den 
Bebauungsplan, vornehmlich gegen die 
geplante Entwässerung über mein 
Grundstück. 
Die von Ihnen geforderte Fläche habe ich 
vermietet. Die daraus resultierende Miete 
dienst meinem Lebensunterhalt 
Ich bin daher nicht in der Lage, Gelände 
zu verkaufen. 


Frau Imker-Enghardt ist Eigentümerin 
des Grundstücks Thiedestraße 15 (Ge-
markung Rüningen, Flur 2, Flurstück 
59/29. Das Grundstück hat eine Größe 
von 14.230 m². Es handelt sich um ein 
Grundstück im Außenbereich; ein Be-
bauungsplan existiert nicht. Im Norden 
des Grundstücks befinden sich bauliche 
Anlagen eines Straßenbaubetriebes. Die 
südlichen Teilflächen sind gegenüber 
dem natürlichen Gelände um ca. 1,50 m 
aufgeschüttet und befestigt. Ortsbesichti-
gung und Luftbildauswertung ergaben, 
dass diese Flächen im Wesentlichen 
brach liegen und nur in sehr geringem 
Maße als Lkw-, Bauwagen- und Contai-
nerabstellplatz genutzt werden. 
 
Über diesen südlichen Teilbereich soll die 
Ableitung des Regenwassers vom Re-
genrückhaltebecken im Geltungsbe-
reich D erfolgen. Eine andere Möglichkeit 
der Führung über ein anderes Grund-
stück besteht nicht, da das Grundstück 
von Frau Imker-Enghardt an den gesam-
ten in Frage kommenden Abschnitt des 
Thiedebaches angrenzt. Das Grundstück 
wird auf einer Länge von 34,0 m durch-
quert. Bei einer vorgesehenen Flächen-
breite von 12,0 m ergibt sich eine äußerst 
geringe Flächeninanspruchnahme von 
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ca. 408 m². Ferner sieht der Bebauungs-
plan ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu 
Gunsten der Anlieger vor, sodass eine 
Überquerung dieser Entwässerungstras-
se und damit eine Erschließung der süd-
lich angrenzenden Teilfläche des Flur-
stücks unverändert gesichert ist. 


  
Eine Verrohrung kommt für mich nicht in 
Frage, da bereits die Fuhse innerhalb 
meines Geländes verrohrt wurde. Eine 
weitere Verrohrung ist für mich nicht zu-
lässig. 


Auf Grund der genannten Geländeauf-
schüttung ist eine Verrohrung an Stelle 
einer offenen Regenwasserableitung be-
absichtigt. Diese Verrohrung spart Flä-
chen; zudem reduzieren sich dadurch die 
Einschränkungen in der Benutzbarkeit 
des Grundstücks. 
 
Für die Inanspruchnahme des Grund-
stücks zur Ableitung des Niederschlags-
wassers wird Frau Imker-Enghardt im 
Rahmen des Umlegungsverfahrens eine 
angemessene Entschädigung in 
Grundstücken oder in Geld erhalten. 


  
Als Anmerkung möchte ich noch erwäh-
nen, dass die Stadt Braunschweig eine 
Erschließung meines Geländes in der 
80er Jahren nicht nur nicht unterstützt, 
sondern noch behindert hat. 
Obwohl ich über 4 Jahrzehnte Gewerbe-
steuer an die Stadt Braunschweig gezahlt 
habe, musste ich den Entwässerungsan-
schluss von meinem Grundstück Leifer-
der Weg 15 bis zum Sandberg allein be-
zahlen, obwohl mein Grundstück inner-
halb des Gewerbegebietes lag. 
Die Länge der von mir finanzierten Lei-
tungen beträgt über 350,0 m, die ich her-
gestellt habe und zu unterhalten habe. 


Der beschriebene Sachverhalt steht in 
keinem Zusammenhang zu diesem Be-
bauungsplan. Es sei jedoch darauf hin-
gewiesen, dass das Grundstück im Au-
ßenbereich liegt. Es gibt keinen Bebau-
ungsplan. 


  
 Vorschlag der Verwaltung: 


 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
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Stellungnahme Nr. 2 Stellungnahme der Verwaltung 
Schreiben des Landvolkes Nieder-
sachsen, Bezirksverband Braun-
schweig e. V., Helene-Künne-Allee 5, 
38122 Braunschweig, vom 15. 
Dez. 2008 
 


 


Bezüglich des Baugebietes RN 41 
„Braunstraße-Süd“ möchten wir im Auf-
trage der Erbengemeinschaft Meier, Ma-
rina Marlitt Meyer, Rheinring 76, 38120 
Braunschweig, folgende Anregungen 
und Bedenken vortragen. 


Die Erbengemeinschaft Meier/Meyer ist 
Eigentümerin der Flächen im Geltungsbe-
reich D. Hier soll zwischen Thiedestraße 
und Thiedebach ein Entwässerungsgra-
ben sowie ein Regenrückhaltebecken 
entstehen. Es handelt sich um ca. 1,3 ha 
im Eigentum der Erbengemeinschaft. 


  
Die Erbengemeinschaft Meier ist in der 
jüngsten Vergangenheit durch intensiv 
geprägte Bauentwicklungen im Bereich 
Rüningen mit ihren landwirtschaftlich 
genutzten Flächen stark in Mitleiden-
schaft gezogen worden. Der Verlust von 
landwirtschaftlich genutzten Flächen 
nimmt für die Erbengemeinschaft erneut 
eine intensive Betroffenheit ihres Eigen-
tums.  
 
 
 
Auf Grund der Mehrfachbetroffenheit 
durch die unterschiedlichsten Planungen 
wurde in der Vergangenheit der Wunsch 
der Erbengemeinschaft Meier ausrei-
chend Ersatzland zur Verfügung gestellt 
zu bekommen, nicht nachgegangen. 
 


Bei den Flächenverlusten handelt es sich 
nach Auskunft des Landvolkes um 
Grundstücke, die im Zusammenhang mit 
der Anschlussstelle Rüningen-Süd und 
dem Autobahndreieck Braunschweig-
Südwest benötigt wurden, vor allem für 
Ausgleichsmaßnahmen. Die Erbenge-
meinschaft ist landwirtschaftlich nicht 
selbst tätig, sondern verpachtet die Flä-
chen an Landwirte. Die Pachteinnahmen 
bilden dabei eine solide finanzielle Basis, 
auf die nicht verzichtet werden soll. 
 
Die Stadt Braunschweig hatte der Erben-
gemeinschaft bereits am 4. Februar 2008 
ein Angebot zum Ankauf der Teilflächen 
gemacht, die für den geplanten Entwäs-
serungsgraben erforderlich gewesen wä-
ren. Später kamen noch die Flächen für 
das Regenrückhaltebecken hinzu, insge-
samt werden 1,3 ha benötigt. 
 
Auf dieses Angebot hin teilte die Erben-
gemeinschaft mit, dass sie die anteilig 
betroffenen beiden Flurstücke (insgesamt 
3,86 ha) auch ganz veräußern würde, 
wenn sie entsprechendes Ersatzland be-
käme. Zum Ausgleich des Flächenverlus-
tes, u. a. auch durch den Umbau des Au-
tobahndreiecks Braunschweig-Südwest, 
wären rund 15,0 ha erforderlich. Außer-
dem wurde eine Verdoppelung des ange-
botenen Kaufpreises verlangt. 
 
Telefonisch hatte das Landvolk im De-
zember 2008 noch auf ein Flächenange-
bot der NLG in Salzgitter hingewiesen. 
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Dieses Flächenangebot wurde Frau Mei-
er bereits im Februar 2008 durch die 
Stadt Braunschweig erläutert. Diese Flä-
chen wurden von ihr als nicht geeignet 
abgelehnt. 
 
Ferner wurde der Erbengemeinschaft am 
29.08.2008 als Tauschfläche das Flur-
stück 148/4, Flur 5, Gemarkung Timmer-
lah (17.512 m² Ackerland) angeboten. 
Auch diese Fläche wurde abgelehnt. Als 
Begründung wurde mitgeteilt, dass diese 
Flächen zu weit entfernt liegen würden 
und die Erbengemeinschaft Flurstücke in 
der Gemarkung Geitelde bevorzugen 
würde. 


 
Wir bitten somit um Verständnis, dass 
die Erbengemeinschaft für die erneute 
Betroffenheit, die im Zusammenhang mit 
der genannten Planung steht, ihre land-
wirtschaftlich genutzten Flächen nicht für 
eine Nutzungsänderung zur Verfügung 
stellt. Wir bitten erneut die Stadt darum, 
ausreichend Ersatzland zur Verfügung 
zu stellen, um einen erneuten Gedan-
kenaustausch mit der Erbengemein-
schaft Meier zu suchen, um die darge-
stellten Planungen einvernehmlich vo-
ranzubringen. 


 
Die Stadt ist weiterhin bemüht, landwirt-
schaftliche Ersatzflächen zur Verfügung 
zu stellen. 
 
 


  
Wir bitten um Verständnis der aufgezeig-
ten Vorgehensweise. Aufgrund der in-
tensiven Betroffenheit sieht die Erben-
gemeinschaft sich zur Zeit nicht in der 
Lage, ihre landwirtschaftlich genutzten 
Flächen für die Nutzungsänderung zur 
Verfügung zu stellen. 


In der Abwägung der privaten und öffent-
lichen Belange soll die Planung der Ent-
sorgung des Niederschlagswassers bei-
behalten werden, da die alternativ geprüf-
ten Möglichkeiten der Entwässerung gra-
vierende Nachteile in Bezug auf Umset-
zung, Kosten, Unterhaltungsaufwand und 
den Hochwasserschutz aufweisen (siehe 
Begründung Kapitel 5.6). 


Für Verständnisfragen steht Ihnen der 
Unterzeichner gern jederzeit zur Verfü-
gung. 
 


Von diesem Angebot wurde Gebrauch 
gemacht. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert 
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Stellungnahme Nr. 3 Stellungnahme der Verwaltung 
Schreiben von Herrn und Frau Schult-
ze, Zum Steinbruch 12, 38126 Braun-
schweig, vom 19.12.2008 


 


  
Hiermit legen wir Widerspruch gegen 
den Bebauungsplan Braunstraße-Süd 
RN 41 ein. 


Herr und Frau Schultze sind Eigentümer 
des Grundstücks Braunstraße 10 D. Auf 
diesem Grundstück befinden sich zwei 
Musterhäuser. Eines der Gebäude (Flur-
stück 76/3) wurde im Jahr 1986 befristet 
bis zum Jahr 1996 genehmigt; die Ge-
nehmigung wurde anschließend bis zum 
28.05.2006 verlängert und ist seit dem 
ausgelaufen. 
 
Das andere Gebäude (Flurstück 76/11) 
wurde im Jahr 1998 auf Widerruf geneh-
migt. Beide Gebäude wurden nur als 
Musterhäuser genehmigt und keinesfalls 
mit der Berechtigung, sie als Wohnhäu-
ser zu nutzen. 


  
Von der Stadtplanung – Frau Dirks -  
wurde uns mitgeteilt, dass unsere 
Grundstücke in einem Bereich liegen, in 
dem ein betriebsbedingtes Wohnen auf-
grund eines allgemeinen Schallgutach-
tens nicht erlaubt ist. Wie wir in Erfah-
rung bringen konnten, haben Schallmes-
sungen vor Ort nicht stattgefunden. 


Für den  Bebauungsplan „Braunstraße-
Süd, RN 41, wurde ein schalltechnisches 
Gutachten angefertigt (Bonk-Maire-
Hoppmann, GbR, vom 19.11.2007). Die-
ses Gutachten berücksichtigt die plan-
festgestellte Neutrassierung der B 248 
sowie die Anschlussstelle Rüningen-Süd. 
Die Anschlussstelle – und damit insbe-
sondere die Auf- und Abfahrtsrampen – 
liegen in unmittelbarer Nähe zum Grund-
stück Braunstraße 10 D. 
 
Die zu erwartenden Verkehrsmengen auf 
der Neutrassierung der B 248 und der A 
39 wurden in der „Verkehrsuntersuchung 
Braunschweig-Rüningen“ des Büros WVI 
im Mai 2007 ermittelt. Der zu Grunde lie-
gende Planfall P 1 – V 1 b – 2005 be-
rücksichtigt dabei folgende Entwicklun-
gen: 
 
• Verkehrsnachfrage zum Prognoseho-


rizont 2015 
• Ausbau der A 39 im Raum Braun-


schweig und Verlängerung der A 39 
über das AK Wolfsburg/Königslutter 
bis nach Lüneburg bzw. bis zur A 14 


• Neubau der Anschlussstelle Braun-
schweig-Rüningen-Süd 
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• Umbau des Autobahndreieckes 


Braunschweig-Südwest 
• Die Anschlussstelle Rüningen-Nord 


bleibt in ihrer Verkehrsfunktion kom-
plett erhalten, es sind wie heute Fahr-
beziehungen in alle Richtungen mög-
lich („Vollanschluss“) 


• Vollausbau des geplanten Gewerbe-
gebietes Rüningen-West und An-
schluss an die Rüningenstraße und 
weiter über eine Verbindungsstraße 
bis zur Anschlussstelle Rüningen-
Süd. 


 
Die zu erwartende Lärmbelastung wurde 
auf Basis dieser Verkehrsprognose rech-
nerisch ermittelt. Eine „Messung“ hätte 
die zukünftige Entwicklung nicht wider-
spiegeln können und wäre daher für die 
planerische Abwägung nicht geeignet 
gewesen. 
 
Zudem basieren schalltechnische Gut-
achten grundsätzlich auf rechnerisch er-
mittelten Ergebnissen, da diese genauer 
sind als „zufällige“ Messergebnisse (ta-
ges-, jahreszeitliche Schwankungen, 
Windstärke und –richtung…). Das Gut-
achten wurde somit nach dem anerkann-
ten Stand der Technik erstellt. 


  
Wir haben in den Gebäuden 20 Jahre 
gearbeitet und kennen die Verhältnisse 
dort bestens. Es ist in den Häusern ab-
solut kein Lärm von außen zu hören und 
auch auf dem Gelände sind Lärmbelästi-
gungen absolut nicht vorhanden. Da die 
neue Anschlussstrecke mindestens ge-
nauso weit von dem Gelände entfernt 
liegt, wie die jetzige Autobahn und zu-
dem dort eine größere Geschwindig-
keitsbegrenzung kommen wird, kann und 
wird eine Lärmbelästigung, wie aus dem 
allgemeinen Gutachten zitiert, nicht ent-
stehen. 


Das Schallgutachten, das die beschrie-
bene künftige Lärmbelastung widerspie-
gelt, kommt zu dem Ergebnis, dass die 
Grundstücke erheblichen Lärmbelastun-
gen ausgesetzt sind bzw. sein werden. 
Auf den fraglichen Grundstücken werden 
die Orientierungswerte der DIN 18005 
„Schallschutz im Städtebau“ sowie die 
Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärm-
schutzverordnung erheblich überschrit-
ten, vor allem nachts. Ferner wird sogar 
der nächtliche Grenzwert für eine Lärm-
sanierung an Bundesstraßen annähernd 
erreicht. Vor diesem Hintergrund können 
in unmittelbarer Nähe zur Autobahn bzw. 
zur Anschlussstelle keine gesunden 
Wohnverhältnisse sichergestellt werden –
 auch nicht unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass für betriebsbedingte 
Wohnungen in Gewerbegebieten niedri-
gere Ansprüche an den Lärmschutz ge-
stellt werden als in Wohngebieten. Diese 
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niedrigen Ansprüche werden bereits da-
durch ausgeschöpft, dass die Wohnun-
gen in Gewerbegebieten Gewerbelärm in 
einem höheren Umfang hinnehmen müs-
sen als in Wohngebieten. 
 
Passive Schallschutzmaßnahmen können 
die Außenbereiche (Balkon, Terrasse) 
nicht schützen. Zur Erreichung der not-
wendigen Innenraumpegel müssten an 
die Gebäude erhebliche bauliche Anfor-
derungen gestellt werden (Wände, Dä-
cher, Fenster), die über das übliche bau-
konstruktive Maß weit hinausgehen. 


  
In einigen Gesprächen habe ich dieses 
mit Frau Dirks bereits erörtert. Im Ge-
spräch vom 29.07.2008 mit den Teil-
nehmern Frau Dirks, Herrn Grigat, Herrn 
Lütge und Herrn Rosen war von einem 
Gutachten keine Rede und ein betriebs-
bedingtes Wohnen von ca. 30 % auf die 
gesamte Nutzungsfläche bezogen, in 
Aussicht gestellt. 


Am 29.07.2008 fand ein Gespräch zwi-
schen Vertretern des Ref. Baurechts, der 
Abt. Stadtplanung und Herrn Schultze 
statt. In diesem Gespräch wurde die Fra-
ge erörtert, ob auf dem Grundstück 
Braunstraße 10 D künftig eine betriebs-
bedingte Wohnnutzung zugelassen wer-
den kann. Es ging dabei zunächst um die 
Frage, inwieweit eine Wohnnutzung in 
Anbetracht der Gebäudegrößen als 
„deutlich untergeordnet“ bezeichnet wer-
den kann und inwieweit von der vorgese-
henen Festsetzung des Bebauungspla-
nes abgewichen werden kann, nach wel-
chen Wohnnutzungen in ein Betriebsge-
bäude integriert sein müssen, was bei 
den Musterhäusern nicht der Fall ist. In 
Anbetracht der konkreten Situation, dass 
die Häuser bereits bestehen und beide 
Wohnhäuser zusammengenommen als 
Einheit betrachtet wurden, wurde hier 
tatsächlich eine Wohnnutzung auf 30 % 
der Nutzfläche in Aussicht gestellt. Aus-
drücklich wurde jedoch darauf hingewie-
sen, dass hierfür ein Bauantrag auf dau-
erhafte Genehmigung der Gebäude mit 
der ausnahmsweise zulässigen Wohn-
nutzung gestellt werden müsse und dass 
ein solcher Antrag erst nach Rechtskraft 
des Bebauungsplanes bearbeitet werden 
könnte. Kurze Zeit später wurde im Rah-
men der Erarbeitung des Bebauungspla-
nes das vorliegende schalltechnische 
Gutachten im Hinblick auf die künftigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes 
ausgewertet. Dabei stellte sich heraus, 
dass das Grundstück im Lärmpegelbe-
reich V liegen würde. Die Verwaltung teil-







- 8 - 
 
te Herrn Schultze daraufhin mit Schrei-
ben vom 19. August 2008 umgehend mit, 
dass eine Baugenehmigung für eine 
Wohnnutzung auf Grund der hohen 
Lärmbelastungen auf dem Grundstück 
nunmehr nicht mehr in Aussicht gestellt 
werden könne. Da es sich hierbei um ein 
noch laufendes Bebauungsplanverfahren 
handelte und ausdrücklich auf den not-
wendigen Abschluss des Verfahrens hin-
gewiesen worden war, konnten aus den 
zuvor geführten Gesprächen keinerlei 
Ansprüche hergeleitet werden. 
 
Mittlerweile hat sich jedoch herausge-
stellt, dass bereits seit Frühjahr 2008 das 
Gebäude bewohnt war, ohne dass Herr 
Schultze die Verwaltung hierüber infor-
miert hatte, geschweige denn, dass eine 
unbefristete Baugenehmigung und Nut-
zungsänderungsgenehmigung vorgele-
gen hätte. 


  
Mehrfach habe ich auch darauf hinge-
wiesen, dass für Objekte, wie die in der 
Braunstraße großes Interesse bei kleine-
ren Betrieben, die am Arbeitsplatz woh-
nen müssen, besteht. Dies zeigt auch 
das alte Gewerbegebiet auf der anderen 
Seite der Braunstraße. Dort ist das 
Wohnen direkt an der Autobahn zuge-
lassen. Eine reine gewerbliche Vermie-
tung  ist fast nicht möglich und schon gar 
nicht in der jetzigen Wirtschaftslage. 


Das Interesse von Betriebsinhabern, ih-
ren Betrieb zusammen mit einer Wohn-
nutzung zu betreiben, ist nachvollziehbar. 
Jedoch haben solche Wohnnutzungen 
ein grundsätzliches Schutzbedürfnis vor 
gesundheitsschädigenden Lärmauswir-
kungen der Umgebung und beschränken 
somit die gewerbliche Nutzung. Es ist 
dabei jedoch auch zu berücksichtigen, 
dass Gewerbegebiete unter hohem fi-
nanziellen Aufwand durch die Stadt ent-
wickelt werden, um Arbeitsstätten anzu-
siedeln. Vorrangiges Ziel muss es dabei 
sein, diese anzusiedelnden Gewerbebe-
triebe nicht durch schutzbedürftige be-
nachbarte Nutzungen einzuschränken. 
 
Häufig ist auch zu beobachten, dass be-
triebsbedingte Wohnungen später nicht 
mehr vom Betriebsinhaber oder Auf-
sichtspersonal bewohnt werden und an 
andere Personen verkauft oder vermietet 
werden. Dann entstehen hier Konstellati-
onen, die sich nachteilig auf die uneinge-
schränkte Nutzung des Gewerbegebietes 
auswirken. Im vorliegenden Fall sind er-
schwerend die erheblichen Lärmbelas-
tungen zu berücksichtigen. Der Bebau-
ungsplan lässt insgesamt betriebsbeding-
te Wohnungen auf ausreichend großen 
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Flächen zu. 
 
 
Ferner ist darauf hinzuweisen, dass die 
Musterhäuser generell nur befristet oder 
auf Widerruf genehmigt wurden. Es war 
demnach den Bauherren bereits zum 
Zeitpunkt der Antragstellung klar, dass 
damit kein Anspruch auf eine dauerhafte 
Nutzung besteht. Im Gegenteil ist damit 
zu rechnen gewesen, dass die Gebäude 
eines Tages abgebrochen werden müs-
sen. Von daher lassen sich auch aus der 
Geschichte der Genehmigung der Mus-
terhäuser keine Ansprüche herleiten. 
 
Bestehende Wohnnutzungen in angren-
zenden Gewerbegebieten können dabei 
kein Maßstab für Neuplanungen sein. 
Neue Verkehrs- und Lärmprognosen sind 
zu berücksichtigen sowie die aktuelle 
Rechtslage. Ferner führt gerade die Er-
fahrung mit Bebauungsplänen älteren 
Datums dazu, dass die Notwendigkeit 
von konkreteren Regelungen bezüglich 
des betriebsbedingten Wohnens in Ge-
werbegebieten gesehen wird. Insbeson-
dere hat sich dabei die Gefahr der Ver-
selbständigung von Wohnnutzungen un-
abhängig von Betrieben bestätigt. 


  
Der Bebauungsplan geht in diesem 
Punkt völlig am Bedarf vorbei. Es wird 
ein Schallgutachten herangezogen, wel-
ches den örtlichen Gegebenheiten in 
keinsterweise entspricht. Dies wird 
zwangsweise zu Leerständen führen und 
andere Interessenten abschrecken. 


Wie oben beschrieben, geht dass Schall-
gutachten sehr genau auf die örtlichen 
Verhältnisse ein. 


  
Wir beantragen, den Bebauungsplan 
dahingehend zu ändern, dass betriebs-
bedingtes Wohnen bis zu 30 % der vor-
handenen Nutzfläche möglich macht. 


Wie oben beschrieben, kann auf den 
Grundstücken von Herrn und Frau 
Schultze betriebsbedingtes Wohnen aus 
Lärmschutzgründen nicht zugelassen 
werden. Im übrigen Geltungsbereich ist 
betriebsbedingtes Wohnen unter be-
stimmten Bedingungen zulässig. Eine 
Zulässigkeit auf generell 30 % der vor-
handenen Nutzfläche kann nicht aufge-
nommen werden. Die Wohnung soll sich 
dem Betrieb deutlich unterordnen. Dies 
wird bei größeren Betrieben in der Regel 
eine wesentlich kleinere Fläche sein als 
die aufgeführten 30 %. 
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Vorschlag der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 


 








 
 Anlage 7  
 Stand: 30. September 2008 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Braunstraße-Süd RN 41 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (2) BauGB, der Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB sowie sonsti-
ger Stellen vom 25. März bis 22. April 2008 
 
Stellungnahmen, die „nicht betroffen“ oder „Zustimmung“ beinhalten, werden nicht 
aufgeführt. 
 
 
Schreiben der BS/ENERGY, 
Postfach 33 17, 38102 Braunschweig, 
vom 16. April 2008 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Stromversorgung  
Das Gebiet befindet sich in einer Randlage 
der Stromversorgung. Eine Versorgung der 
10 ha großen Gewerbefläche mit Strom ist 
möglich, soweit sie in der Größenordnung 
von anderen Gewerbegebieten mit 14 Watt 
pro m² im Niederspannungsnetz liegt (ent-
spricht etwa 1 MW im 20 KV-Netz). Zur 
Erschließung werden dafür im Süden eine 
Trafostation (Garagenstation) und eine 
Kompaktstation im Nordwesten erforder-
lich. 
 
Im Nordosten des Geltungsbereiches be-
findet sich bereits eine Trafostation, die 
baurechtlich abzusichern ist. Für die be-
reits bestehende Kabeltrasse im nicht öf-
fentlichen Bereich wird ein Leitungsrecht 
im B-Plan erforderlich. 
 
Da bei einem produzierenden Gewerbe die 
Leistung sehr von dem Standard abwei-
chen kann, ist unter Umständen eine Ver-
sorgung dieser Betriebe an diesem Stand-
ort nicht, bzw. nur mit umfangreichen und 
kostenintensiven Verstärkungen im 20 KV-
Netz möglich. 
 
Einen Lageplan mit dem geplanten Strom-
versorgungskonzept haben wir beigefügt. 
 


Garagenstation und Kompaktstation 
werden im Bebauungsplan mit den er-
forderlichen Flächen festgesetzt. Eben-
so die bestehende Trafostation. Für die 
bestehende Kabeltrasse auf privaten 
Grundstücksflächen wird ein Leitungs-
recht festgesetzt. 







- 2 - 
 


Betriebstelefon 
Keine Maßnahmen geplant. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 


Gas- und Wasserversorgung 
 
Die Wasserversorgung des Baugebietes 
kann von der Braunstraße und der Thie-
destraße aus erfolgen. 
 
Die vom geplanten Kreisel in die Thie-
destraße in das Baugebiet führende Was-
serversorgungsleitung wird bereits 2008 
bis über die Ausbaugrenze hinaus verlegt. 
Von einer Inbetriebnahme wird aus hygie-
nischen Gründen abgesehen. Die Trasse 
dieser Leitung verläuft in dem geplanten 
Geh-/Radweg. Die Erschließung des Ge-
bietes mit Gas kann unter Berücksichti-
gung der Wirtschaftlichkeit aus dem beste-
henden MD-Gasnetz in der Dieselstraße 
erfolgen. 
 
Einen Lageplan mit dem geplanten Gas- 
und Wasserversorgungskonzept haben wir 
beigefügt. 
 


Mit Herstellung der Erschließungsstra-
ßen im Plangebiet kann der für eine hy-
gienische Wasserführung erforderliche 
Ringschluss hergestellt werden, sodass 
die Wasserversorgung dann gesichert 
ist. 
 


Telefongespräche am 11. und 14. August 
2008: 


 


In den Geltungsbereichen B.2 und C.1 be-
finden sich Hauptwasserversorgungslei-
tungen, die mit dem jeweils erforderlichen 
Schutzstreifen eingetragen werden müs-
sen. 


Die Wasserleitungen werden entspre-
chend eingetragen. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
  
 Die erforderlichen Stationen zur Strom-


versorgung sowie die Leitungsrechte für 
Strom- und Wasserleitungen wurden 
bereits zum Auslegungsbeschluss im 
Bebauungsplan festgesetzt. 


  
Schreiben der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen, Helene-Künne-Allee 5, 
38122 Braunschweig, vom 21. April 08 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Nach Durchsicht der Unterlagen nehmen 
wir zu den Vorhaben aus Sicht der von der 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen zu 
vertretenden öffentlichen und fachlichen 
Belange wie folgt Stellung: 
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Die vorliegende Planung sieht die Auswei-
sung eines Gewerbegebietes im Anschluss 
an die vorhandenen Gewerbeflächen im 
Süden von Rüningen vor. Im Süden grenzt 
das Gewerbegebiet an die geplante Neu-
trassierung der B 248 mit der vorgesehe-
nen neuen Anschlussstelle Rüningen-Süd. 


 


  
Zu der Planung haben wir bereits mit 
Schreiben vom 31.07.2007 Stellung bezo-
gen und auf von uns zu vertretenden Be-
lange hingewiesen. 


Das genannte Schreiben vom 
31.07.2007 enthielt die gleichen Hinwei-
se und Bedenken wie dieses Schreiben 
vom 21.04.2008. 


  
Den Planunterlagen ist zu entnehmen, 
dass es zur Ableitung des Niederschlags-
wassers drei Planungsvarianten gibt, wel-
che auf Grundlage der Entsorgungssicher-
heit, der Kosten und der Flächenverfüg-
barkeit noch abschließend beurteilt werden 
müssen. Die Variante I sieht die Ableitung 
aus dem Regenrückhaltebecken im Nord-
osten des Plangebietes über die Gräben in 
der Dieselstraße nach Norden vor, sowie 
ein zweites Regenrückhaltebecken südlich 
der Neutrassierung der B 248. Bei diesem 
soll die Ableitung in den Thiedebach nach 
Süden erfolgen. Die Flächen für dieses 
zweite Regenrückhaltebecken sind vom 
Planfeststellungsbeschluss für die An-
schlussstelle Rüningen-Süd erfasst – hier 
müsste ggf. eine Änderung der Planfest-
stellung erfolgen. 


 


  
Die Variante II sieht eine Ableitung über 
einen offenen Graben oder einen Kanal 
Richtung Osten zum Thiedebach im Be-
reich der Bahnstrecke vor. Aus Sicht der 
Entwässerung handelt es sich hierbei um 
eine Vorzugsvariante. 


 


  
Bei der Variante II ist die Ableitung über 
die Gräben in der Thiedestraße nach Nor-
den, in den Geitelder Graben und von dort 
zur Oker vorgesehen. Bei dieser Variante 
müssten den Planunterlagen nach die 
Durchlässe aufwendig ausgebaut werden 
und das Regenrückhaltebecken wesentlich 
größer dimensioniert werden. 
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Zusammenfassend lässt sich diesbezüg-
lich aus unserer Sicht feststellen, dass un-
abhängig von der zum Tragen kommenden 
Variante durch geeignete Maßnahmen ei-
ne ordnungsgemäße Entwässerung des 
Plangebietes sicherzustellen ist, um 
nachteilige Auswirkungen auf umliegende 
bzw. angrenzende landwirtschaftliche 
Nutzflächen und die Vorflut zu vermeiden. 


Der Bebauungsplan sieht nunmehr eine 
Entwässerung gemäß der angespro-
chenen Variante II vor: Das Regenwas-
ser soll über einen offenen Graben 
Richtung Osten zum Thiedebach im 
Bereich der Bahnstrecke geleitet wer-
den. Hier wird ein Regenrückhaltebe-
cken angelegt. Dadurch kann eine ord-
nungsgemäße Entwässerung des Plan-
gebietes sichergestellt werden. Von al-
len untersuchten Varianten handelt es 
sich hierbei um die Entwässerung, die 
auch im Hinblick auf den Hochwasser-
schutz die günstigste darstellt. 


  
Insbesondere ist dabei auch auf das Ab-
fangen von Dränagen hinzuweisen sowie 
auf den Verzicht von Anpflanzungen im 
Bereich von Dränagen, welche die Dräna-
gefunktion beeinträchtigen können. Zusätz-
lich muss eine uneingeschränkte Gewäs-
serunterhaltung weiterhin möglich sein, 
welche beispielsweise durch einen ent-
sprechenden Gewässerrandstreifen er-
reicht werden kann. 


Die Sicherung vorhandener und blei-
bender Dränagen wurde bereits im 
Rahmen des Planfeststellungsverfah-
rens geregelt, da die Anschlussstelle 
Rüningen-Süd mit der Neutrassierung 
der B 248 vorhandene Ackerflächen 
durchschneidet. Da die übrigen Flächen 
zwischen Anschlussstelle Rüningen-
Süd und Braunstraße künftig vollständig 
gewerblich genutzt werden sollen, 
verbleiben hier keine angeschnittenen 
Dränagen mehr. Im Übrigen wird diesen 
Fragen im Rahmen der Entwässe-
rungsplanung und Ausführungsplanung 
für das gesamte Baugebiet und die Flä-
chen für die Regenwasserentsorgung 
im Geltungsbereich D nachgegangen. 


  
Zu beachten ist ferner, dass die Erschlie-
ßung der im Umfeld des Plangebietes 
verbleibenden landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen gesichert bleibt und bei einer ab-
schnittsweise Inanspruchnahme der Ge-
werbeflächen der Zuschnitt und die Er-
schließung dieser Abschnitte so zu planen 
ist, dass noch nicht nötige Flächen weiter-
hin landwirtschaftlich genutzt werden kön-
nen. 


Die künftige Erschließung landwirt-
schaftlicher Flächen südlich der An-
schlussstelle Rüningen-Süd wurde im 
Rahmen des Planfeststellungsverfah-
rens festgelegt. Für die landwirtschaftli-
chen Flächen zwischen Anschlussstelle 
Rüningen-Süd und Braunstraße ist kei-
ne abschnittsweise Erschließung ge-
plant, da z. B. im Hinblick auf die 
Schmutzwasserentsorgung und Was-
serversorgung entsprechende Ring-
schlüsse geschaffen werden müssen. 
Ob dennoch teilweise Flächen bis zu 
einer endgültigen Vermarktung weiter-
hin landwirtschaftlich genutzt werden 
können, kann im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung für das Baugebiet festge-
legt werden. 
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Ausgleichsmaßnahmen sind im Bereich 
der Fuhse wie auch südlich des Geltungs-
bereichs geplant. Die Flächen B.1 und B.2 
schließen nördlich und südlich an die Aus-
gleichsflächen der Anschlussstelle Rünin-
gen-Süd an – hier sind Maßnahmen der 
Aufforstung, Sukzession und extensive 
Grünlandnutzung vorgesehen. 


 


  
Die Geltungsbereiche B 1 und B 2 südlich 
der Anschlussstelle Rüningen-Süd haben 
einen Umfang von knapp 2 Hektar und der 
Geltungsbereich C (Ausgleich Fuhse) ei-
nen Umfang von 9,5 Hektar. 
 


Die Ausgleichsflächen in den Geltungs-
bereichen B.1, B.2, C.1 und C.2 betra-
gen insgesamt ca. 6,89 ha. 


  
Zur Flächeninanspruchnahme für das Vor-
haben insgesamt sei noch angemerkt, 
dass den landwirtschaftlichen Betrieben in 
der Region insbesondere in den letzten 
Jahren und auch in naher Zukunft durch 
diverse Planvorhaben im erheblichen Um-
fang Flächen verloren gehen bzw. verloren 
gegangen sind. Insbesondere aufgrund 
eines sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden halten wir es für erstrebenswert 
gemäß § 12 NNatG Ersatzmaßnahmen 
durch Ersatzzahlungen abzulösen. 


Gemäß § 12 b Nieders. Naturschutzge-
setz hat der Verursacher eine Ersatz-
zahlung zu leisten, wenn Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen ganz oder teil-
weise nicht möglich sind oder nicht vor-
genommen werden können, weil 
Grundstücke benötigt werden, die nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigen Auf-
wendungen verschafft werden können 
oder weil die Maßnahmen nicht mit ei-
nem bestehenden Landschaftsplan ver-
einbar sind. Keine der genannten Be-
dingungen ist im vorliegenden Fall er-
füllt. Die Ausgleichsflächen befinden 
sich entweder im Eigentum der Stadt 
Braunschweig oder der Grundstücksge-
sellschaft Braunschweig und wurden 
eigens für diese Zwecke angekauft. Die 
Ersatzzahlung ist darüber hinaus dafür 
zu verwenden, Ausgleichsmaßnahmen 
in geeigneter Form durchzuführen. Inso-
fern würden auch hierfür wieder 
Grundstücke in entsprechender Grö-
ßenordnung benötigt werden. 
 
Im Ergebnis muss der Bedarf der Land-
wirtschaft an ackerbaulich zu nutzenden 
Flächen abgewogen werden mit der 
gesetzlichen Vorschrift, Eingriffe in Na-
tur und Landschaft auszugleichen. Ge-
rade bei hochversiegelten Gewerbege-
bieten kann dieser Ausgleich nur auf 
externen landwirtschaftlichen Flächen 
vollzogen werden, die durch Umnutzung 
in Aufforstung, Sukzession o. ä. natur-
schutzfachlich aufgewertet werden.  
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 Im Oberzentrum Braunschweig muss 


der Ausweisung von Bauflächen dabei 
der Vorrang eingeräumt werden vor 
dem Erhalt einer Landwirtschaft im bis-
herigen Umfang. 
 


Die Planung berührt landwirtschaftliche 
Belange, ohne diese entsprechend zu be-
rücksichtigen, so dass wir grundsätzliche 
Bedenken erheben. 


 


  
Vorschlag der Verwaltung: 


  
 Der Bebauungsplan wird nicht geändert.


 
Schreiben der Nieders. Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr, Ge-
schäftsbereich Wolfenbüttel, Postfach 
1642, 38286 Wolfenbüttel vom 21. April 
2008 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Mit Bezug auf Ihren Vermerk vom 
23.11.2007 wird angemerkt, dass ein 
Nachweis der geplanten Entwässerungslö-
sung des Gewerbegebietes RN 41 vorlie-
gen muss, woraus hervorgeht, dass diese 
keine nachteiligen Auswirkungen auf das 
Entwässerungssystem der planfestgestell-
ten Anschlussstelle Rüningen Süd hat. Die 
planfestgestellten Sohlhöhen des Durch-
lasses unter der Thiedestra-
ße/Neutrassierung und der Zulauf zum 
Thiedebach sind einzuhalten.  
 
Ebenso wird im o. g. Vermerk die planfest-
gestellten Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen im Bereich des Regenrückhalte-
beckens (RRB) verwiesen. Sollte das Ge-
werbegebiet RN 41 in das RRB entwäs-
sern, so sind die planfestgestellten Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen an ande-
rer geeigneter Stelle unterzubringen. Für 
den Grunderwerb hat die Stadt Braun-
schweig zu sorgen. 


Eine der untersuchten Entwässerungs-
varianten sah vor, dass ein Teil des 
Niederschlagswassers nach Süden un-
ter der B 248/Neutrassierung in die Re-
genrückhaltebecken der Straßenbaube-
hörde eingeleitet werden sollte. Hierzu 
hätten die Becken vergrößert werden 
müssen. Die hier vorgesehenen Ge-
hölzanpflanzungen hätten dann entfal-
len müssen. 
 
Von dieser Lösung wurde Abstand ge-
nommen zu Gunsten der Entwässe-
rungslösung im Geltungsbereich D, so-
dass sich hierzu weitere Ausführungen 
erübrigen. 


  
Über die Unterhaltung und Pflege ist eine 
Vereinbarung zwischen dem Bund und der 
Stadt Braunschweig abzuschließen. 
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Des Weiteren ist anzumerken, dass im 
Geltungsbereich B.1 (Fläche für Aus-
gleichsmaßnahmen) eine provisorische 
Anschlussstellenrampe im Zuge des Aus-
baus der AS Rüningen Süd hergestellt 
wird. Deshalb können die Ausgleichsmaß-
nahmen erst nach Rückbau der provisori-
schen Rampe hergestellt werden. Diese 
Vorgehensweise wurde mit dem Verwal-
tungsausschuss der Stadt Braunschweig 
am 04.03.2008 abgestimmt. 


Die provisorische Anschlussstellenram-
pe soll bis Ende 2012 zurückgebaut 
werden. Anschließend werden die Flä-
chen als Ausgleichsmaßnahmen für den 
Bebauungsplan Braunstraße-Süd her-
gerichtet. Hierüber gibt es eine entspre-
chende Vereinbarung zwischen der 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig 
und der NLStBV. 


  
Entsprechend den bisherigen Bespre-
chungsergebnissen hätte der Geschäftsbe-
reich Wolfenbüttel für die Änderungen der 
mit Beschluss vom 31.10.2007 festgestell-
ten Anschlussstelle Rüningen Süd einen 
Antrag auf Planänderung stellen müssen. 


Dieser Teil der Stellungnahme bezieht 
sich ebenfalls auf die nicht mehr weiter-
verfolgte Entwässerungslösung in die 
Rückhaltebecken der NLStBV (siehe 
oben). 


Nach den nunmehr verbindlich eingeführ-
ten Planfeststellungsrichtlinien 2007 ist es 
hingegen gemäß Nr. 41 Abs. 3 möglich, 
dass festgestellter Plan durch einen Be-
bauungsplan geändert werden kann. Damit 
ist eine Planänderung nach dem Fernstra-
ßengesetz nicht mehr erforderlich. Damit 
können die erforderlichen Änderungen an 
den Entwässerungseinrichtungen bzw. den 
landschaftspflegerischen Kompensations-
maßnahmen durch den Bebauungsplan 
erfolgen. Die weitere Vorgehensweise bitte 
ich mit der zuständigen Planfeststellungs-
behörde festzulegen. 


 


  
Abschließend weise ich darauf hin, dass 
seitens des Straßenbaulastträgers keine 
Lärmschutzmaßnahmen vorgenommen 
werden und keine Kosten hierfür über-
nommen werden. Ansprüche hinsichtlich 
der Emissionen wie Lärm, Staub, Gasen 
oder Erschütterungen können gegenüber 
dem Baulastträger der Bundesstraße 248 
und der Autobahn A 39 nicht hergeleitet 
werden. 


Ansprüche gegenüber dem Straßenbau-
lastträger auf Lärmschutzmaßnahmen 
werden nicht gestellt. Der Bebauungs-
plan setzt die notwendigen passiven 
Schallschutzmaßnahmen fest, die von 
den jeweiligen Bauherren erfüllt werden 
müssen. 


  
Unter der Voraussetzung, dass die vorste-
henden Anregungen und Bedenken im 
Bauleitplanverfahren berücksichtigt wer-
den, kann ich dem o. a. Bebauungsplan in 
straßenbau- und verkehrlicher Hinsicht 
zustimmen. 
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 Vorschlag der Verwaltung: 
  


Die Entwässerungsplanung im Gel-
tungsbereich D, die die Belange der 
NLStBV nicht mehr berührt, war bereits 
zum Auslegungsbeschluss im Bebau-
ungsplan enthalten. 
 


Schreiben des Forstamtes Wolfenbüttel, 
Forstweg 1 a, 38302 Wolfenbüttel vom 
31. März 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Im Zusammenhang mit der obigen Planung 
gebe ich Ihnen meine Stellungnahme vom 
08.11.07 erneut zur Kenntnis. 


Die aufgeführte Stellungnahme wurde 
im Rahmen des Planfeststellungsver-
fahrens abgegeben und nicht im Rah-
men des  


Meine Bedenken bezüglich der hinreichen-
den Berücksichtigung des Minimierungs-
grundsatzes nach Naturschutz- und Bo-
denschutzrecht bestehen fort. Dies gilt ins-
besondere für die Planungen der An-
schlussstelle Rüningen-Süd im Westen der 
Autobahn 


Bebauungsplanverfahrens RN 41. Für 
die Anschlussstelle Rüningen-Süd wur-
de mittlerweile das Planfeststellungsver-
fahren abgeschlossen, sodass sich 
diesbezügliche Ausführungen erübrigen.


  
Ich weise darauf hin, dass für das Geitel-
der Holz Brutnachweise für den Rotmilan 
bekannt sind. Der seltene Großvogel nutzt 
die umliegende Agrarlandschaft zur Nah-
rungssuche. Im Rahmen eines Umweltbe-
richtes müsste demnach geprüft werden, 
ob das Vorkommen der Art durch die Ab-
trennung größerer Teile des Nahrungsha-
bitats gefährdet ist oder ob diese Flächen-
inanspruchnahme unschädlich für die Art 
erfolgen kann. 


Im Rahmen der Kartierung der Arten im 
Plangebiet wurde kein Rotmilan festge-
stellt. Das Plangebiet befindet sich im 
Mittel 1.300 m entfernt vom Geitelder 
Holz. Das Geitelder Holz ist umgeben 
von weiträumigen Ackerflächen .Der 
potentielle Lebensraum des Rotmilans 
wird durch die Entwicklung des Gewer-
begebietes reduziert. Erhebliche negati-
ve Auswirkungen auf den Bestand des 
Rotmilans bestehen jedoch auf Grund 
der relativen Geringfügigkeit der künfti-
gen Bauflächen im Vergleich zu den 
noch unbebauten Flächen der Umge-
bung nicht. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 


 Der Bebauungsplan wird nicht geändert.
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Schreiben der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH (SE/BS),  
Postfach 4510, 38036 Braunschweig 
vom 28. April 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


Das geplante Gewerbegebiet „Braunstra-
ße-Süd“, RN 41 in Braunschweig-
Rüningen soll im Zusammenhang mit der 
Umgestaltung der B 248 und der Neuher-
stellung der Autobahnanschlussstelle Rü-
ningen-Süd erschlossen werden. Das ge-
werbliche Plangebiet hat eine Größe von 
12,81 ha. Innerhalb des Gebietes ergibt 
sich ein Höhenunterschied von 74,00 m ü 
NN bis 78,5 m ü NN = 4,5 m. Im Nordosten 
des Gebietes befindet sich der Gelände-
tiefpunkt. Dort ist ein Großer vernässter 
Bereich entstanden, da keine ausreichen-
de Vorflut vorhanden ist. 
 
Regenwasser 
Für die Weiterleitung der Regenentwässe-
rung außerhalb dieses Gebietes werden im 
B-Planverfahren 3 Varianten vorgeschla-
gen, die in hydraulisch/hydrologischen Be-
rechnungen untersucht und beurteilt wur-
den. 
 
Entwässerungsvariante 1 


 


Die Entwässerungsvariante 1 sieht zwei 
Regenrückhaltebecken vor. Das nordöstli-
che Becken (1.1) entwässert ca. ¼ der Er-
schließungsfläche (2,49 ha). Die Ableitung 
erfolgt über den vorhandenen Straßensei-
tengraben an der Dieselstraße in den Gei-
telder Graben. 
Das südliche Becken (1.2) im Geltungsbe-
reich D entwässert ca. ¾ der Erschlie-
ßungsfläche (8 ha). Die Ableitung erfolgt 
im Bereich des planfestgestellten RRB der 
Landesstraßenbaubehörde in den Thiede-
bach. 


 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: Dabei handelte es sich um ei-
ne andere Fläche als die nunmehr als 
„Geltungsbereich D“ bezeichnete Flä-
che. 


Erforderliche bauliche Maßnahmen-
Grobkostenschätzung: 


 


1. RRB (1.1):  
Benötigtes Speichervolumen rd. 540 m³ 


 


Benötigte Rückhaltefläche   rd. 1800 m²  
Kostenschätzung:     rd. 45.000 €  
2. RRB (1.2): Benötigtes  
Speichervolumen    rd. 1.729 m³ 


 


Benötigte Rückhaltefläche  rd. 3.500 m²  
Kostenschätzung:   rd. 100.000 €  
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Die im Folgenden beschriebenen bauli-
chen Maßnahmen dienen der Ertüchtigung 
der Vorflutsituation für die zusätzlichen 
Einleitungen. Darüber hinaus wird die z. Z. 
bestehende Hochwassersituation verbes-
sert, so dass bei zusätzlichen Einleitungen 
eine Absenkung der Wasserspiegel ge-
genüber dem Istzustand erzielt wird. 


 


1. Vergrößerung von 6 Durchlässen DN 
 600 auf DN 800 in der Dieselstraße 


 


2. Vergrößerung des Durchlasses am Lei-
ferder Weg von ca. DN 1000 auf DN 
1800 


 


3. Verbreiterung des Unterlaufes des Gei-
telder Grabens ab der B 248 auf einer 
Länge von ca. 260 m 


 


4. Verbreiterung des Thiedebaches ab der 
B 248 auf einer Länge von ca. 1200 m. 


 


5. Baukosten inkl. MWSt.: 440.000 €  
Gesamtkosten Variante 1: 585.000 €  
  
Für den Standort des Beckens im planfest-
gestellten Bereich entsteht ein erheblicher 
Mehraufwand durch Genehmigung, Grund-
stücksverfügbarkeit, Beschaffung von Er-
satzgrundstücken und vor allem zusätzli-
che Aufwendungen innerhalb des Bauge-
bietes, möglicherweise ist eine Pumpstati-
on im Regenrückhaltebecken notwendig. 
Weiterhin wirken sich zwei Beckenstandor-
te ungünstig auf die dauerhaften Unterhal-
tungskosten aus. 


 


Variante 1 wird nicht empfohlen.  
  
Entwässerungsvariante 2  
Die Variante 2 sieht die Entwässerung der 
gesamten Baugebietsfläche einschließlich 
der vorhandenen Musterhaussiedlung von 
12,81 ha über ein RRB vor. Zurzeit wird 
das Regenwasser aus der Braunstraße in 
Richtung Dieselstraße zum vorhandenen 
Straßenseitengraben hin abgeleitet. Mit 
dem geplanten Umschluss des vorhande-
nen Regenwassernetzes an die geplante 
Regenwasserkanalisation (Kreuzungs-
punkt Braunstraße/Dieselstraße/ 
Planstraße A, im Lageplan M 1 :1.000 dar-
gestellt) wird erreicht, dass die Entwässe-
rungssituation in der Dieselstraße verbes-
sert wird.  


Diese Variante wurde in den Bebau-
ungsplan übernommen. 
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Die weitere Ableitung erfolgt über eine 
neue Leitung (Länge = 115 m) bis zum ge-
planten Graben (Länge = 230 m), der in 
Richtung Osten über landwirtschaftliche 
Fläche zum RRB führt. Die Einleitung des 
gedrosselten Abflusses vom RRB ist an 
einer Stelle vor der Bahnlinie vorzusehen. 


 


Baumaßnahmen:  
Kanalneubau DN 1000/1200 auf ca.  
400 m 


 


Verbreiterung des Unterlaufes des Thiede-
baches auf einer Länge von ca. 460 m.  


 


Baukosten: 395.000 €  
RRB: 
Benötigtes Speichervolumen rd. 3000 m³ 


 


Benötigte Rückhaltefläche     rd. 6000 m²  
Kostenschätzung:                  rd. 115.000 €  
Gesamtkosten Variante 2:        510.000 €
 


 


Im nordöstlichen Bereich des Baugebietes 
kann die vorgesehene Fläche für das RRB 
auch zur Bebauung genutzt werden. Die-
ser Bereich ist mit einer Leitungsschutzzo-
nenbreite von insgesamt 7,0 m für den ge-
planten Regenwasserkanal DN 1000/1200 
vorzusehen. Die Leitungstrasse kann in 
Abhängigkeit der Grundstücksaufteilung 
noch variabel zur Südseite gewählt wer-
den, siehe Lageplan. Weiterhin ist eine 
Geländeaufhöhung von ca. 1,40 m im 
nordöstlichen Bereich erforderlich. Für den 
Fall, dass kurzfristig angemessene Erfolge 
bei der Grundstücksbeschaf-
fung/Entschädigungsvereinbarung für die 
Durchführung der Variante 2 erreicht wer-
den, wird diese als Vorzugsvariante ge-
wählt. 


 


  
Entwässerungsvariante 3  
Diese Variante ergab die höchsten Bau-
kosten, jedoch sind hierbei kaum Grund-
erwerbs- oder Entschädigungsprobleme zu 
erwarten. Die möglichen Zusatzkosten 
werden somit als gering angesehen. Im 
Baugebiet selbst ist am nordöstlichen 
Rand ein RRB erforderlich. Das Beckenvo-
lumen bei Variante 3 beträgt 2265 m³. Die 
gedrosselte Regenwasserableitung erfolgt 
in den Straßenseitengraben Dieselstr./ 
Geitelder Graben. 
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Bei der Variante 3 ist eine Rückhaltefläche 
von A = 5000 m² erforderlich- 


 


Auch hier ist die gleiche Geländeaufhö-
hung notwendig wie bei Variante 2. Alle 
Grundstücksflächen, die zur Thiedestraße 
angrenzen, sind aufzuhöhen. 


 


Kostenschätzung: 115.000 €  
  
Baumaßnahmen:  
1. Vergrößerung von 6 Durchlässen in der 


Dieselstraße 
 


2. Vergrößerung von 2 Durchlässen von 
DN 1000 auf DN 1800 in der Dieselstra-
ße 


 


3. Vergrößerung des Durchlasses an der 
B 248 von 1,10 m auf 2,0 m Breite 


 


4. Vergrößerung des Durchlasses am Lei-
ferder Weg von DN 1000 auf DN 1800 


 


5. Verbreiterung des Unterlaufes des Gei-
telder Grabens ab der B 248 auf einer 
Länge von ca. 260 m 


 


Baukosten: 635.000 €  
Gesamtkosten Variante 3: 750.000 €  
Für den Fall, dass die Durchführung der 
Variante 2 nicht möglich ist, wird Variante 3 
empfohlen, da hierfür auch eine weitere 
Verbesserung des Istzustandes erzielt wer-
den kann. 


 


  
Schmutzwasser  
Das anfallende Schmutzwasser aus dem 
geplanten Gewerbegebiet einschließlich 
der noch anzuschließenden Musterhaus-
siedlung wird in Richtung Nordosten zum 
neu herzustellenden Schmutzwasser-
pumpwerk in der Dieselstraße geführt. Das 
vorhandene Pumpwerk wird durch ein 
neues PW am gleichen Standort ersetzt. 
Die Planung der neuen Schmutzwasserlei-
tungen hat ergeben, dass die Anschlusstie-
fe an das PW zu gering ist. Auf Grund der 
neuen Abwassermengen ist der Pumpen-
sumpf unterdimensioniert. 


 


  
Aus Sicht der Stadtentwässerung Braun-
schweig GmbH ist die Umsetzung der Va-
riante 2 für die Niederschlagswasserablei-
tung die wirtschaftlichste Lösung. 
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 Vorschlag der Verwaltung: 


 
 Die von der SE/BS bevorzugte Varian-


te 2 wurde bereits zum Auslegungsbe-
schluss in den Bebauungsplan über-
nommen (Geltungsbereich D). 


  
Schreiben der Alba Braunschweig 
GmbH, Frankfurter Str. 251, 38122 
Braunschweig, vom 21. April 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


1. In dem aufgezeigten Bereich haben wir 
keine Planungsabsichten. 


 
2. Öffentliche Straßen-, Fahrrad- und Fuß-


wegbereiche sind so zu gestalten, dass 
von der Anlage der Flächen und der Art 
des Belages ein maschinelles Reinigen 
mit einer Kehr-Saugmaschine möglich 
ist (Fugenproblematik). Die Fahrbahn-
breiten sind für Fahrzeugbreiten von 
2,50 m (auch in Kurven) zu bemessen. 
Bäume und Sträucher sind in den Zu-
wegen so zu beschneiden, dass die 
Aufbauten an den Entsorgungsfahrzeu-
gen nicht beschädigt werden. 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und an die zuständigen Fach-
dienststellen weitergeleitet. Die Fahr-
bahnbreiten sind für Fahrzeugbreiten 
von 2,50 m (auch in Kurven) bemessen.


3. Die Abfallbehälter (Papierkörbe und der-
gleichen) sind so zu platzieren, dass sie 
von Sammelfahrzeugen gut erreicht 
werden können. 


 


4. Da es sich hier um ein reines Gewerbe-
gebiet handelt, werden keine Belange 
der Wertstoffsammlung berührt. 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 


 Der Bebauungsplan wird nicht geändert.
  
Schreiben des Einzelhandelsverbandes 
Harz-Heide e. V., Jasperallee 7, 38102 
Braunschweig, vom 22. April 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
In der vorbezeichneten Angelegenheit dan-
ken wir für das Schreiben der Stadt Braun-
schweig vom 25.03.2008, mit welchem uns 
Gelegenheit gegeben worden ist, zum vor-
bezeichneten Bebauungsplan Stellung zu 
nehmen. 


Der Bebauungsplan berücksichtigt, das 
„Zentrenkonzept Einzelhandel“ der 
Stadt Braunschweig 
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Wir dürfen nach Durchsicht der uns mit 
dem eingangs genannten Schreiben zuge-
leiteten Entwurfs-Unterlagen mitteilen, 
dass diesseitig aktuell keine weiteren Pla-
nungen und Maßnahmen oder sonstige 
Umstände bekannt sind, die im Hinblick auf 
das Plangebiet von Bedeutung wären. 


 


Soweit im Hinblick auf die Art der bauli-
chen Nutzung im Bebauungsplan ein „Ge-
werbegebiet“ festgesetzt werden soll, wel-
ches den Zielvorstellungen der Stadtent-
wicklung für den Bereich Rüningen, wie sie 
im Flächennutzungsplan dargestellt sind, 
entspricht, so findet dieser Ansatz auch vor 
dem Hintergrund der Verkehrsplanungen 
für den Bereich eines Anschlusses der 
B 248 an die A 39 im Süden von Rüningen 
unsere Zustimmung. 
 
Gleichzeitig erscheint es jedoch für eine 
geordnete Ansiedlung im Hinblick auf Ein-
zelhandelsbelange unbedingt erforderlich, 
dass die Planungen und Festsetzungen 
des Bebauungsplanes die in Braunschweig 
zu Recht eingeführten Inhalte des hiesigen 
„Zentrenkonzept Einzelhandel“ berücksich-
tigen. Unter dieser Prämisse sind die ge-
planten Inhalte des Bebauungsplanes nicht 
zu beanstanden. 
Wir gehen jedoch davon aus, dass wir 
auch nach der bisherigen Entwurfsplanung 
im weiteren Verfahren beteiligt werden, 
soweit Belange des Einzelhandels berührt 
sein könnten. 


 


  
 Vorschlag der Verwaltung: 
 Der Bebauungsplan wird nicht geändert.
  
Schreiben der Nieders. Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr, Ge-
schäftsbereich Hannover, Postfach 
5849, 30058 Hannover, vom 14. April 
2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Durch das o. g. Vorhaben werden die Be-
lange der in der Zuständigkeit der Nieders. 
Landesbehörde für Straßenbau und Ver-
kehr, Geschäftsbereich Hannover liegen-
den Autobahn A 39 in der neuen An-
schlussstelle Rüningen-Süd berührt. 
 


Der Bebauungsplan berücksichtigt die 
Anforderungen der Nieders. Landesbe-
hörde für Straßenbau und Verkehr. 
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Ich kann dem Vorhaben zustimmen, weil 
die gesetzlich festgesetzte Bauverbotszo-
ne der A 39 (gem. § 9 FStrG 40 m gemes-
sen vom Fahrbahnrand der Autobahn; gilt 
auch für Anschlussstellenrampen) beachtet 
wird. 
 
Ich kann der geplanten Bebauungsplanung 
außerdem zustimmen, weil die grundsätzli-
chen Regelungen zu Werbeanlagen an 
Autobahnen aus dem Allgemeinen Rund-
schreiben ARS 32/2001 des Bundesminis-
teriums für Verkehr, Bau und Wohnungs-
wesen (BMVBW) beachtet werden, d. h. 
• Werbeanlagen nur am Ort der Leistung 
• Höhe der Werbeanlagen in der Regel 


maximal 20 m 
• keine Prismenwendeanlagen 
• keine Lauflichtbänder 
• keine Rollbänder 
• keine Filmwände 
• u. a. 
 


 


Ich weise vorsorglich darauf hin, dass der 
Bund als Straßenbaulastträger der A 39 für 
das Plangebiet im Nahbereich der Auto-
bahn keinerlei Ansprüche auf zusätzliche 
Lärmschutzmaßnahmen übernehmen wird. 
Über die Rechtskraft des Bebauungspla-
nes bitte ich um kurze schriftliche Mittei-
lung. 
 


 


 
 


Vorschlag der Verwaltung: 


 Der Bebauungsplan wird nicht geändert.
  
Schreiben der Stadt Salzgitter, Fachge-
biet Stadtplanung, Joachim-Campe-
Straße 6 – 8, 38226 Salzgitter, vom 
22.April 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Unter Bezug auf die o. a. Planung verwei-
se ich auf meine Stellungnahme vom 17. 
Juli 2007 im Rahmen der Beteiligung nach 
§ 4 Abs. 1 BauGB. Weitere Anregungen 
oder Bedenken sind nicht vorzubringen. 


Sowohl das Flächennutzungsplanver-
fahren als auch das Planfeststellungs-
verfahren wurden abgeschlossen. Die 
hierzu abgegebenen Stellungnahmen 
sind nicht Gegenstand dieses Bebau-
ungsplanverfahrens RN 41. 
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Schreiben vom 17. Juli 2007:  
  
Zu den verkehrlichen Auswirkungen der 
neuen Anschlussstelle Rüningen-Süd auf 
den Stadtteil Salzgitter-Thiede habe ich 
bereits im Rahmen des Beteiligungsverfah-
rens zur 62. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Braunschweig Stel-
lung genommen. An der seinerzeit darge-
legten Problematik hat sich inhaltlich nichts 
geändert; die entsprechenden Argumente 
werden voraussichtlich im Planfeststel-
lungsverfahren erneut vorgetragen. Weite-
re Anregungen oder Bedenken sind zum 
gegenwärtigen Planungsstand nicht vorzu-
bringen. 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 Der Bebauungsplan wird nicht geändert.
  
Schreiben der Braunschweig Zukunft 
GmbH, Rebenring 33, 38106 Braun-
schweig, vom 22. April 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Mit Schreiben vom 25. März 2008 haben 
Sie uns über die Absicht der Stadt Braun-
schweig informiert, für das o. a. Stadtge-
biet einen Bebauungsplan aufzustellen. Sie 
baten in diesem Zusammenhang um Stel-
lungnahme und um Bekanntgabe evtl. Pla-
nungsabsichten. 
 
Es ist darauf zu achten, dass ein Passus 
wie auch bei den Gewerbegebieten „Waller 
See“ und „Rautheim-Nord“ beigefügt wird, 
dass Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen nur 
in Verbindung mit einer Kfz-Werkstatt mög-
lich ist. 
 
Ansonsten befürwortet die Wirtschaftsför-
derung, wie auch in den Sitzungen der AG 
Wirtschaftsförderung besprochen, die Pla-
nungsabsichten ausdrücklich. 


 
 
 
 
 
 
 
 
Die textlichen Festsetzungen wurden 
entsprechend geändert. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
  


Die textlichen Festsetzungen wurden 
bereits zum Auslegungsbeschluss da-
hingehend geändert, dass Einzelhandel 
mit Kraftfahrzeugen nur in Verbindung 
mit einer Kfz-Werkstatt möglich ist. 
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Schreiben des Landvolks Niedersach-
sen, Bezirksverband Braunschweig 
e. V., Helene-Künne-Allee 5, 38122 
Braunschweig, vom 21. April 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Nach Durchsicht der Unterlagen und Ge-
sprächen mit der örtlichen Landwirtschaft 
teilen wir Ihnen unsere Anregungen und 
Bedenken gegen die oben genannte Pla-
nung mit und nehmen wie folgt Stellung: 


 


  
Ein eventuelles Einleiten von Oberflä-
chenwasser in den Thiedebach würde 
dessen Kapazität in Starkregenfällen bei 
weitem übersteigen, zumal verschiedene 
Neubaugebiete in Salzgitter-Thiede und 
die neu zu erstellenden Straßen (Verle-
gung der B 248/Autobahnanschluss Rü-
ningen-Süd) bereits in den Thiedebach 
entwässern. 


Für die Umsetzung der Planungen zur 
Regenwasserentsorgung und insbeson-
dere für die Einleitung in den Thiede-
bach ist ein wasserrechtliches Geneh-
migungsverfahren erforderlich. In die-
sem Rahmen wird dafür Sorge getragen 
werden, dass Belange des Hochwas-
serschutzes zu berücksichtigen sind. 
Insbesondere wird in diesem Rahmen 
geprüft und festgelegt werden, ob und in 
welchem Ausmaß der Thiedebach bis 
zur Oker auszubauen ist. 


  
Vorhandene Drainagesysteme müssen 
nach der Durchführung der Planung wieder 
hergestellt werden. Auf Anpflanzung im 
Bereich von Drainagen sollte verzichtet 
werden. Eine uneingeschränkte Gewäs-
serunterhaltung muss möglich sein. 


Die Sicherung vorhandener und blei-
bender Dränagen wurde bereits im 
Rahmen des Planfeststellungsverfah-
rens geregelt, da die Anschlussstelle 
Rüningen-Süd mit der Neutrassierung 
der B 248 vorhandene Ackerflächen 
durchschneidet. Da die übrigen Flächen 
zwischen Anschlussstelle Rüningen-
Süd und Braunstraße künftig vollständig 
gewerblich genutzt werden sollen, 
verbleiben hier keine angeschnittenen 
Dränagen mehr. Im Übrigen wird diesen 
Fragen im Rahmen der Entwässe-
rungsplanung und Ausführungsplanung 
für das gesamte Baugebiet und die Flä-
chen für die Regenwasserentsorgung 
im Geltungsbereich D nachgegangen. 
 


  
Die Erreichbarkeit der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen, auch während der Bautätig-
keit, ist sicherzustellen. Es dürfen durch 
die Planungen keine Einschränkungen 
entstehen. 


Die künftige Erschließung landwirt-
schaftlicher Flächen südlich der An-
schlussstelle Rüningen-Süd wurde im 
Rahmen des Planfeststellungsverfah-
rens festgelegt.  
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 Für die landwirtschaftlichen Flächen 


zwischen Anschlussstelle Rüningen-
Süd und Braunstraße ist keine ab-
schnittsweise Erschließung geplant, da 
z. B. im Hinblick auf die Schmutzwas-
serentsorgung und Wasserversorgung 
entsprechende Ringschlüsse geschaf-
fen werden müssen. Ob dennoch teil-
weise Flächen bis zu einer endgültigen 
Vermarktung weiterhin landwirtschaftlich 
genutzt werden können, kann im Rah-
men der Ausführungsplanung für das 
Baugebiet festgelegt werden. 
 


Den betroffenen Grundeigentümern und 
Feldmarksinteressentschaften ist der Bau-
beginn 14 Tage vorher anzuzeigen. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und an die zuständigen Fachstel-
len weitergegeben. 


  
Da den landwirtschaftlichen Betrieben in 
dieser Region in den letzten Jahren und 
auch zukünftig erheblicher Flächenverlust 
zugeführt wird, halten wir es für erstre-
benswert, Ersatzmaßnahmen durch Er-
satzzahlungen abzulösen. Die jeweilige 
Kontaktaufnahme mit den Grundeigentü-
mern wird gewünscht. 


Gemäß § 12 b Nieders. Naturschutzge-
setz hat der Verursacher eine Ersatz-
zahlung zu leisten, wenn Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen ganz oder teil-
weise nicht möglich sind oder nicht vor-
genommen werden können, weil 
Grundstücke benötigt werden, die nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigen Auf-
wendungen verschafft werden können 
oder weil die Maßnahmen nicht mit ei-
nem bestehenden Landschaftsplan ver-
einbar sind. Keine der genannten Be-
dingungen ist im vorliegenden Fall er-
füllt. Die Ausgleichsflächen befinden 
sich entweder im Eigentum der Stadt 
Braunschweig oder der Grundstücksge-
sellschaft Braunschweig und wurden 
eigens für diese Zwecke angekauft. Die 
Ersatzzahlung ist darüber hinaus dafür 
zu verwenden, Ausgleichsmaßnahmen 
in geeigneter Form durchzuführen. Inso-
fern würden auch hierfür wieder 
Grundstücke in entsprechender Grö-
ßenordnung benötigt werden. 
 
Im Ergebnis muss der Bedarf der Land-
wirtschaft an ackerbaulich zu nutzenden 
Flächen abgewogen werden mit der 
gesetzlichen Vorschrift, Eingriffe in Na-
tur und Landschaft auszugleichen.  
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 Gerade bei hochversiegelten Gewerbe-


gebieten kann dieser Ausgleich nur auf 
externen landwirtschaftlichen Flächen 
vollzogen werden, die durch Umnutzung 
in Aufforstung, Sukzession o. ä. natur-
schutzfachlich aufgewertet werden. Im 
Oberzentrum Braunschweig muss der 
Ausweisung von Bauflächen dabei der 
Vorrang eingeräumt werden vor dem 
Erhalt einer Landwirtschaft im bisheri-
gen Umfang. 
 


Ersatzland ist zur Verfügung zu stellen. Im Rahmen des Ankaufs von landwirt-
schaftlichen Flächen für das Gewerbe-
gebiet und die Ausgleichsflächen wurde 
den Landwirten Ersatzland zur Verfü-
gung gestellt, sofern dies gewünscht 
wurde. Die Flächen befinden sich mitt-
lerweile alle im Eigentum der Stadt 
Braunschweig oder der Grundstücksge-
sellschaft Braunschweig. Inwieweit Er-
satzlandbeschaffung für den Geltungs-
bereich D noch erforderlich ist, muss im 
Rahmen des Umlegungsverfahrens 
festgestellt werden. 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 18. Dezember 2008 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 21. Dez. 2006 (BGBl. I S. 3316) 


 
1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 


 
1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV) 


 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58) 
 
1.4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 


 


in der Fassung vom 25. März 2002 (BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 8. April 2008 (BGBl. I S. 686) 


 
1.5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 


 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1757), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I 
S. 2470) 
 


1.6 Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) 
 


in der Fassung vom 11. April 1994 (Nds. GVBl. S. 155, 267), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. April 2007 (Nds. GVBl. S. 161) 


 
1.7 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 


 


in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008  (Nds. GVBI. S. 381) 


 
1.8 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) 


 


in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 381) 
 


 
2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 und im Regionalen 
Raumordnungsprogramm (RROP) 2008 für den Großraum Braunschweig ist 
die Stadt Braunschweig seit 2002 im oberzentralen Verbund mit Wolfsburg 
und Salzgitter als Oberzentrum der Region mit der Schwerpunktaufgabe Si-
cherung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten verbindlich festge-
legt. Im Ordnungsraum Braunschweig soll die Leistungsfähigkeit des Ober-
zentrums mit seinen auch für das Umland wichtigen zentralörtlichen Funktio-
nen als Wirtschafts- und Dienstleistungszentrum erhalten und verbessert 
werden. 
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Im Regionalen Raumordnungsprogramm ist südlich von Rüningen ein „Vor-
ranggebiet Verkehr“ mit einer „Hauptverkehrsstraße“ und einer „Anschluss-
stelle“ als „Ziel der Raumordnung gemäß § 3 (2) ROG“ dargestellt. 
 
Dieses planerische Ziel eines Verschwenks der B 248 südlich von Rüningen 
zur A 39 wird durch den Bau der neuen Anschlussstelle Rüningen-Süd in 
den Jahren 2008 und 2009 verwirklicht. Das Ergebnis des bereits abge-
schlossenen Planfeststellungsverfahrens wird in diesem Bebauungsplan 
„Braunstraße-Süd“, RN 41, berücksichtigt. 
 
Für die Geltungsbereiche B.1 und B.2 werden im RROP Flächen für die 
Landwirtschaft, überlagert mit Vorbehaltsflächen für Natur und Landschaft, 
dargestellt. Für den Geltungsbereich C wird die Fläche für Landwirtschaft 
ebenfalls durch weitere Funktionen überlagert, z. B. Vorbehaltsgebiete für 
Natur und Landschaft, Freiraumfunktionen sowie Hochwasserschutz und Er-
holung. 
 
Damit ist der Bebauungsplan an die Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung angepasst. 


 
2.2 Flächennutzungsplan  


 
Für alle Geltungsbereiche des Bebauungsplanes gilt der Flächennutzungs-
plan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. April 1978, zuletzt geändert am 19. März 2008. 
 
Er enthält für die Geltungsbereiche dieses Bebauungsplanes folgende Dar-
stellungen: 
 
• Geltungsbereich A: gewerbliche Bauflächen, 
• Geltungsbereiche B.1 und B.2: Flächen für die Landwirtschaft. Die vor-


gesehenen Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft sind mit einer extensiven Landwirt-
schaft vereinbar. 
 


• Geltungsbereich C: Flächen für die Landwirtschaft. 
 


Im Geltungsbereich C wird eine „Hauptverkehrsstraße“ angeschnitten. 
Hierbei handelt es sich um eine Straßenverbindung von der Weststadt 
zum Industriegebiet Stiddien. Diese Trasse wird nach jetzigem Kenntnis-
stand nicht mehr weiterverfolgt. Sollte sie dennoch wieder aufgegriffen 
werden, so kann im Zuge der Konkretisierung der Trassenführung er-
reicht werden, dass die Ausgleichsflächen im Geltungsbereich C berück-
sichtigt werden. 
 
Die vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft sind mit einer extensiven Land-
wirtschaft vereinbar. 
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• Geltungsbereich D: gewerbliche Bauflächen 
 
Innerhalb von Bauflächen sind im Regelfall auch die Anlagen zur Entsor-
gung des anfallenden Niederschlagswassers unterzubringen. Die Flä-
chen für die Regenrückhaltung dienen den im Flächennutzungsplan dar-
gestellten Gewerbegebieten im Süden von Rüningen. 
 


• Außerhalb des Geltungsbereiches A dieses Bebauungsplanes, unmittel-
bar angrenzend, ist der vorgesehene Verschwenk der B 248 zur geplan-
ten Anschlussstelle Rüningen-Süd dargestellt. 
 


Damit ist der Bebauungsplan aus den Darstellungen des Flächennutzungs-
planes entwickelt. 
 


2.3 Bebauungspläne 
 
In den Geltungsbereichen A, B.1, B.2, C sowie D dieses Bebauungsplanes 
gelten bisher keine anderen Bebauungspläne. 
 


2.4 Planfeststellungsverfahren Anschlussstelle Rüningen-Süd 
 
Für die Anschlussstelle Rüningen-Süd wurde am 31. Oktober 2007 der Plan-
feststellungsbeschluss durch die Nieders. Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr gefasst. Mit Wirkung vom 18. Januar 2008 wurde dieser Be-
schluss unanfechtbar. Der Bebauungsplan Braunstraße-Süd, RN 41, ist an 
diese Planung angepasst. 


 
 
3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 


 
Die Flächen südlich der Braunstraße in Braunschweig-Rüningen sind seit 
1978 im Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig als „gewerbliche Bau-
flächen“ dargestellt. Die Verwirklichung dieses Planungszieles scheiterte 
bisher an der zu hohen Verkehrsbelastung in Rüningen, die sich durch ein 
Gewerbegebiet noch weiter verschärft hätte. Diese Problematik war und ist 
nur durch einen Anschluss der B 248 an die A 39 im Süden von Rüningen zu 
lösen. 
 
Mit dem Bau der neuen Anschlussstelle Rüningen-Süd 2008/2009 erfährt der 
Ortsteil Rüningen eine starke Verkehrsentlastung; Gewerbeflächen erhalten 
einen unmittelbaren Anschluss an die Autobahn. 
 
Deshalb kann nunmehr die vorgesehene Entwicklung eines Gewerbegebie-
tes zwischen dem Südrand von Rüningen und der Neutrassierung der B 248 
erfolgen. Durch dieses Gewerbegebiet wird das bisher eher knappe Angebot 
an gewerblichen Bauflächen im Süden Braunschweigs um notwendige Flä-
chen erweitert; die Schwerpunkte der gewerblichen Baulandentwicklung la-
gen bisher im Norden des Stadtgebietes. 
 
Bereits am 18. Mai 1999 beschloss der Rat der Stadt Braunschweig, für die 
Flächen südlich der Braunstraße einen Bebauungsplan aufzustellen mit dem 
Ziel, ein Gewerbegebiet zu entwickeln. 
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Der Geltungsbereich war seinerzeit mit der damit verbundenen Änderung 
des Flächennutzungsplanes sehr viel größer gefasst, da seinerzeit noch 
nicht feststand, welchen Verlauf die Anschlussstelle Rüningen-Süd und die 
B 248/neu nehmen würden. 
 
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes RN 41 grenzt nun unmittelbar 
an die planfestgestellten Trassen der Anschlussstelle Rüningen-Süd, der 
B 248/neu und der Thiedestraße/neu an. 
 
Mit Ausnahme der privaten Musterhaussiedlung an der Braunstraße werden 
die Flächen bisher ackerbaulich genutzt und befinden sich im Eigentum der 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig GmbH. Die Flächen weisen keine 
topografischen oder sonstigen Besonderheiten auf. 
 
 


4 Umweltbericht 
  
4.0 Präambel 


Im vorliegenden Umweltbericht werden die auf Grund der Umweltprüfungen 
nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-
schutzes dargelegt. 


 
4.1  Beschreibung der Planung 


 
Das Plangebiet „Braunstraße-Süd“ grenzt unmittelbar an die vorhandenen 
Gewerbeflächen im Süden von Rüningen an und reicht bis zur geplanten 
Neutrassierung der B 248 mit der vorgesehenen neuen Anschlussstelle Rü-
ningen-Süd. 
 
Vorgesehen ist ein Gewerbegebiet im Sinne von § 8 Baunutzungsverord-
nung für die Ansiedlung von Betrieben unterschiedlicher Größenordnungen. 
Einige Nutzungen, die sich in diese Stadtrandlage nicht einfügen würden, 
werden ausgeschlossen, wie z. B. Einzelhandelsbetriebe und Vergnügungs-
stätten. 
 
Die Fläche des Geltungsbereiches A dieses Bebauungsplanes, der das Ge-
werbegebiet festsetzt, beträgt insgesamt 12,62 ha. 
 
Die Fläche der maximal versiegelbaren Flächen beträgt 10,21 ha (1,11 ha öf-
fentliche Verkehrsflächen; 9,10 ha Anteil der gewerblichen Bauflächen ent-
sprechend den Festsetzungen zur Grundflächenzahl). 
 
Die Flächen für Ausgleichsmaßnahmen in den Geltungsbereichen B.1, B.2 
und C betragen 8,21 ha. 
 
Die Flächen für die Regenwasserentsorgung im Geltungsbereich D betragen 
1,34 ha. 
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4.2  Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten  
 
Planungsalternativen für das Gewerbegebiet wurden nicht geprüft: Die Flä-
che ist bereits seit 1978 im Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig als 
gewerbliche Baufläche dargestellt; dieses Planungsziel wurde durch die Än-
derung des Flächennutzungsplanes im Hinblick auf die Anschlussstelle Rü-
ningen-Süd im Jahr 2006 bestätigt. 
 
Eine Wohnnutzung auf den Flächen kommt nicht in Betracht. Die umgeben-
den Verkehrswege (A 39, B 248/Neutrassierung Thiedestraße) würden zu 
einer zu hohen Lärmbelastung führen, ebenso wie die nördlich vorhandenen 
und östlich laut Flächennutzungsplan geplanten Gewerbegebiete. 
 
Als öffentliche Grün- bzw. Erholungsflächen oder Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz von Boden, Natur und Landschaft eignen sich die Flächen auf-
grund ihrer isolierten Lage nicht. Durch die o. a. Nachbarschaft besteht kein 
funktionierendes Biotopverbundsystem zu angrenzenden Flächen. Auch be-
stehen hier keine Wertigkeiten im Hinblick auf Natur- und Landschaftsschutz, 
die über die Wertigkeiten der vorhandenen Ackerflächen hinausgehen. 
 


4.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung  
 
Neben den grundsätzlichen gesetzlichen Anforderungen an die Berücksichti-
gung der Ziele des Umweltschutzes in der Bauleitplanung sind die konkret 
für den Planungsraum formulierten Vorgaben und Entwicklungsziele der 
Fachplanungen auszuwerten und bei der Planaufstellung zu berücksichtigen. 
Nachfolgende Aufstellung gibt einen Überblick über die für den Raum vorlie-
genden Fachplanungen und Gutachten. 
 
Fachplanungen: 
 
• Regionales Raumordnungsprogramm, 2008 


• Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. April 1978, zuletzt geändert am 19. März 2008 


• Landschaftsrahmenplan (LRP), 1999 


• Luftreinhalte- und Aktionsplan Braunschweig, 2007 


• Planfeststellungsbeschluss vom 31. Okt. 2007 zum Neubau der An-
schlussstelle Rüningen-Süd 


 
Gutachten: 
 
• Klima- und emissionsökologische Funktionen im Stadtgebiet Braun-


schweig, GEO-NET Umweltconsulting, 2007 


• Ermittlung der Luftgüte in Braunschweig mit Flechten als Bioindikato-
ren, RWTÜV, 1995 


• Analyse der klimaökologischen Funktionszusammenhänge in der Stadt 
Braunschweig mit Empfehlung für die zukünftige Stadtentwicklung, Mo-
simann et. Al. 1992 
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• Schalltechnisches Gutachten, Bonk-Maire-Hoppmann Gbr, 07263, vom 
19.11.2007 


• Bodengutachten, GEO-LOG Ingenieurgesellschaft mbH,  
25. Januar 2008 


• Flora-Fauna-Gutachten, LaReG, September 2007 
 
Darüber hinaus wurden die einschlägigen Fachgesetze, die den Umwelt-
schutz betreffen, berücksichtigt. 
 


4.4 Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der  
Informationsgrundlagen 
 
Der Betrachtungsraum für die Umweltprüfung geht über den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes hinaus, soweit räumlich-funktionale Beziehungen dies 
erfordern. 
 
Gegenstand der Umweltprüfung sind dabei nach Maßgabe des Baugesetz-
buches die für den Betrachtungsraum und das Planvorhaben planungs- und 
abwägungserheblichen Umweltbelange. Die Umweltbelange sind insbeson-
dere unter Auswertung der bisher vorliegenden Fachplanungen und Unter-
suchungen (vgl. 4.3) erfasst und gewichtet worden. 
 
Für die Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung (vgl. 4.6) 
erfolgt eine vergleichende Bewertung der aktuellen Wertigkeiten von Natur 
und Landschaft im Plangebiet unter Berücksichtigung der nach dem aktuel-
len Planungsrecht zulässigen Bebaubarkeit und Versiegelung mit dem Plan-
zustand nach diesem Bebauungsplan auf Basis des sogenannten „Osnabrü-
cker Modells“. Das Osnabrücker Modell ist ein anerkanntes und in der Stadt 
Braunschweig regelmäßig zur Anwendung kommendes Verfahren zur rech-
nerischen Unterstützung der gutachterlichen Bemessung von Eingriffsfolgen 
und Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Die Umweltprüfung wird nach folgender Methodik vorgenommen: 
 
• Auswertung der unter 4.3 genannten Fachplanungen, sonstigen Pla-


nungsvorhaben und Gutachten, 
• Ortsbegehungen. 
 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen 
bestanden nicht. Kenntnislücken sind nicht bekannt. Weitergehende Anfor-
derungen an die Umweltprüfung wurden im Rahmen der Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 
nicht gestellt. 
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4.5  Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 
 
4.5.1 Mensch und Gesundheit 


 
Im Hinblick auf den Aspekt Gesundheit sind insbesondere die Maßnahmen 
zum Schutz der arbeitenden Bevölkerung gegenüber den Immissionen aus 
den angrenzenden Verkehrstrassen von Bedeutung sowie der Schutz der 
arbeitenden Bevölkerung vor gewerblichen Immissionen. Die hier zu treffen-
den Maßnahmen sind im Einzelnen unter 4.5.5 Klima/Luft und 4.5.6 Lärm 
bzw. 5.7 Immissionsschutz aufgeführt. 
 
Ferner ist der „Mensch“ durch die Planung im Hinblick auf den Aspekt „Erho-
lung“ betroffen. Dieser Aspekt ist im Sinne landschaftsbezogener Erholung 
unter 4.5.2 im Zusammenhang mit Landschaftsbild und Landschaftserleben 
beschrieben und bewertet. 
 
Sonstige Auswirkungen auf das Schutzgut „Mensch“ sind nicht erkennbar. 
 


4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 
 
Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich jeweils auf die Aspekte „Le-
bensraumfunktion für Pflanzen und Tiere“, „Schutzgebiete und –objekte des 
Naturschutzes“ sowie „Landschaftsbild und Landschaftserleben (Erholung)“. 
 
Tiere, Pflanzen, Landschaft: Bestand 
 
Die vorhandenen Straßenkörper der A 39 und der Thiedestraße üben im Zu-
sammenhang mit den Siedlungsstrukturen eine erhebliche Barriere- und 
Zerschneidungswirkung insbesondere auf wandernde Tierarten aus. Dies 
führt zur Isolation von Tierarten mit engen Habitatansprüchen. Darüber hin-
aus meiden empfindliche Tierarten mit großen Raumansprüchen durch Stra-
ßen zerschnittene Flächen. Durch die betriebsbedingten Beeinträchtigungen 
im Randbereich (Schadstoffeinträge, Straßenlärm, Licht und Pflegeintensität 
der Straßenbegleitflächen) werden diese Auswirkungen noch verstärkt, was 
zusätzlich zur Strukturarmut des Gebietes beiträgt und das weitgehende 
Fehlen geschützter bzw. gefährdeter Tier- und Pflanzenarten erklärt. 
 
Das untersuchte Gebiet hat deshalb für Flora und Fauna insgesamt auf 
Grund der Strukturarmut eine geringe Bedeutung. Für die gefährdeten Arten 
auf der roten Liste (Feldlerche, Rauchschwalbe und Wiesenpieper) und die 
der Vorwarnliste (Gierlitz. Mauersegler und Türkentaube) ist es trotzdem der 
bevorzugte Lebensraum. 
 
Im Untersuchungsgebiet (Geltungsbereich A) wurden keine Säugetiere 
nachgewiesen - insbesondere wurden keine Feldhamstervorkommen festge-
stellt. Der Boden mit seinem hohen Grundwasserstand ist als Lebensraum 
für den Feldhamster ungeeignet. 
 
Im Gebiet wurden im Jahr 2004 18 Vogelarten kartiert. Davon waren 
11 Arten Brutvögel; 6 Arten nutzten das Gebiet zur Nahrungsaufnahme. Für 
eine Art bestand Brutverdacht.  
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Die Gärten der Musterhaussiedlung mit einzelnen Gehölzgruppen bieten Le-
bensraum häufiger Vogelarten der Siedlungsbereiche wie Amsel, Hausrot-
schwanz und Kohlmeise. 
 
Die Feldflur südlich des Ortsrandes ist praktisch gehölzfrei, sodass hier bis 
auf die gefährdete Feldlerche kaum Brutvogelarten vorkommen. 
 
Darüber hinaus sind weit verbreitete Offenlandarten, wie kleiner Heufalter 
oder gemeiner Grashüpfer nachgewiesen worden. 
 
Drei der gefundenen Brutvogelarten sind auf der roten Liste Niedersachsen 
als gefährdet eingestuft (Feldlerche, Rauchschwalbe und Wiesenpieper), 
drei weitere sind auf der Vorwarnliste der roten Liste Niedersachsen/ 
Deutschland (Gierlitz, Mauersegler und Türkentaube) eingetragen. 
Im Geitelder Holz westlich der A 39 wurden Vorkommen des besonders ge-
schützten Rotmilans festgestellt. Dessen Lebensraum erstreckt sich auch 
über die weitere Umgebung, wie z. B. das Plangebiet. 
 
Für den Geltungsbereich D werden faunistisch lediglich die in freien Feldflu-
ren verbreiteten Offenlandarten erwartet. Besondere zu berücksichtigende 
Belange des Arten- und Biotopschutzes sind nicht bekannt und werden auch 
nicht erwartet. 
 
Die potenzielle natürliche Vegetation des Geltungsbereiches A ist zweige-
teilt. Auf dem westlichen und südlichen Bereich des Untersuchungsgebietes 
würde sich ein Geißblatt-Eichen-Hainbuchen-Wald erstrecken. Im restlichen 
Teil der Fläche würde sich ein Flattergras-Buchenwald entwickeln. 
 
Der Hauptteil der Fläche besteht aus Acker, auf dem der Zuckerrübenanbau 
dominiert. In den Randbereichen hat sich nur sektoral eine Ackerbegleitflora 
zumeist nährstoffbedürftiger Arten entwickelt. 
 
In den Randbereichen der Thiedestraße und des vorhandenen Feldweges 
sowie im Grenzbereich zu der Musterhaussiedlung haben sich Bestände mit 
halbruderalen Gras- und Staudenfluren mittlerer Standorte entwickelt, die 
insbesondere durch die angrenzende landwirtschaftliche Nutzung anthropo-
gen beeinflusst werden. 
 
Im Bereich der Thiedestraße - unmittelbar an den östlichen Rand des Gel-
tungsbereiches angrenzend - hat sich neben der Straßenbaumbepflanzung 
eine ausgeprägte Strauchhecke aus zumeist einheimischen Arten entwickelt. 
Darüber hinaus gibt es ein mesophiles Haselgebüsch und Ruderalgebüsche 
zwischen den Straßenbäumen. 
 
Im Bereich der Musterhaussiedlung unmittelbar südlich der Braunstraße be-
finden sich zwischen den Häusern zum Teil strukturreiche (Zier-)Gärten. 
Diese werden überwiegend von Zierrasenflächen und niedrigen Ziergehölzen 
sowie Büschen aus überwiegend nicht einheimischen Arten geprägt. 
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Geltungsbereich D wird im Wesentlichen geprägt durch intensiv genutzte 
landwirtschaftliche Flächen. Die Randbereiche weisen in geringem Umfang 
Ackerbegleitflora bzw. anthropogen beeinflusste halbruderale Gras-/ 
Staudenfluren auf. 
 
Schutzgebiete und –objekte des Naturschutzes befinden sich nicht in den 
Geltungsbereichen dieses Bebauungsplanes. 
 
Das Landschaftserleben in Bezug auf Vielfalt, Eigenart und Schönheit der 
Natur wird als sehr stark eingeschränkt eingestuft. Die bestehende Muster-
haussiedlung prägt die Ortseingangssituation des Stadtteils Rüningen. Eine 
angemessene Ortsrandgestaltung besteht nicht.  
 
Auch wenn die Flächen selbst nicht als Erholungsraum genutzt werden, ha-
ben sie als erlebbarer Bestandteil des angrenzenden Landschafts- und Erho-
lungsraumes eine gewisse Bedeutung. 
 
Die Flächen für die geplante Regenwasserentwässerung im Geltungsbereich 
D haben aufgrund ihrer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung heute keine 
Bedeutung für die Erholungsnutzung. 
 
Der Thiedebach mit seinem monotonen Erscheinungsbild ist eines der weni-
gen Elemente, die in geringem Maß zum Naturerleben beitragen. Die westli-
che Abgrenzung der Landschaftsbildeinheit wird durch die A 39 gebildet, 
welche das Landschaftsbild durch mangelhafte landschaftliche Einbindung 
und die künstliche Topographie beeinträchtigt; gleiches gilt für die Thie-
destraße, die allerdings in Abschnitten von Gehölzen begleitet wird.  
Zusätzliche gliedernde Elemente außerhalb des Untersuchungsgebietes, 
aber mit Bedeutung für diese Landschaftsbildeinheit, sind die Gehölzstruktu-
ren entlang der Böschung der A 39 sowie das Feldgehölz südlich des Thie-
debaches an der Thiedestraße. 
 
Tiere, Pflanzen, Landschaft: Nullvariante 
 
Bei Beibehaltung der landwirtschaftlichen Nutzung im bisherigen Umfang 
wird sich für die Flächen in den Geltungsbereichen A und D an der beschrie-
benen Situation im Wesentlichen nichts ändern. Lediglich im Bereich der 
Musterhaussiedlung kann eine weitere bauliche Verdichtung erwartet wer-
den. 
 
Schutzgebiete und –objekte des Naturschutzes werden bei der Nullvariante 
nicht betroffen. 
 
In Bezug auf das Landschaftsbild und Landschaftserleben wird sich bei Bei-
behaltung der landwirtschaftlichen Nutzung im bisherigen Umfang an der be-
schriebenen Situation nichts ändern. 
 
Tiere, Pflanzen, Landschaft: Zukünftige Auswirkung der Planung 
 
Bei Verwirklichung des Gewerbegebietes geht der jetzige Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen vollständig verloren. Die heutigen Ackerflächen werden 
überwiegend bebaut werden. Demgegenüber werden jedoch mindestens 
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20 % der privaten Grundstücksflächen von Bebauung/Versiegelung frei-
gehalten und zu 10 % qualifiziert begrünt. Die qualifiziert mit Gehölzen be-
pflanzten Flächen erstrecken sich vorrangig linear entlang der Straßen und 
lassen den Charakter eines Siedlungsgrüns entstehen, welches Vögeln und 
anderen Tierarten im Siedlungsraum Lebensraum bieten wird und bedingt für 
einen Artenaustausch sorgen kann. 
 
Schutzgebiete und –objekte des Naturschutzes werden durch die Planung 
nicht betroffen. 
 
Im Hinblick auf das Landschaftsbild und Landschaftserleben geht der Blick 
auf eine freie Ackerfläche verloren. Der erlebbare Landschaftsraum wird 
durch das Baugebiet und auch durch die vorgelagerte Trasse der B 248/ 
Neutrassierung deutlich reduziert. Nach Süden hin wird das Gewerbegebiet 
künftig durch einen durchschnittlich 10 m breiten Grünstreifen mit Baum-
pflanzungen gegenüber der Neutrassierung der B 248 abgepflanzt werden. 
Dieser Grünstreifen ist Bestandteil des Planfeststellungsbeschlusses und 
grenzt unmittelbar südlich an den Geltungsbereich A dieses Bebauungspla-
nes RN 41 und damit auch an das Gewerbegebiet an. Da die Bebauung weit 
in die Landschaft wirkt, wird eine Höhenbegrenzung bzw. Staffelung der Be-
bauung und eine Beschränkung von Werbeanlagen vorgesehen. 
 
Im Hinblick auf die Erholung wird dieses Gebiet (Geltungsbereich A) auch 
künftig keine Funktionen erfüllen. 
 
Positive Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die Erholungsnutzung 
sind durch die Herstellung der Entwässerungsmaßnahmen im Geltungsbe-
reich D zu verzeichnen. Zum einen wird durch die vorgesehenen Anpflan-
zungsmaßnahmen der Landschaftsraum strukturiert, zum anderen ergänzt 
der Weg parallel zu Entwässerungsgraben und Regenrückhaltebecken das 
Wegenetz und kann von Erholungssuchenden genutzt werden. 
 


4.5.3 Boden 
 
Boden: Bestand 
 
Geologisch gesehen liegen die Flächen größtenteils im Bereich weichselzeit-
licher Talsande bzw. Niederterrassensande der Oker, die hier mit einer 
Lössdecke überzogen sind. Löss wird von der Bodenart Schluff dominiert, 
auch die Talsande weisen unterschiedlich starke Schluffbestandteile auf. Der 
Südzipfel des Geltungsbereiches A ist der Aue des Thiedebachs zuzurech-
nen. 
 
Vorherrschender Bodentyp im lössbedeckten Bereich ist die Parabraunerde, 
in der Thiedebachaue der grundwasserbeeinflusste Bodentyp Gley. Der Bo-
den weist eine geringe Ertragsfähigkeit auf. Auf vergleichbaren Flächen mit 
diesen Bodenverhältnissen ist heute auf einem Großteil dieser Standorte die 
landwirtschaftliche Nutzung eingestellt oder sie sind aufgeforstet worden.  
 
Bei der gegenwärtigen Ackernutzung besteht ein Beeinträchtigungsrisiko des 
Bodens durch Verdichtung, Erosion und Schadstoffeintrag, welcher auch den 
Thiedebach mit einschließt. Der nordöstliche Bereich der Ackerfläche an der 
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Thiedestraße fällt hierbei als sehr staunasser Bereich auf, in dem es bei 
starken Niederschlagsereignissen zu anhaltenden Wasseraustritten und da-
mit verbundenen Ertragsminderungen bzw. Ausfall der landwirtschaftlichen 
Kulturen kommen kann. 
 
Die Baugrunduntersuchung von Januar 2008 ergab folgendes Bild: 
 
• Im Untersuchungsgebiet steht oberflächennah Schwemmlöss mit teilwei-


se weicher Konsistenz an. Darunter folgen überwiegend gemischtkörnige 
Böden in Form von schluffigen und stark schluffigen Sanden an. Grund-
sätzlich können Bauwerkslasten über eine Flachgründung in den Bau-
grund abgetragen werden. Je nach Gründungstiefe und anfallender Ge-
bäudelast können baugrundverbessernde Maßnahmen (z. B. Teilboden-
austausch) erforderlich werden. 
 


• Zusätzlich ist auf hohe Grundwasserstände und eine mangelnde Versi-
ckerungsfähigkeit hinzuweisen (siehe 4.5.4 Wasser). 


 
Auch der Geltungsbereich D mit seiner intensiven landwirtschaftlichen Nut-
zung unterliegt den Beeinträchtigungsrisiken wie Bodenverdichtung, Erosion 
und Schadstoffeinträgen. Im Bereich des geplanten Regenrückhaltebeckens 
ist eine leichte Senke ausgebildet, die bei starken Niederschlagsereignissen 
regelmäßig nassfällt. 
 
Altlasten, altlastenverdächtige Flächen oder schädliche Bodenveränderun-
gen sind in den Geltungsbereichen A, B.1, B.2 und C nicht bekannt. 
 
Im Geltungsbereich D befindet sich eine kleinere Altablagerung. Die Auffül-
lungen reichen bis in ca. 2,00 m Tiefe. Nach vorliegenden Erkenntnissen 
wurden vorwiegend natürliche Böden (Sande) aufgefüllt. Es kann nicht aus-
geschlossen werden, dass bei Bodenaushub bereichsweise belastetes Mate-
rial anfällt, das nicht uneingeschränkt wieder eingebaut werden kann, son-
dern entsprechend entsorgt werden muss. 
 
Es ist davon auszugehen, dass in den Geltungsbereichen B.1, B.2, C und D 
noch Kampfmittel vorhanden sind. Vor Hoch- und Tiefbauarbeiten sind aus 
Sicherheitsgründen Gefahrenerforschungsmaßnahmen durchzuführen. 
 
Im Geltungsbereich A wurde diese Gefahrenerkundung und die Beseitigung 
von Bombenblindgängern im Jahr 2008 durchgeführt. 
 
Boden: Nullvariante 
 
Ohne die Bebauung bleiben die Bodentypen mit ihren natürlichen Funktio-
nen, u. a. auf den Wasserhaushalt, erhalten. Die intensive landwirtschaftliche 
Nutzung wird voraussichtlich bestehenbleiben. 
 
Boden: Zukünftige Auswirkung der Planung 
 
Durch den Bebauungsplan wird im Geltungsbereich A die Versiegelung und 
Überbauung von Flächen in einer Größenordnung von 10,21 ha vorbereitet. 
Zur Entwässerung des Gebietes wird im Nordosten eine Auffüllung des Ge-
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ländes um bis zu 1,40 m erforderlich werden. Im Falle einer Bebauung wer-
den die Böden mit ihren natürlichen Funktionen in Folge von Versiegelung 
und Bearbeitung weitgehend zerstört. Bei Durchführung der Planung steht 
die Nutzungsfunktion der Böden im Vordergrund. 
 
Durch die Maßnahmen zur Regenwasserentwässerung im Geltungsbereich 
D erfolgt auf einer Fläche von ca. 1,34 ha eine nachhaltige Veränderung und 
damit ein Eingriff in das Bodengefüge. 
 
Im Rahmen der Umsetzung des Regenrückhaltebeckens wird die vorhande-
ne Altablagerung eventuell entsorgt werden müssen. 
 


4.5.4  Wasser 
 
Wasser: Bestand 
 
Die Geltungsbereiche A bis D befinden sich weder in einem festgesetzten 
Überschwemmungsgebiet, noch in einem Trinkwasserschutzgebiet.  
 
Bis auf den nördlichen Teil des Geltungsbereiches A werden die Flächen 
zurzeit landwirtschaftlich genutzt. Ein großer Teil des anfallenden Nieder-
schlagswassers versickert vor Ort (Grundwasserneubildung), der Rest fließt 
mit einer Zeitverzögerung über die umliegenden Gewässer ab. 
 
Die Baugrunduntersuchung für den Geltungsbereich A von Januar 2008 er-
gab folgendes Bild: 
 
Es wurden relativ hohe Grundwasserstände für das Baugebiet mit einem re-
lativ einheitlichen Grundwasserspiegel von 72,91 bis 73,51 m über NN ein-
gemessen. Dies entspricht einem Abstand zur Geländeoberkante von ca. 
0,50 m im nordöstlichen Bereich bis 4,0 m im mittleren und südwestlichen 
Bereich. Diese Wasserstände liegen nach Datenbasis benachbarter amtli-
cher Messstellen im Bereich des mittleren höchsten gemessenen Wertes 
(MHGW). Ohne Berücksichtigung der extremen Hochwasserereignisse in 
den Jahren 1997 und 2002 liegt der höchste gemessene Wert (HGW) 
+ 0,5 m über den aktuell eingemessenen Grundwasserständen. 
 
Eine flächenhafte Versickerung gemäß den Anforderungen der einschlägi-
gen technischen Regelwerke ist auf Grund der uneinheitlichen Durchlässig-
keiten der anstehenden verlehmten Sande (kf-Wert ca. 1 x 10-5 bis 1 x 10-8 
m/s) sowie der teilweise hohen Grundwasserstände nicht möglich. 
 
Im Bereich des Thiedebaches ist kein Überschwemmungsgebiet festgesetzt; 
die Festsetzung eines Überschwemmungsgebietes ist auch durch das Land 
Niedersachsen nicht geplant. Jedoch wurde festgestellt, dass im Bereich des 
geplanten Regenrückhaltebeckens im Geltungsbereich D bei einem Regen-
ereignis, das statistisch nur einmal in 100 Jahren vorkommt (HQ 100), das 
Gelände fast um einen Meter überschwemmt wird. Das Gleiche gilt für die 
unmittelbar südlich angrenzenden Flächen. 
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Wasser: Nullvariante 
 
Die unversiegelten Böden halten einen Teil des Niederschlagswassers zu-
rück und wirken sich damit positiv auf die Grundwasserneubildung aus. 
 
Wasser: Zukünftige Auswirkung der Planung 
 
Ein Großteil der Flächen im Geltungsbereich A wird versiegelt, sodass bei 
einem Regen die Grundwasserneubildung massiv verringert wird. Die Ver-
siegelung führt zu einem schnelleren Abfluss des Niederschlagswassers. Um 
einen erhöhten Abfluss innerhalb der Gewässer und damit Überschwem-
mungen zu vermeiden, sind Regenrückhaltemaßnahmen erforderlich.  
 
Zur Ableitung des Niederschlagswassers aus dem Baugebiet werden im Gel-
tungsbereich D Flächen für die Regenrückhaltung festgesetzt. Hierdurch 
kann sichergestellt werden, dass die Ableitung in den Thiedebach dem heu-
tigen natürlichen Abfluss entspricht. Die Maßnahme ist von daher mit den 
Zielen des Hochwasserschutzes vereinbar. Um zu erreichen, dass es auch 
bei einem Regenereignis, das statistisch nur einmal in 100 Jahren vorkommt 
(HQ 100), zu keinen neuen Betroffenen kommt, sind weitere Maßnahmen 
am Thiedebach jenseits der Bahnlinie geplant (Verbesserung der Aufnahme-
kapazitäten). 
 


4.5.5  Klima, Luft 
 
Klima, Luft: Bestand 
 
Klima: Die landwirtschaftlich genutzten Bereiche sind Ausgleichsräume mit 
mittlerer Kaltluftproduktivität. 
 
Luft: Die Luftqualität im Geltungsbereich A wird durch den Verkehr, insbe-
sondere auf der A 39, und in geringerem Maße durch die B 248 beeinträch-
tigt. Zu nennen ist vor allem die Belastung mit Stickstoffdioxid (NO2). 
 
Klima/Luft: Nullvariante 
 
Durch die geplanten Autobahnauffahrten kommen am Rande des Plangebie-
tes weitere Straßen hinzu. Aufgrund der großräumigen südwestlichen Luft-
strömungen werden daher weitere Emissionen in den Geltungsbereich A des 
Bebauungsplanes eingetragen werden. Durch die Neutrassierung der B 248 
zur Anschlussstelle und die damit verbundenen Dämme kann es zu klein-
räumigen Veränderungen der Strömungsverhältnisse kommen. Diese durch 
den Straßenbau verursachten Beeinträchtigungen führen auch ohne die 
Realisierung des Gewerbegebietes zu negativen Auswirkungen im Planbe-
reich. 
 
Klima/Luft: Zukünftige Auswirkung der Planung 
 
Klima: Die Kaltluftproduktion auf den landwirtschaftlichen Flächen entfällt. 
Die landwirtschaftlichen Bereiche mit mittlerer Kaltluftproduktivität werden 
durch die Bebauung zu Übergangsräumen. Aufgrund der frei exponierten 
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Anströmungslage aus Südwest sind aus bioklimatischer Sicht keine negati-
ven Auswirkungen zu erwarten. 
 
Luft: Das geplante Gewerbegebiet wird durch Luftschadstoffe belastet wer-
den, insbesondere durch NO2. Als Grenzwert gemäß 22. BImSchV 2007 gilt 
ab 2010 ein Jahresmittelwert von 40 μ NO2/m³ Luft. Die geplanten Auto-
bahnauffahrten, zusätzlicher Anliegerverkehr sowie Heizungsanlagen und 
Emissionen durch das geplante Gewerbegebiet tragen zu weiteren Erhöhun-
gen im Hinblick auf Luftschadstoffe bei. Grenzwertüberschreitungen sind 
nach Aussagen der Unteren Immissionsschutzbehörde im Nahbereich der 
A 39 und der B 248/Neutrassierung nicht auszuschließen. 
 
Folgerungen für die Planung ergeben sich hieraus jedoch nicht. Die Verbes-
serung der Luftqualität muss durch Reduzierung der Emissionen durch Ver-
kehr oder Gebäude erfolgen und auf anderer gesetzlicher Grundlage umge-
setzt werden. Die vorgesehene Durchgrünung des Baugebietes kann die 
Auswirkungen minimieren. 
 


4.5.6 Lärm 
 
Lärm: Bestand 
 
Die Plangebiete bestehen aus Ackerflächen. Sowohl Lärmeinwirkungen auf 
das Plangebiet (Straßenverkehrslärm, Gewerbelärm) als auch Lärmauswir-
kungen durch das Plangebiet (z. B. während der Ernte) sind als nicht rele-
vant zu bewerten. 
 
Lärm: Nullvariante 
 
Wird die Planung nicht durchgeführt, so sind keine nennenswerten Verände-
rungen gegenüber der Bestandssituation zu erwarten. 
 
Lärm: Zukünftige Auswirkung der Planung (siehe auch: Kapitel 5.7) 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes hinsichtlich flächenbezogener 
Schallleistungspegel für bestimmte Teilflächen führen dazu, dass die ein-
schlägigen Grenz- und Orientierungswerte in den nächstgelegenen Gewer-
be- und Wohngebieten eingehalten werden können. 
 
Die Festsetzungen zu passiven Schallschutzmaßnahmen im Plangebiet füh-
ren dazu, dass gesunde Arbeitsverhältnisse gesichert sind. Die Regelungen 
zu Betriebsleiterwohnungen, die nur ausnahmsweise unter bestimmten Be-
dingungen zulässig sind, sollen sicherstellen, dass Betriebsleiterwohnungen 
nur in unbedingt erforderlichem Ausmaß in diesem Gebiet angesiedelt wer-
den. 
 
Dadurch wird ein größtmöglicher Gesundheitsschutz gegenüber potenziellen 
Lärmbelastungen erreicht. 
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4.5.7  Kulturgüter und sonstige Sachgüter  
 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter: Bestand 
 
Urnengräberfeld 
 
Im südöstlichen Bereich des Geltungsbereiches A dieses Bebauungsplanes 
lag das Urnengräberfeld Rüningen aus der späten römischen Kaiserzeit (Da-
tierung ca. 200 n. Chr. bis 5. Jh.). Erstmals im Jahre 1928 wurden hier ca. 70 
Urnen ausgegraben.  
 
Es handelte sich vermutlich um das letzte leidlich erhaltene germanische 
Gräberfeld der Region. Die anderen Friedhöfe sind der intensiven Landwirt-
schaft, insbesondere auch den Spargelkulturen, zum Opfer gefallen. Es han-
delte sich damit um ein Geschichtszeugnis von landesweiter Bedeutung. 
 
Bereits im Jahr 2005 hat das Nds. Landesamt für Denkmalpflege Braun-
schweig einen mehrere hundert Quadratmeter großen Ausschnitt des Ge-
ländes untersucht. Dabei wurden 110 Urnenbestattungen geborgen, zum 
Teil noch gut erhalten, zum Teil aber auch durch die landwirtschaftliche Nut-
zung schon stark zerstört. 
 
Im Zuge der Vorbereitungsmaßnahmen zum Ausbau der Anschlussstelle 
Rüningen-Süd und im Vorgriff auf das geplante Gewerbegebiet Braunstraße-
Süd wurden im Jahr 2008 im gesamten Gräberfeld alle Urnen ergraben. Auf-
grund der Bergung der Urnen ist das Kulturdenkmal im Boden nicht mehr 
vorhanden, sodass eine nachrichtliche Übernahme im Bebauungsplan nicht 
mehr erforderlich ist. 
 
Erdwerk: 
 
Bei einem Erdwerk handelt es sich um eine sehr große Grabenanlage, die 
runde oder eckige Formen aufweisen kann. Der Zweck dieser Grabenanla-
gen ist bisher noch unerforscht; die Theorien reichen von Eingrenzung von 
Ackerfluren oder Tiergehegen bis zu religiösen Motiven. Fest steht jeden-
falls, dass es keine Umgrenzungen von Siedlungen waren. 
 
Mitte 2007 konnte auf Flächen westlich der A 39, etwa auf Höhe der Braun-
straße, auf Luftbildern eine Doppelgrabenanlage identifiziert werden. Wahr-
scheinlich handelt es sich hierbei um Spuren eines so genannten „Erdwer-
kes“, datierbar vermutlich in einer mittleren Phase der Jungsteinzeit. Diese 
Gräben müssen auf jeden Fall östlich der Autobahn weitergelaufen sein, un-
sicher bleibt nur ihre genaue Lage dort. Wahrscheinlich führten sie auf den 
Flächen, auf denen heute die Musterhäuser liegen, Richtung Osten und von 
dort spätestens mittig der Braunstraße wieder nach Norden. Innerhalb dieser 
archäologischen Verdachtsfläche befindet sich eine Musterhaussiedlung. 
Daher ist davon auszugehen, dass ein möglicherweise hier befindliches 
Erdwerk bereichsweise gestört oder sogar zerstört ist. 
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Kulturgüter und sonstige Sachgüter: Nullvariante 
 
Urnengräberfeld 
 
Das Urnengräberfeld wird bereits durch den Bau der Anschlussstelle Rünin-
gen-Süd durchschnitten. Ohne die Planung des Gewerbegebietes hätten die 
außerhalb der neuen Verkehrsflächen liegenden Bereiche des Kulturdenk-
mals an Ort und Stelle verbleiben können. 
 
Erdwerk: 
 
Ohne den Bebauungsplan würde der Bereich voraussichtlich weiterhin als 
Musterhaussiedlung genutzt werden. In diesem Rahmen würden auch Ge-
bäude abgebrochen und Genehmigungen für neue Musterhäuser erteilt. 
 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter: Zukünftige Auswirkung der Planung 
 
Da für die Straßenneubauten die Ausgrabung des überwiegenden Teils des 
Gräberfeldes erforderlich wurde, bestand nach Aussagen des Nds. Lan-
desamtes für Denkmalpflege aus wissenschaftlichen Gründen ein großes In-
teresse, dass gesamte Gräberfeld, also auch im Bereich des geplanten Ge-
werbegebietes, zu ergraben, zu dokumentieren und zu bergen. Der wissen-
schaftliche Wert der Urnen bleibt nach deren Ausgrabung erhalten, sodass 
bei Bergung der Urnen in diesem Fall nicht von einer Zerstörung des Boden-
denkmals auszugehen ist. 
 
Im Vorgriff auf das Gewerbegebiet wurden die Urnen bereits ergraben, so-
dass kein Kulturdenkmal im Boden mehr vorhanden ist. 
 
Erdwerk 
 
Mit Abschluss des Bebauungsplanverfahrens werden die zulässigen Nut-
zungen im Bereich der Musterhaussiedlung konkretisiert und erweitert. Mus-
terhäuser können prinzipiell abgerissen und durch andere gewerbliche Bau-
ten ersetzt werden. Damit kann auch eine Verdichtung der Bebauung ein-
hergehen. Es ist demnach von einer weiteren Störung bzw. Zerstörung des 
Erdwerkes auszugehen. Aufgrund der bereits erfolgten Eingriffe verzichtet 
die Archäologie auf eine Flächengrabung vor Beginn der bodeneingreifenden 
Maßnahmen. Damit unterliegen Erdarbeiten bzw. andere bodeneingreifende 
Maßnahmen (z. B. Leistungsverlegungen) der denkmalrechtlichen Genehmi-
gungspflicht gemäß § 13 NDSchG. Um deren Umfang eingrenzen zu kön-
nen, werden im Zusammenhang mit dem Ausbau der Planstraße B Sonda-
geschnitte durchgeführt werden. 
 


4.5.8  Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 
Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den Schutzgütern 
können Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunächst ein Schutzgut ausübt, 
auf andere weiterwirken. Es kann zur Verkettung und Steigerung von Aus-
wirkungen kommen. Deswegen sind die Schutzgüter nicht nur einzeln, son-
dern im Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen zu betrachten. 
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Besonders negative Wechselwirkungen sind im Rahmen dieses Bebauungs-
planes nicht zu erwarten. Grundsätzlich ist jedoch festzustellen, dass die 
vorgesehene Neuversiegelung zu einem Verlust der natürlichen Bodenfunk-
tion führt. Durch die Neuversiegelung wird ebenfalls die örtliche Wasser-
haushaltsfunktion stark beeinträchtigt (z. B. Grundwasserneubildung). Als 
weitere Folgen sind der Verlust an Lebensraum für die Pflanzen- und Tier-
welt zu verzeichnen sowie resultierend aus dem Verlust an Vegetation nega-
tive Auswirkungen auf die lokalen Klimafunktionen. 
 
Weitere erhebliche über das Plangebiet hinausgehende Wechselwirkungen 
sind nicht erkennbar. 
 


4.6  Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  
nachteiligen Auswirkungen 
 
Die gemäß den gesetzlichen Vorgaben (§§ 1 und 1 a BauGB) bei einer 
Planaufstellung zu berücksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind 
im vorliegenden Bebauungsplan mit folgenden Ergebnissen angewendet 
worden: 
 


4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1 a Abs. 3 BauGB i. V. m. dem 
BNatSchG) 
 
In Kapitel 4.5 sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwar-
tenden negativen Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit seinen Schutzgü-
tern und das Landschaftsbild dargestellt und bewertet worden. Besonders 
schwerwiegend sind dabei die Bebauung/Versiegelung bisher offener Bo-
denflächen mit dem vollständigen Funktionsverlust für alle Schutzgüter des 
Naturhaushaltes (ca. 10,21 ha). 
 
Aus der Prognose der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch den 
Bebauungsplan Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 18 
BNatschG vorbereitet werden, sodass im Bauleitplanverfahren über Maß-
nahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich der nachteiligen 
Auswirkungen zu entscheiden ist. Die Maßnahmen werden nach planungs-
rechtlicher Abwägung im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
a) Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von 
 Umweltauswirkungen 
 


Zur Vermeidung und Minimierung der Umweltauswirkungen tragen fol-
gende Festsetzungen des Bebauungsplanes bei: 
 
• Durchgrünung des Baugebietes durch Festsetzung von Anpflanzun-


gen an Erschließungsstraßen und auf privaten Baugrundstücken 
 Minimierung der Eingriffsfolgen von Versiegelung/Bebauung für 


alle Schutzgüter des Naturhaushaltes 
 


• Gestalterische Einbindung des Plangebietes in den öffentlichkeits-
wirksamen Raum, z. B. durch Festsetzung von Baumstandorten 
entlang der Thiedestraße in Fortführung der Gestaltungsmaßnah-
men aus dem Planfeststellungsverfahren der Anschlussstelle Rü-
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ningen-Süd 
 Minimierung der Eingriffsfolgen in das Landschaftsbild 


 
• Festsetzung von Höhenbegrenzungen für Gebäude und Werbean-


lagen sowie Festsetzung von Anpflanzungsmaßnahmen in den 
Randbereichen zur landschaftlichen Einbindung des Baugebietes 


 Minimierung der Eingriffsfolgen in das Landschaftsbild 
 


• Baugebietsbezogene Regenwasserrückhaltung durch Herstellung 
eines neuen Vorfluters und flächige Versickerung östlich der Thie-
destraße 


 Minimierung der Eingriffsfolgen für den Wasserhaushalt bei 
gleichzeitiger Herabsetzung der Hochwasserproblematik 


 
Die genannten Maßnahmen wirken sich durch ihren Beitrag zum Erhalt 
einer gesunden Umwelt und durch Schaffung eines attraktiven und ge-
sunden Wohn- und Arbeitsumfeldes auch positiv auf den Menschen 
aus. 


 
b) Ausgleichsmaßnahmen 


 
Auf der Grundlage der für den Planbereich ermittelten Wertigkeiten von 
Natur und Landschaft (Kap. 4.5) und des vorliegenden Bebauungs-
planentwurfes (Maß baulicher Nutzung, Kap. 5.2), Zusammenstellung 
wesentlicher Daten (Kap. 7) wurde eine Bilanzierung von Eingriff und 
Ausgleich durchgeführt. 
 
Die mit der Umsetzung der Planung zu erwartenden Beeinträchtigun-
gen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes können durch die 
unter a) beschriebenen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
zwar gemindert werden, dennoch verbleiben auch unter Berücksichti-
gung der grünordnerischen Maßnahmen im Baugebiet (Kap. 5.6) er-
hebliche Eingriffsfolgen mit einem entsprechenden Kompensationser-
fordernis. Nach planungsrechtlicher Abwägung setzt daher der Bebau-
ungsplan folgende Ausgleichsmaßnahmen auf externen Flächen fest: 
 
Geltungsbereiche B.1 und B.2 
 
Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zum Neubau der An-
schlussstelle Rüningen-Süd wurden insbesondere nördlich des Thiede-
baches umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt (Aufgabe der 
landwirtschaftlichen Nutzung, Anlage von Sukzessionsflächen mit Ge-
hölzanpflanzungen sowie Abflachung der nördlichen Uferböschung). Da 
die Flächen südlich des Thiedebaches für weitergehende Ausgleichs-
maßnahmen im Rahmen dieses Bebauungsplans nicht erworben wer-
den konnten, wird nur auf den „Restflächen“ nördlich des Thiedebaches 
bzw. südlich der B 248/neu eine Arrondierung der Ausgleichsmaßnah-
men aus dem Planfeststellungsverfahren durchgeführt. Im Einzelnen 
werden festgesetzt: 
 
Umwandlung der Ackernutzung auf einer ca. 1,73 ha großen Teilfläche 
des Flurstückes 80/11, Flur 3, Gemarkung Rüningen (Geltungsbereich 
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B.1). In den Randbereichen (Bauverbotszonen) werden Sukzessi-
onsflächen (ca. 0,49 ha) mit dem Ziel der natürlichen Waldentwicklung 
angelegt. Zur Schaffung eines funktionalen und gestalterischen Über-
gangs ist auf einem Flächenanteil von ca. 0,45 ha als ergänzende 
Maßnahme eine Aufforstung vorgesehen. Die verbleibende Fläche von 
ca. 0,80 ha wird zu extensivem Grünland entwickelt. 
 
Die intensive landwirtschaftliche Nutzung auf dem ca. 0,24 ha großen 
Flurstück 40/0, Flur 4, Gemarkung Geitelde (Geltungsbereich B.2) wird 
aufgegeben. Es werden Sukzessionsflächen mit dem Ziel der natürli-
chen Waldentwicklung festgesetzt. 
 
Geltungsbereich C 
 
Trotz Anrechnung der vorrangig in den Geltungsbereichen B.1 und B.2 
festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen verbleibt im Rahmen der Ein-
griffsbilanzierung ein erhebliches Kompensationsdefizit, das nur durch 
Festsetzung zusätzlicher externer Maßnahmen auszugleichen ist. Ins-
besondere vor dem Hintergrund der Flächenverfügbarkeit bot sich hier 
die Fuhseniederung an. 
 
Die Stadt Braunschweig hat für die Fuhseniederung westlich von Broit-
zem ein landschaftsplanerisches Konzept für den Fuhsekanal (Natur-
denkmal) erarbeitet mit dem Ziel einer Verbesserung der ökologischen 
Funktionen des Fuhsekanals und der Randflächen (Vernässung) sowie 
einer Extensivierung der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung in den 
Randbereichen. Langfristiges Ziel im Bereich des Fuhsekanals ist es 
dabei, durch eine Wieder- und Weitervernässung der Böden die Reak-
tivierung von Niedermoorstandorten zu ermöglichen. Das landschafts-
planerische Zielkonzept steht dabei im Einklang mit den landschafts-
planerischen Maßnahmen des Flurbereinigungsverfahrens Broitzem. 
Zur Umsetzung des Zielkonzeptes wurde und wird weiterhin von der 
städtischen Liegenschaftsabteilung kontinuierlich der Ankauf von  
Ackerflächen vorangetrieben. 
 
Zwischenzeitlich sind für eine Reihe von Bebauungsplänen externe 
Ausgleichsmaßnahmen in diesem Landschaftsraum festgesetzt worden 
(z. B. BM 30 „Osterbeek“, BM 35 „Steinberg“, GE 10 „Am Sender-Ost“, 
ST 70 „Breites Bleek“ und TI 29 „Timmerlah-Hopfengarten“) sowie wei-
tere Einzelmaßnahmen des Naturschutzes. Eine Reihe von Aus-
gleichsmaßnahmen sind bereits hergestellt worden, die Maßnahmen 
aus dem Flurbereinigungsverfahren Broitzem werden voraussichtlich 
2008 begonnen werden. Die verschiedenen Ausgleichsflächen wurden 
teilweise in „Insellage“ innerhalb der Fuhseniederung festgesetzt. Die 
dem Bebauungsplan RN 41 zugeordneten Ausgleichsflächen und  
–maßnahmen sollen verschiedene Einzelmaßnahmen im Sinne des 
Gesamtkonzeptes zusammenführen. 
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Eine durch den Fuhsekanal im Süden und die Bahntrasse im Norden 
begrenzte Gesamtmaßnahmenfläche von ca. 5,90 ha (Flurstücke 154/3 
und 155/1, Flur 5, Gemarkung Timmerlah sowie Teilflächen der 
Flurstücke 235 und 165/2, Flur 5, Gemarkung Timmerlah und Flurstück 
67/8, Flur 1, Gemarkung Broitzem) wird durch folgende Maßnahmen 
entwickelt: 
 
Die vorwiegend intensive landwirtschaftliche Nutzung wird aufgegeben. 
Ein überwiegender Flächenanteil von 3,30 ha wird zu Wald entwickelt 
mit einem nach Norden vorgelagerten ca. 1,11 ha großen Gehölzsaum 
(durchschnittliche Tiefe 20,0 m). Zwischen Bahntrasse und Gehölz-
saum wird in einer Tiefe von 10,0 m eine Ruderalfläche entwickelt. 
Durch die Staffelung von Ruderalfläche über Gehölzsaum zur Waldflä-
che soll einerseits ein vielfältig strukturierter Waldrand aufgebaut wer-
den. Andererseits wird durch diese Höherstaffelung auch in hinreichen-
der Abstand des Waldes zu den Oberleitungen der Bahn gewährleistet. 
 
Durch Bodenabtrag entlang des Fuhsekanals werden Maßnahmen zur 
Wiedervernässung der Niederung durchgeführt. Die Abgrabungsflächen 
werden der Sukzession mit dem Ziel der Entwicklung von feuchten und 
wechselfeuchten Biotopen überlassen. Zusätzlich wird eine land-
schaftsgestaltende Kopfweidenreihe parallel des Fuhsekanals festge-
setzt. 
 
Die verbleibenden Flächen in einer Größe von 0,89 ha werden zu ex-
tensivem Grünland mit einzelnen Gestalt prägenden Gehölzpflanzun-
gen entwickelt. Die Festsetzung von Grünland im Übergang zu den 
Flächen mit Waldentwicklung schafft einen vielfältig strukturierten Na-
tur- und Landschaftsraum, berücksichtigt dabei aber auch einen struk-
turellen Übergang zu den westlich für den Bebauungsplan ME 67 re-
servierten Maßnahmenflächen und die unterirdisch verlaufende Was-
serleitungstrasse, die zu Unterhaltungszwecken von Bepflanzungen 
freizuhalten ist. Die extensive Grünlandfläche und die Rudelfläche sind 
dauerhaft von Gehölzaufwuchs freizuhalten. 
 
Die auf dem Flurstück 154/4, Flur 5, Gemarkung Timmerlah festgesetz-
ten Ausgleichsmaßnahmen vermitteln zwischen den auf dem benach-
barten Flächen in den Bebauungsplänen GE 10 „Am Sender-Ost“ und 
ST 70 „Breites Bleek“ festgesetzten Maßnahmen. Im Einzelnen ist vor-
gesehen, eine ca. 0,30 ha große Fläche zu extensivem Grünland zu 
entwickeln sowie weitere Maßnahmen zur Wiedervernässung der Nie-
derung durch Bodenabtrag entlang des Fuhsekanals durchzuführen. 
Die Abgrabungsflächen werden ebenfalls der Sukzession mit dem Ziel 
der Entwicklung von feuchten und wechselfeuchten Biotopen überlas-
sen. Eine extensive Bewirtschaftung des Grünlandes ist zulässig. Den 
Fuhsekanals begleitend, sind zusätzliche Kopfweiden zu pflanzen. 
 


 Die Maßnahmen in den Geltungsbereichen B.1, B.2 und C dienen al-
le dem Ausgleich von Eingriffsfolgen des Bebauungsplanes RN 41 für 
sämtliche Schutzgüter des Naturhaushaltes, insbesondere aber für die 
Schutzgüter Pflanzen und Tiere (Entwicklung allgemeiner Lebensraum-
funktionen für ein breites Artenspektrum), Wasser (Aufgabe der acker-
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baulichen Nutzung auf Standorten mit vorhandenem Beeinträchtigungs-
risiko) sowie dem Landschaftsbild/Landschaftserleben: Entwicklung 
neuer Landschaftskulisse (B.1 und B.2) bzw. Schaffung eines vielfältig 
strukturierten Landschaftsraumes (C). 
 
Durch die Festsetzung von zusätzlichen Anpflanzungsmaßnahmen im 
Geltungsbereich D, die über die Kompensation des baulich verursach-
ten Eingriffs der Entwässerungsmaßnahmen hinausgehen, konnte eine 
Überkompensation erzielt werden, die dem Baugebiet direkt zugeord-
net werden konnte und zur Reduzierung von weiteren Festsetzungen 
von Ausgleichsmaßnahmen auf externen Flächen führte. Konkret be-
deutet dies, dass auf die Zuordnung und Festsetzung von Maßnahmen 
auf einer Fläche südlich des Fuhsekanals verzichtet werden konnte. 
 


c) Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung 
 
Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs-, Minimierungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen in den Geltungsbereichen A, B.1, B.2, C 
und D sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwarten-
den Auswirkungen auf die Schutzgüter des Naturhaushaltes und das 
Landschaftsbild abschließend wie folgt zu bewerten: 
 
• Den Beeinträchtigungen der Schutzgüter Tiere und Pflanzen 


durch den mit der Bebauung/Versiegelung einhergehenden Le-
bensraumverlust stehen Begrünungsmaßnahmen auf den privaten 
Grundstücken (Geltungsbereiche A und D) sowie Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft in den Geltungsbereichen B.1, B.2 und 
C gegenüber, mit denen eine Aufwertung der allgemeinen Le-
bensraumfunktionen verbunden ist. 
 


• Das Schutzgut Boden ist nicht vermehrbar, Bodenverluste durch 
Versiegelung und Bebauung sind insofern kaum ausgleichbar. Der 
Eingriff in das Schutzgut Boden könnte lediglich minimiert werden. 
Dem Verlust der Bodenfunktionen unter den bebau-
ten/versiegelten Flächen steht die Verbesserung der natürlichen 
Bodenfunktionen auf den Ausgleichsflächen in den Geltungsbe-
reichen B.1, B.2 und C entgegen, die durch die Begrünung und 
Aufgabe bzw. Extensivierung bestehender Nutzungen zu erwarten 
ist. Insgesamt können die Eingriffsfolgen für das Schutzgebiet Bo-
den auf ein unerhebliches Maß reduziert werden. 
 


• Eingriffe in das Schutzgut Wasser resultieren insbesondere aus 
der Versiegelung/Bebauung offener Bodenflächen mit Auswirkun-
gen auf den lokalen Wasserhaushalt (Verlust von Flächen für die 
Grundwasserneubildung, erhöhter Oberflächenabfluss). Durch die 
Aufgabe/Extensivierung bestehender Nutzungen auf den Aus-
gleichsflächen in den Geltungsbereichen B.1, B.2 und C bzw. den 
Flächen im Geltungsbereich D kann dort das Grundwasserneubil-
dungspotenzial quantitativ erhalten und unter qualitativen Aspek-
ten (Ausschluss stofflicher Belastungen) verbessert werden. 
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• Beeinträchtigungen für das Schutzgut Klima/Luft können durch die 
Sicherung eines Minimums an Grünflächen reduziert, jedoch nicht 
vollständig ausgeglichen werden. 
 


• Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes bzw. des Land-
schaftserlebens können durch die Herstellung der vorgesehenen 
und in den öffentlichen Raum wirkenden Abpflanzungsmaßnah-
men entlang der Thiedestraße und die festgesetzten Höhenbe-
grenzungen für bauliche Anlagen als weitgehend ausgeglichen 
eingestuft werden. 
 


Mit der Umsetzung der zeichnerisch und textlich festgesetzten Maß-
nahmen zur Grünordnung (Geltungsbereiche A und D) sowie die Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft auf externen Flächen (Geltungsbereiche B.1, B.2 und 
C) sind die durch diesen Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe in Na-
tur und Landschaft als ausgeglichen einzustufen. 


 
4.6.2 Vermeidung von umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und 


seine Gesundheit (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB) 
 
Zur Vermeidung nachteiliger gesundheitlicher Auswirkungen auf den Men-
schen durch Lärm werden passive Schallschutzmaßnahmen getroffen. 
 


4.6.3 Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und 
Abwässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB) 
 
Die bei den vorgesehenen Maßnahmen ggf. anfallenden Abfälle sind unter 
Beachtung der abfallrechtlichen Gesetzgebung, insbesondere unter Beach-
tung des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 
umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz) und des Nds. Abfallgesetzes sowie der aufgrund dieser Gesetze 
erlassenen Verordnungen zu entsorgen. 
 


4.6.4 Einhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB) 
 
• Durch die Gehölzpflanzungen entlang der A 39 und B 248/Neutras-


sierung, die bereits im Planfeststellungsverfahren festgesetzt worden 
sind, kann die Feinstaubbelastung reduziert werden. 
 


• Die Durchgrünung des Baugebietes, insbesondere durch Baum- und 
sonstigen Gehölzpflanzungen im Straßenraum, auf privaten Stellplatz-
anlagen und auf den gewerblichen Grundstücken, wirkt sich lufthygie-
nisch positiv aus. 
 


• Ein Anschluss an ein Nah- oder Fernwärmenetz ist aufgrund techni-
scher und wirtschaftlicher Voraussetzungen nicht vorgesehen. Im Hin-
blick auf ein Nahwärmenetz ist die Besiedlungsdichte zu gering. Im 
Hinblick auf die Anbindung an das Fernwärmenetz ist die Entfernung 
zum bestehenden Fernwärmenetz (Weststadt, Heizkraftwerk Nord) zu 
groß. 
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• Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die die Errichtung von 
Solaranlagen, begrünten Dächern und die Verwendung der Passiv-
hausbauweise behindern würden. 


 
4.6.5 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Energienut-


zung (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB) 
 


• Ein Anschluss an ein Nah- oder Fernwärmenetz ist aufgrund techni-
scher und wirtschaftlicher Voraussetzungen nicht vorgesehen. Im Hin-
blick auf ein Nahwärmenetz ist die Besiedlungsdichte zu gering. 
 
Im Hinblick auf die Anbindung an das Fernwärmenetz ist die Entfer-
nung zum bestehenden Fernwärmenetz (Weststadt, Heizkraftwerk 
Nord) zu groß. 
 


• Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die die Errichtung von 
Solaranlagen, begrünten Dächern und die Verwendung der Passiv-
hausbauweise behindern würden. 


 
4.6.6 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (Bodenschutzklausel des § 1 a 


Abs. 2 Satz 1 BauGB) 
 
Im Zuge von Baumaßnahmen ist Mutterboden getrennt zu lagern und wieder 
zu verwenden. 
 


4.6.7 Berücksichtigung des Vorrangs von Flächenrecycling, Nachverdichtung und 
sonstige Innentwicklung, Umwidmungssperrklausel (§ 1 a Abs. 2 Satz 2 
BauGB) 
 
Die Wiedernutzung brachgefallener ehemaliger Industrie- und Gewerbeflä-
chen im Stadtgebiet von Braunschweig wird seit Jahren intensiv verfolgt; 
zahlreiche Flächen konnten erfolgreich neu genutzt werden (z. B. an der Hil-
desheimer Straße, zwischen Frankfurter Straße und Am Alten Bahnhof, 
Hermannstraße, Spinnerstraße, Julius-Konegen-Straße etc.). Bei diesen alt-
industriellen Standorten handelt es sich jedoch immer um Flächen, die in der 
Nähe von Wohngebieten liegen und teilweise durch diese erschlossen wer-
den müssen. Deshalb müssen zur Deckung des nach wie vor gegebenen 
Gewerbeflächenbedarfs auch weitere Gewerbeflächen erschlossen werden, 
die unabhängig von Wohngebieten liegen und einen unmittelbaren Auto-
bahnanschluss haben sowie keine nennenswerten Restriktionen gegenüber 
schutzbedürftiger Wohnbevölkerung aufweisen. In diesem Sinne ist der 
Ausweisung eines neuen Gewerbegebietes abseits der Wohnbebauung auf 
bisher unbebauten Flächen der Vorrang einzuräumen gegenüber der Nach-
verdichtung auf altindustriellen Standorten. 
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4.7  Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen  
(Monitoring) 
 
Gemäß § 4 c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die aufgrund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, 
um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu 
ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu er-
greifen. Dabei sind alle Behörden verpflichtet, die Gemeinde über erhebliche, 
insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt 
zu informieren. 
 
Diese Daten, wie auch weitere relevante umweltbezogene Daten werden sei-
tens der Fachbehörden mit Hilfe des stadtinternen Umweltinformationssys-
tems vorgehalten und ständig aktualisiert. 
 
Diese Umweltüberwachung (so genanntes Monitoring) wird für den Bebau-
ungsplan „Braunstraße-Süd“, RN 41 folgendermaßen durchgeführt: 
 
Lärmbelastungen durch Straßen: 
 
Im Zuge der Umsetzung der EG-Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung 
und Bekämpfung von Umgebungslärm besteht die Verpflichtung, für Haupt-
verkehrsstraßen – je nach Verkehrsaufkommen – bis Mitte 2007 bzw. für 
Ballungsräume bis Mitte 2012 eine strategische Lärmkartierung zu erstellen, 
die mindestens alle fünf Jahre zu überprüfen und ggf. zu überarbeiten ist. 
 
Für Lärmbelastungen durch den Straßenverkehr, deren Bewertung und 
Lärmkartierung sind die jeweiligen Baulastträger bzw. die Gemeinde des Bal-
lungsraumes (Stadt Braunschweig) zuständig. 
 
Auswirkungen der gewerblichen Nutzungen: 
 
Im Hinblick auf die möglichen sich ansiedelnden Gewerbebetriebe werden 
die üblichen Instrumente der Überwachung der Abfallentsorgung, des Um-
gangs mit Schadstoffen sowie der Emissionen angewendet. 
 
Unzuträgliche Lärmbelastungen, ausgehend vom Gewerbelärm, werden bei 
der Immissionsschutzbehörde der Stadt Braunschweig oder dem Staatlichen 
Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig vor allem durch Betroffene angezeigt. 
Die Immissionsschutzbehörden können im Rahmen ihrer hoheitlichen Tätig-
keit feststellen, ob gesetzliche Grenz- oder Richtwerte überschritten sind und 
– je nach Rechtslage – Lärmminderungsmaßnahmen anordnen.  
 
Mittels der o. g. Instrumentarien lassen sich die umweltbezogenen Hand-
lungserfordernisse für das Plangebiet aufzeigen, sodass keine weiteren, ü-
ber die gesetzliche Zuständigkeit der Fachbehörden hinausgehenden Über-
wachungsmaßnahmen notwendig sind. 
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Beseitigung der Altablagerungen im Geltungsbereich D: 
 
Im Rahmen der wasserrechtlichen Genehmigung für die Flächen für die Re-
genrückhaltung im Geltungsbereich D wird festgestellt werden, in welchem 
Umfang die Altablagerungen in diesem Bereich entsorgt werden müssen. 
 


4.8  Zusammenfassung des Umweltberichtes 
 
Bei dem Bebauungsplanbereich „Braunstraße-Süd“, RN 41, mit einer Flä-
chengröße von 12,62 ha (Geltungsbereich A), handelt es sich um eine bisher 
überwiegend landwirtschaftlich genutzte Fläche, die südlich an das vorhan-
dene Gewerbegebiet in Rüningen angrenzt. Künftig wird das Plangebiet am 
Südrand eingegrenzt durch die Neutrassierung von Thiedestraße und B 248 
in Richtung Anschlussstelle Rüningen-Süd. 
 
Als voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 
BauGB, die mit diesem Bebauungsplan vorbereitet werden, sind der Verlust 
von Boden und Bodenfunktionen durch Versiegelung, die Veränderung der 
Lebensräume von Tieren und Pflanzen und der Verlust an Kulturlandschaft 
zu nennen. 
 
Die Eingriffe in Natur und Landschaft werden unter Berücksichtigung von 
anerkannten Beurteilungsmaßstäben bewertet. Maßnahmen zur Vermeidung 
und Minimierung sowie zum Ausgleich für den Bebauungsplan werden im 
Umweltbericht (Kap. 4.6) beschrieben. U. a. sind dies: 
 
• Durchgrünung des Baugebietes, insbesondere durch Baumpflanzungen 


und sonstige Begrünung, 
• Regenwasserrückhaltung und –versickerung im Geltungsbereich D und 


dadurch gedrosselte Abgabe an die Gewässer, 
• landschaftliche Einbindung des Baugebietes durch Begrünungsmaß-


nahmen. 
 
Umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen zur Kompensation der verbleibenden 
erheblichen Eingriffsfolgen sind wie folgt geplant: 
 
• Südlich der Anschlussstelle Rüningen-Süd werden insgesamt 1,97 ha 


Ackerfläche in 0,72 ha Sukzessionsfläche, 0,45 ha Aufforstungsfläche 
sowie 0,80 ha extensives Grünland umgewandelt (Geltungsbereiche B.1 
und B.2). 
 


• In der Fuhseniederung westlich von Broitzem werden 5,43 ha Ackerflä-
che sowie 0,80 ha junge Ackerbrachen in Waldfläche mit vorgelagertem 
Gehölzsaum, Ruderalfläche, extensives Grünland sowie Feuchtbrache 
umgewandelt (Geltungsbereich C). 
 


• Darüber hinaus dienen auch die Maßnahmen zur naturnahen Ausgestal-
tung der Flächen zur Regenwasserentsorgung im Geltungsbereich D der 
Kompensation der Eingriffsfolgen. 
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Ferner werden zum Schutz vor Lärmbelastungen durch die angrenzenden 
Straßen passive Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt. 
Zum Schutz vor erheblichen Geräuschbelastungen durch Gewerbelärm wer-
den die Geräuschemissionen der zukünftigen Gewerbebetriebe durch  
flächenbezogene Schallleistungspegel begrenzt. 
 
Dadurch werden die Umweltauswirkungen minimiert und im Sinne der Ein-
griffsregelung weitgehend ausgeglichen. 
 
Zur Überprüfung der für die Beurteilung getroffenen Annahmen wird zu den 
Schutzgütern Boden (Abfälle) und Gesundheit (Lärm) eine Umweltüberwa-
chung durchgeführt (Kap. 4.7). 


 
 
5 Begründung der Festsetzungen 
 
5.1 Art der baulichen Nutzung 


 
Als Art der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan ein „Gewerbegebiet“ 
gemäß § 8 BauNVO festgesetzt. Diese Festsetzung entspricht den Zielvor-
stellungen der Stadtentwicklung für den Bereich Rüningen, wie sie im Flä-
chennutzungsplan dargestellt sind. 
 
Da das künftige Gewerbegebiet über die neue Anschlussstelle Rüningen-
Süd hervorragend an das übergeordnete Straßennetz angeschlossen ist und 
keine schutzbedürftige Wohnbebauung in der Nachbarschaft angrenzt, kön-
nen hier die in der Baunutzungsverordnung für Gewerbegebiete allgemein 
oder ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen weitgehend zugelassen 
werden. 
 
Einzelhandel wird jedoch weitgehend ausgeschlossen. Im „Zentrenkonzept 
Einzelhandel“ der Stadt Braunschweig – Fortschreibung 2000 – wird im We-
sentlichen festgelegt: 
 
• Großflächiger Einzelhandel ist nur in den extra ausgewiesenen „Ent-


wicklungsschwerpunkten für den großflächigen zentrenverträglichen 
Einzelhandel“ oder in der Innenstadt zulässig. 
 


• Nicht großflächiger Einzelhandel ist im Wesentlichen nur in den örtli-
chen Nahversorgungszentren oder in der Innenstadt zulässig. 


 
Das Zentrenkonzept Einzelhandel – Fortschreibung 2000 – wurde am 
6. Februar 2001 vom Rat der Stadt Braunschweig beschlossen. 
 
Am 15. Februar 2005 wurde das Zentrenkonzept Einzelhandel aus Anlass 
der gesamtstädtischen Nahversorgungsuntersuchung aktualisiert mit u. a. 
folgender Zielsetzung: 
 
„… soll Planungsrecht für die Ansiedlung zusätzlicher Nahversorgungsmärk-
te künftig nur geschaffen werden, wenn sie hauptsächlich der Erhaltung und 
Verbesserung der Nahversorgungsstrukturen in den Stadtteilen dienen.“ 
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Das Plangebiet ist nicht als Schwerpunkt für den großflächigen Einzelhandel 
ausgewiesen. 
 
Durch seine periphere Lage in Rüningen würde die Ansiedlung von Nahver-
sorgungsbetrieben die bestehenden Betriebe in Rüningen und damit die 
Entwicklung eines zukunftsfähigen Ortsteilszentrums gefährden. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind in Bezug auf Einzelhandel nur Verkaufs- und/ 
oder Ausstellungsflächen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der am 
Standort erfolgenden Herstellung oder Weiterverarbeitung von Waren und 
Gütern stehen. Die Verkaufs- und/oder Ausstellungsflächen müssen dabei 
von untergeordneter Größe sein und in einem mit der gewerblichen Herstel-
lung oder Weiterverarbeitung im Zusammenhang stehende bauliche Anlage 
bilden, um zu verhindern, dass Verkaufs- und Ausstellungsflächen losgelöst 
von der Produktionsstätte eine eigenständige Entwicklung vollziehen und 
damit besondere Bedeutung bekommen. Es handelt sich bei diesen Fällen 
also nicht um reine Einzelhandelsbetriebe, sondern um Gewerbebetriebe, 
die am Ort der Herstellung verkaufen wollen, was für den Betrieb u. U. von 
erheblicher Bedeutung sein kann. Diese besondere Form des Einzelhandels 
kann akzeptiert werden, da sie keine wesentliche Beeinträchtigung der Funk-
tionsfähigkeit der bestehenden Einkaufsbereiche der Stadt darstellt und ins-
gesamt keine negativen städtebaulichen Auswirkungen nach sich zieht. Die 
gewerbliche Nutzung soll bei der Gesamtbetrachtung deutlich im Vorder-
grund stehen. Für die zentrenrelevanten Warengruppen gilt diese Regelung 
nicht, da diese insbesondere zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Ein-
zelhandels in der Kernstadt sowie zur wohnungsnahen Versorgung in den 
Ortsteilen beitragen. 
 
Ferner ist Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und Kfz-Zubehör ausnahmswei-
se zulässig, jedoch nur in Verbindung mit einer Kraftfahrzeugwerkstatt. Ne-
gative Auswirkungen auf die Innenstadt und die örtlichen Versorgungsberei-
che sind von diesen Nutzungen nicht zu erwarten. 
 
Betriebsbedingte Wohnungen sind ausnahmsweise zulässig, wenn sie in 
funktionalem Zusammenhang mit der Gewerbenutzung stehen und in ein 
Hauptgebäude mit gewerblicher Nutzung integriert sind. Mit dieser Festset-
zung soll eine Herausparzellierung von Wohngebäuden und damit eine Ent-
wicklung der gebietsuntypischen Nutzung „Wohnen“ als eigenständige 
Hauptnutzung ausgeschlossen werden. 
 
Ferner muss die betriebsbedingte Wohnnutzung gegenüber der Hauptnut-
zung deutlich untergeordnet sein.  
Im Regelfall kann dabei je Betrieb nur eine Wohneinheit zugelassen werden, 
die nachweislich betriebsbedingt erforderlich ist. Auch die Wohnungsgröße 
ist bei der Frage der Erteilung oder Versagung der Ausnahme zu berücksich-
tigen. Im Regelfall wird hier eine übliche Wohnungsgröße von bis zu. 160 m² 
Wohnfläche anzusetzen sein. Damit soll die Wohnnutzung auch durch die 
Anzahl an Wohnungen und die absolute Größe der Wohnungen auf das 
zwingend notwendige Maß im Gewerbegebiet beschränkt werden. 
Die Beschränkungen der Wohnnutzung auf das zwingend betrieblich not-
wendige Maß dient dem Schutz der Gewerbebetriebe vor störempfindlichen 
Nutzungen. Die gewerbliche Nutzung soll vorrangig ohne Einschränkungen 
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möglich sein. Je stärker die  Wohnnutzung im Gewerbegebiet angesiedelt 
ist, desto größer wird auch das Problem der Nachnutzung der Wohnungen 
sein, sollte der Betrieb aufgegeben oder die betriebsbedingte Wohnnutzung 
nicht mehr erforderlich sein. 
 
Auch müssen bestimmte Anforderungen des Schallschutzes erfüllt werden 
(siehe 5.7). 
 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind  
ausnahmsweise zulässig. Diese ausnahmsweise Zulässigkeit ist generell in 
der Baunutzungsverordnung vorgesehen; erfahrungsgemäß gibt es immer 
wieder Bedarf an solchen Flächen auch in Gewerbegebieten. In jüngster Zeit 
wurde im Gebäude Braunstraße 22 eine Kinderkrippe eingerichtet. Der Be-
darf nach einem solchen Angebot im Gewerbegebiet (z. B. für Teilzeitkräfte) 
ist offenbar so groß, dass auch aus Sicht der Sozialverwaltung der Stadt 
Braunschweig eine Erweiterung um zwei Gruppen befürwortet würde. 
 
Ferner können mit einer solchen Ausnahmeregelung andere Nutzungen zu-
gelassen werden, wie z. B. Kirchen mit stadtübergreifendem Einzugsbereich 
und entsprechendem Verkehrsaufkommen. 
 
Schank- und Speisewirtschaften, Imbissbuden und Kioske sind ausnahms-
weise zulässig, wenn sie der Versorgung des Gebietes dienen. Damit soll er-
reicht werden, dass zwar die Versorgung der zahlreichen im Plangebiet ar-
beitenden Menschen ermöglicht wird, andererseits keine Zweckentfremdung 
des Gebietes durch Gaststätten oder Restaurants mit übergreifendem Ein-
zugsbereich stattfindet. 
 
Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellähnliche Betriebe sowie Woh-
nungsprostitution werden ausgeschlossen. Die gewerblichen Flächen sollen 
dem Produktions- und Dienstleistungsbereich vorbehalten bleiben. Eine 
Entwicklung in Richtung Freizeit und Vergnügen durch einschlägige Vorha-
ben entspricht nicht den städtebaulichen Zielen für diesen Bereich. Solche 
Nutzungen sind in der Innenstadt unterzubringen. 
 
Autohöfe werden ausgeschlossen. Dabei handelt es sich um Tank- und 
Rastanlagen, die – im Gegensatz zu Raststätten – keine eigene und unmit-
telbare Zu- und Abfahrt zu Bundesautobahnen haben, sondern über eine re-
guläre Autobahn-Anschlussstelle erschlossen sind. Damit eine solche Anla-
ge sich als „Autohof“ im Sinne der Straßenverkehrsordnung bezeichnen darf 
und Anspruch auf eine Hinweisbeschilderung im Autobahnnetz hat, müssen 
lt. den Verwaltungsvorschriften zur Straßenverkehrsordnung besondere Vor-
aussetzungen erfüllt sein. Dazu gehört vor allem eine Größenordnung von 
mindestens 50 Lkw-Stellplätzen. Ferner gehört hierzu eine Tankstelle mit 
ganztägiger Öffnung (24 h), ein gastronomisches Angebot sowie sanitäre 
Anlagen. 
 
Bezug nehmend auf die genannten Verwaltungsvorschriften (VwV-StVO) 
werden Autohöfe ab einer Stellplatzzahl von 50 Lkw ausgeschlossen. 
 
Kleinere Tank- und Rastanlagen wären damit planungsrechtlich zulässig, so-
fern sie die flächenbezogenen Schallleistungspegel einhalten. 
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Autohöfe werden ausgeschlossen, da von ihnen im Plangebiet und der Um-
gebung verschiedene negative Auswirkungen ausgehen würden: 
 
• Es werden große Flächen wertvollen Gewerbebaulandes verbraucht, die 


der Zielsetzung der städtischen Wirtschaftsförderung nach für mittel-
ständische Betriebe entwickelt werden sollen. 


 
• .Insbesondere der Nachtbetrieb würde sich nachteilig auf die Umgebung 


auswirken. Hier ist insbesondere die Nähe zur Ortslage Leiferde zu be-
rücksichtigen. Neben dem zusätzlichen nächtlichen Zu- und Abfahrtsver-
kehr (die Lkw-Stellplätze dienen ja insbesondere der Übernachtung von 
Lkw-Fahrern) werden auch andere Nutzergruppen angezogen, die hier 
das 24-stündige Versorgungs- und gastronomische Angebot nutzen wol-
len. 
 


• Bei einer Überfüllung des Autohofes ist damit zu rechnen, dass Lkw-
Fahrer sich in der Nähe andere Stellplätze in Wohn- und Gewerbegebie-
ten suchen und dort die Anwohner stören (Lärm, Fehlen sanitärer Ein-
richtungen …). 


 
Werbeanlagen sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig und in der Höhe und Anzahl begrenzt. Grundsätzlich ist Werbung für eine 
gute Kundenbeziehung notwendig. Daher wird Werbung an der Stätte der 
Leistung zugelassen. 
 
Um jedoch eine Massierung von Werbung an einer für Werbetreibende att-
raktiven, für das Stadtbild jedoch empfindlichen Stelle (Ortseingang/ 
Übergang zur freien Landschaft) zu vermeiden, soll die Errichtung von Anla-
gen für Fremdwerbung, also Werbung unabhängig von der Stätte der Leis-
tung und von rein wirtschaftlicher Art in den gut einsehbaren Randbereichen 
zur Thiedestraße und zum südlichen Ortsrand orientiert (GE 2, GE 4), nicht 
zugelassen werden. 
 
Entlang der A 39 ist Fremdwerbung nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche, also mit einem Abstand von 40,0 m vom Fahrbahnrand der 
A 39 zulässig. Durch die Höhenbeschränkung ist sichergestellt, dass solche 
Anlagen keine unzuträgliche Fernwirkung entfalten. Auch liegt ein größerer 
Teil dieses Bereiches (GE 3) durch die Auffahrtsrampen zur A 39 verdeckt. 
Deshalb wird im Gewerbegebiet GE 3 Fremdwerbung nicht ausgeschlossen. 
 
Durch die Höhenbeschränkungen, differenziert nach unterschiedlichen Arten 
von Werbeanlagen, wird die Werbewirksamkeit der Anlagen gesichert, ohne 
durch zu große Dominanz eine Störwirkung auf die nähere und weitere Um-
gebung zu entwickeln. 
 
Um die Orientierung im Gewerbegebiet zu erleichtern, sind an Grundstücks-
zufahrten auch innerhalb der Pflanzstreifen Hinweisschilder auf die ansässi-
gen Betriebe zulässig. 
 
Werbetürme sind nur ab einer Grundstücksgröße von mindestens 3 000 m² 
zulässig und nur bis zur jeweils maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen. 
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Dadurch kann erreicht werden, dass die Anzahl und Höhe von Werbetürmen 
in einem angemessenen und stadtbildverträglichen Verhältnis zu den dazu-
gehörigen gewerblichen Flächen und Bauten stehen. Aus den gleichen 
Gründen werden auch entsprechende Festsetzungen zu Anzahl, Größe und 
Höhe sonstiger freistehender Werbeanlagen getroffen. 
 


5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 


5.2.1 Grundflächenzahl 
 
In Anlehnung an den nördlich angrenzenden Bebauungsplan „Gewerbege-
biet Rüningen“, RN 42 aus dem Jahr 1992 wird hier eine GRZ von 0,7 fest-
gesetzt. Diese GRZ darf durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche bis zu einer GRZ von 0,8 überschritten werden. Da-
mit wird die gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO vorgesehene maximale Ver-
siegelung von 0,8 eingehalten. 
 
Durch diese Festsetzung wird eine übliche gewerbliche Nutzung der 
Grundstücke ermöglicht; andererseits wird Raum für Begrünungsmaßnah-
men geschaffen (s. u.). 
 


5.2.2 Geschossflächenzahl, Zahl der Vollgeschosse, Höhen baulicher Anlagen 
 
Die Geschossflächenzahl von 1,4 lässt bei einer GRZ von 0,7 eine durch-
gängige zweigeschossige Bebauung zu. Auf die Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse als Höchstgrenze wurde verzichtet, da dieses Kriterium für 
Gewerbebetriebe eine ungeeignete Kategorie darstellt. Städtebaulich wirk-
sam ist die maximale Höhe baulicher Anlagen, unabhängig von der Zahl der 
Vollgeschosse im Sinne des Bauordnungsrechts. 
 
Die Höhe baulicher Anlagen wird differenziert nach der Lage festgesetzt. Im 
Inneren des Plangebietes bzw. zur A 39 hin orientiert sind bauliche Anlagen 
bis zu max. 15,0 m zulässig (GE 1, GE 3). In Richtung Thiedestraße bzw. 
freie Landschaft nach Süden hin orientiert ist eine Höhe von maximal 10,0 m 
zulässig (GE 2, GE 4). Diese Bereiche sind aus Sicht des Orts- und Land-
schaftsbildes empfindlicher gegenüber Störungen. 
 
Diese Begrenzungen ermöglichen einerseits die Errichtung durchschnittlicher 
gewerblicher Betriebe. Um Flächen sparende Bauweisen zu fördern, sollen 
jedoch auch mehrgeschossige Gebäude errichtet werden dürfen, z. B. Büro-
gebäude. Andererseits wird durch die Begrenzung verhindert, dass einzelne 
Gebäude entstehen, die sehr weit in die angrenzende freie Landschaft hin-
einwirken würden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass das geplante Gewer-
begebiet am südlichen Ortsrand von Rüningen in der Nähe zur Stadtgrenze 
von Salzgitter liegt. In unmittelbarer Nähe befindet sich die so genannte 
„Friedrichshöhe“, die einen weiten Blick nach Norden auf das geplante Ge-
werbegebiet zulässt. Von daher kommt hier dem Aspekt „Orts- und Land-
schaftsbild“ eine besondere Bedeutung zu. 
 
Der Bezugspunkt für die festgesetzten Höhenbeschränkungen ist die Höhen-
lage der nächstgelegenen Verkehrsflächen. Dies gilt jedoch nicht für die Ver-
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kehrsflächen der A 39 und der B 248/Neutrassierung. Diese Straßen liegen 
auf Dämmen, da sie über die A 39 hinausführen und sich somit weit vom na-
türlichen Gelände entfernen. Die Höhenangaben und sonstigen Festsetzun-
gen für die Gewerbegebiete (z. B. überbaubare Grundstücksflächen) wurden 
unter der Voraussetzung getroffen, dass sich sämtliche Angaben auf die 
neuen Planstraßen A und B bzw. die vorhandenen öffentlichen Verkehrsflä-
chen Braunstraße und Thiedestraße beziehen. 
 


5.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise  
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen lassen eine flexible Anordnung der 
baulichen Anlagen und Grundstücksaufteilung zu. Im Wesentlichen sind le-
diglich die Pflanzstreifen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen/Flächen 
für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sowie ein hierzu erforderlicher Abstand 
von der Überbauung ausgeschlossen. In Richtung A 39 und B 248/Neutras-
sierung halten die überbaubaren Grundstücksflächen die jeweils geltenden 
Bauverbotszonen nach Fernstraßengesetz ein.  
Die Baugrenzen entlang der Bauverbotszone dürfen mit Zustimmung der 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStBV) ausnahmsweise  
überschritten werden. Hier bestehen keine städtebaulichen Bedenken gegen 
eine Bebauung; der Bebauungsplan muss jedoch die Vorschriften des Fern-
straßengesetzes beachten. Die Überschreitungsmöglichkeiten gelten jedoch 
nicht für Werbeanlagen - diesbezüglich soll eine zu starke Fernwirkung ver-
mieden werden. 
 
Da es sich hier um ein Gewerbegebiet handelt, welches für jede Art von ge-
werblicher Anlage geeignet sein soll, sind auch Gebäude mit einer Länge 
über 50,00 m zulässig. Grenzabstände gemäß Nds. Bauordnung sind jedoch 
auch dabei einzuhalten. 
 


5.4 Stellplätze und Garagen 
 
In Bezug auf Stellplätze und Garagen werden keine besonderen Festsetzun-
gen getroffen; sie sind gemäß Nds. Bauordnung zulässig. Die aus gestalteri-
schen Gründen notwendigen Abstände zwischen Stellplatzanlagen und Ga-
ragen zu den öffentlichen Flächen werden bereits durch den festgesetzten 
Anpflanzstreifen in einer Breite von 3,00 m gesichert, sodass darüber hinaus 
keine weiteren Festsetzungen erforderlich sind. Lediglich in den Bauverbots-
zonen gelten bestimmte Beschränkungen, die sich aus dem Fernstraßenge-
setz ergeben. 
 


5.5 Öffentliche Verkehrsflächen 
 


5.5.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
 
Zur Erschließung dieses Gewerbegebietes mit dem ÖPNV ist beabsichtigt, 
die Buslinie 436 bis in das Gewerbegebiet zu verlängern. Zurzeit endet diese 
Linie in der Dieselstraße und wendet mit einer Blockumfahrung über die Lie-
bigstraße. Zukünftig soll die Linie 436 in der Verlängerung der Dieselstraße, 
nahe dem Abzweig der Ringerschließung in Richtung des Kreisels, enden. 
Der Bus würde dann im Kreisel wenden. In den öffentlichen Verkehrsflächen 







- 33 - 
 


 


ist dabei für die zukünftige Endhaltestelle eine Haltebucht vorgesehen, so-
dass dort die Einhaltung der notwendigen Pausenzeiten möglich ist. 
 
In der Folge dieser Maßnahmen ist bei der Haltestelle „Dieselstraße“ die Ein-
richtung einer Haltestelle für die Fahrt in Richtung Norden vorzusehen. 
 
Ferner soll die Haltestelle „Schenkendamm“ (Linie 413) vom Schenkendamm 
an die Thiedestraße nördlich des geplanten Kreisels verlegt werden. 
 


5.5.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 
 
Das Plangebiet wird über die Thiedestraße erschlossen. Im nördlichen Plan-
bereich befindet sich die Thiedestraße in ihrer alten Trasse; in Höhe Schen-
kendamm verläuft die Neutrassierung der Thiedestraße zur B 248/Neutras-
sierung. Im Übergangsbereich der alten zur neuen Trasse der Thiedestraße 
bindet der Schenkendamm an sowie die neue Haupterschließungsstraße 
„Planstraße A“, die in das Baugebiet führt. Bei der Planstraße A handelt es 
sich um die Haupterschließung, die im Norden an die Braunstraße gegen-
über der Einmündung Dieselstraße anbindet. Diese Straße wird ihrer Bedeu-
tung entsprechend gestalterisch aufgewertet: einseitig soll ein durchgehen-
der Grünstreifen mit Bäumen angelegt werden; an der anderen Seite ein 
Streifen mit Parkplätzen und Bäumen. 
 
Die Planstraße B führt weiter nach Westen und bindet im Norden an die 
Braunstraße/Böttcherstraße an. Wegen ihrer geringeren Bedeutung wird hier 
nur ein einseitiger Streifen mit Baumpflanzungen und Parkplätzen vorgese-
hen. 
 
Die genannten Erschließungsflächen werden im Bebauungsplan als öffentli-
che Verkehrsflächen festgesetzt. 
 
Darüber hinaus ist innerhalb des Gewerbegebietes eine private innere Er-
schließung Richtung Norden und Süden von der Planstraße B aus vorgese-
hen; diese Fläche wird nur als Fläche mit einem „Geh-, Fahr- und Leitungs-
recht zu Gunsten der Allgemeinheit und der Träger der Ver- und Entsorgung“ 
festgesetzt. Dabei ist es auch zulässig, dass von der Lage und Größe dieser 
Flächen abgewichen wird, wenn das spätere Bebauungskonzept dies fordert. 
Damit soll sichergestellt werden, dass in dem Gebiet eine weitgehende Fle-
xibilität im Hinblick auf Grundstücksgrößen besteht. Es ist nicht auszuschlie-
ßen, dass – je nach Bedarf an Grundstücksflächen – die hier vorgesehene 
Untererschließung später nicht erforderlich ist oder besser an einer anderen 
Stelle liegt. 
Nicht auszuschließen ist auch, dass zu einem späteren Zeitpunkt festgestellt 
wird, dass eine Untererschließung als öffentliche Verkehrserschließung er-
forderlich ist. Diese kann dann von der Stadt Braunschweig gebaut und spä-
ter öffentlich gewidmet werden. Deshalb ist insbesondere die nördliche Un-
tererschließung so dimensioniert, dass sie im Zweifelsfall auch die Maße ei-
ner öffentlichen Verkehrsfläche hat. So sind hier auch Flächen für evtl. Geh-
wege vorgehalten. 
Eine Festsetzung öffentlicher Verkehrsflächen im Bebauungsplan zum jetzi-
gen Zeitpunkt - ohne den konkreten Bedarf zu kennen - würde unter Um-
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ständen dazu führen, dass eine Straße gebaut wird, die später nicht benötigt 
wird oder an der falschen Stelle liegt. 
 
Im nordöstlichen Planbereich wird eine kleinere Teilfläche als öffentliche 
Verkehrsfläche angrenzend an das Grundstück Braunstraße 22 festgesetzt. 
Hier ist eine Verbreiterung der Parzellenbreite der Thiedestraße erforderlich, 
wenn in einem späteren Ausbau die Thiedestraße mit Nebenanlagen verse-
hen wird und in diesem Bereich eine Querungshilfe angelegt werden soll. 
 
Entlang der A 39 und der B 248/Neutrassierung sowie entlang der Thie-
destraße/Neutrassierung werden gemäß den Vorgaben der Landesbehörden 
für Straßenbau und Verkehr bzw. der städtischen Verkehrsplanung Verbote 
der Ein- und Ausfahrt festgesetzt. 
 


5.5.3 Fuß- und Radverkehr 
 
Innerhalb des Gewerbegebietes ist die Anlage von separaten Radwegen 
nicht erforderlich. Die öffentlichen Straßen werden mit einem beidseitigen 
Gehweg versehen. 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche  2  mit Leitungsrecht zu Gunsten der 
Entwässerung ist die Anlage eines Geh- und Radweges zulässig. In Fortfüh-
rung der Entwässerungsmaßnahmen östlich der Thiedestraße (Geltungsbe-
reich D) kann der dort vorgesehene Unterhaltungsstreifen ebenfalls als Geh- 
und Radweg ausgebaut und von der Öffentlichkeit genutzt werden. Diese 
Wegeverbindungen dienen der Ergänzung des Braunschweiger Freizeitwe-
genetzes und der Anbindung des Gewerbegebietes in Richtung Oker/ 
Südsee bzw. angrenzende Stadtteile. 
 


5.6 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 
 
Die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen erfüllen sowohl städtebau-
liche als auch ökologische Funktionen. Zu den wichtigsten Belangen zählen 
gemäß Baugesetzbuch nicht nur die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse, sondern auch die Gestaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes sowie die Belange von Umweltschutz, Naturschutz und 
Landespflege. Mit den Festsetzungen zur Grünordnung auf öffentlichen und 
privaten Flächen wird eine Minimierung für Eingriffe in den Naturhaushalt 
und das Landschaftsbild erzielt, die mit der Umsetzung des Bebauungspla-
nes verbunden sind. 
 


5.6.1 Grünordnung  
 
Grünordnung: private Flächen 
 
Insbesondere in Gebieten mit einer hohen baulichen Ausnutzung, wie z. B. 
Gewerbegebieten, tragen Grundstücksbegrünungen zur Gestaltung und Ein-
bindung der Nutzungen in ihr räumliches Umfeld bei. Um ein Mindestmaß an 
gestalterisch und bedingt auch ökologisch wirksamen Freiflächen gewähr-
leisten zu können, wird für mindestens 10 % der nicht überbaubaren Grund-
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stücksfläche eine qualifizierte Begrünung mit Baum- und Strauchpflanzungen 
festgesetzt. 
 
Über diese für das Baugebiet insgesamt geltenden qualifizierten Begrü-
nungsmaßnahmen hinaus werden zusätzliche Flächen für Anpflanzungen 
auf privaten Grundstücken festgesetzt, die der Besonderheit des Baugebie-
tes Rechnung tragen. Im Einzelnen handelt es sich um die folgenden Gestal-
tungsmaßnahmen: 
 
Die private Anpflanzungsfestsetzung  1  führt am östlichen Rand des Ge-
werbegebietes die aus dem Planfeststellungsverfahren resultierende Gestal-
tung entlang der Neutrassierung der B 248 fort. Auf den privaten Grundstü-
cken wird eine 5,00 m tiefe Anpflanzungsfläche festgesetzt, auf der in einem 
Regelabstand von 15 m großkronige Laubbäume zu pflanzen sind. Die An-
pflanzungen wirken sich als neue Ortsrandgestaltung positiv auf das Land-
schaftsbild aus. 
 
Die privaten Anpflanzungsfestsetzungen  2 a  und  2 b  dienen der inneren 
Gestaltung des Gewerbegebietes. Hier werden in Anlehnung an das Gestal-
tungsprinzip des nördlich angrenzenden Bebauungsplanes RN 42 entlang 
der Erschließungsstraßen durchgängig 3,00 m tiefe Anpflanzungsflächen 
vorgesehen. Für die Anpflanzungsflächen  2 a  werden lediglich Strauch-
pflanzungen festgesetzt, für die Anpflanzungsflächen  2 b  wird zusätzlich zu 
den Strauchpflanzungen die Anpflanzung von mittelkronigen Bäumen fest-
gesetzt. Diese zusätzlichen Baumpflanzungen dienen mit ihrer Wirkung in 
den öffentlichen Raum der Gestaltung des Straßenraumes. Die Anpflan-
zungsflächen   2 b  werden nur in den Straßenzügen festgesetzt, in denen 
lediglich einseitig eine Anpflanzung von Straßenbäumen zwischen den Stell-
platzflächen vorgesehen ist. 
 
Im Planfeststellungsverfahren zum Autobahnausbau der Anschlussstelle 
Rüningen-Süd werden zur räumlichen Einbindung der Verkehrstrassen die 
Neutrassierung begleitend ca. 10,0 m breite Pflanzstreifen vorgesehen. 
Durch die Festsetzung der Anpflanzungsmaßnahme  3  erhält dieses Gestal-
tungsprinzip am westlichen Rand des Geltungsbereiches eine Fortführung 
bzw. einen Abschluss. 
 
Die festgesetzten Flächen für Anpflanzungen  1 ,  2 a ,  2 b  und  3  können 
auf den zehnprozentigen qualifiziert zu begrünenden Freiflächenanteil ange-
rechnet werden. 
 
Größere Stellplatzanlagen werden durch Baumpflanzungen gegliedert und 
dadurch optisch in das Umfeld integriert. Darüber hinaus bewirken Bäume 
eine als angenehm empfundene Verschattung der Stellplätze und verbes-
sern so auch das Kleinklima. Je sechs Stellplätze ist ein mittelkroniger Baum 
zu pflanzen. 
 
Grünordnung: öffentliche Flächen 
 
Die in den öffentlichen Verkehrsflächen einseitig in den Planstraßen A und B 
vorgesehenen Parkstände werden durch Baumstandorte gegliedert. Um das 
häufig auftretende Problem der Überfahrung von Einzelbaumstandorten 
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durch Lkw zu vermeiden, sollen diese – sofern technisch realisierbar – in 
größeren Pflanzflächen in Gruppen von zwei bis drei Bäumen angeordnet 
werden. In der Planstraße A wird zusätzlich einseitig ein durchgängiger 
2,0 m breiter Grünstreifen mit durchgehender Baumreihe festgesetzt. Hier 
erhält das Gestaltungsprinzip der nördlich anschließenden Dieselstraße eine 
Fortführung. Diese besondere Gestaltung ist vor dem Hintergrund angemes-
sen, dass die Planstraße A zukünftig als Haupterschließung des Baugebie-
tes dient. 
 
Die festgesetzten öffentlichen Grünflächen  1  und  2  werden mit zusätzli-
chen Festsetzungen/Funktionen (Leitungsrecht bzw. Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht) überlagert. Sie dienen trotzdem der Öffentlichkeit als erlebbare 
Freiräume. Durch die Herstellung eines Geh- und Radweges in der öffentli-
chen Grünfläche  2  erhält diese Fläche eine Verbindungsfunktion an das 
städtische Freizeitwegenetz. Wegen der o. g. Leitungsrechte ist nur eine re-
duzierte Gestaltung der Flächen mit Raseneinsaat und einzelnen Strauch-
pflanzungen möglich. 
 
Für die Flächen im Geltungsbereich D, die als Flächen für die Regenrückhal-
tung festgesetzt sind, wird eine naturnahe Gestaltung angestrebt, die auch 
der Gliederung des Landschaftsraumes dient. Als Entwässerungsmaßnahme 
ist die Anlage eines Grabens mit anschließendem Regenrückhaltebecken 
vorgesehen. Das Regenrückhaltebecken ist mit wechselnden flachen Bö-
schungsneigungen auszubilden und mit Röhrichtbereichen sowie in den 
Randflächen abwechselnd mit Wiesen- und Gehölzpflanzungen zu struktu-
rieren. Diese Gestaltungsmaßnahmen müssen jedoch im Rahmen des was-
serrechtlichen Genehmigungsverfahrens im Einzelnen abgestimmt werden 
mit einem evtl. Erfordernis einer Aufschüttung, um die Rückhaltefunktion si-
cherzustellen. Der Bebauungsplan sieht deshalb vor, dass Aufschüttungen 
bis zu 1,50 m Höhe zulässig sind, wobei diese Höhe voraussichtlich nicht 
ausgeschöpft werden muss. 
 
Der Entwässerungsgraben wird in einer 20,0 m breiten Fläche angelegt. 
Durch die Topografie des Geländes ergeben sich unterschiedliche Bö-
schungsneigungen. Die südlichen Böschungspflanzflächen werden zur Be-
schattung des Grabens zu einem überwiegenden Teil mit Gehölzen be-
pflanzt. Nördlich des Grabens wird ein Unterhaltungsstreifen vorgehalten, 
der von Bepflanzungen freizuhalten ist. Um von diesen Freihalteflächen den 
Graben ungehindert unterhalten zu können, wird die nördliche Böschungs-
fläche lediglich mit einzelnen Gehölzgruppen strukturiert. Zusätzlich ist nörd-
lich des Unterhaltungsstreifens die Anpflanzung einer durchgängigen Baum-
reihe vorgesehen, die geeignet ist, den Landschaftsraum zu strukturieren. 
 
Grünordnung: öffentliche und private Flächen 
 
Um die Voraussetzungen für eine gute Entwicklung und langfristige Siche-
rung des Baumbestandes auf den Stellplatzflächen zu gewährleisten, wird 
die Mindestgröße der offenen Vegetationsfläche mit 9,0 m² je Baum festge-
setzt. Die Vegetationsfläche soll dabei mindestens 2,0 m breit sein, damit 
sich ein guter Wurzelansatz ausbilden kann und eine hohe Standfestigkeit 
der Bäume gewährleistet ist. 
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Die festgesetzten Pflanzqualitäten für anzupflanzende Bäume und Sträucher 
stellen einen Kompromiss zwischen zeitnaher Erreichung der gewünschten 
ökologischen und gestalterischen Wirkung und guter Anwuchsgarantie dar. 


 
5.6.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 


und Landschaft, Zuordnung 
 
Das Ausgleichsdefizit, das unter Berücksichtigung der eingriffsminimieren-
den und ausgleichenden Wirkung aller Grünordnungsmaßnahmen auf den 
privaten Flächen im Baugebiet verbleibt, wird nach planungsrechtlicher Ab-
wägung durch Kompensationsmaßnahmen auf externen Flächen ausgegli-
chen. Die dem Bebauungsplan zugeordneten Flächen und Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
liegen in den Geltungsbereichen B.1 und B.2 in unmittelbarem räumlichen 
Zusammenhang südlich des Baugebietes sowie im Geltungsbereich C. 
 
Als Ausgleichsmaßnahmen in den Geltungsbereichen B.1 und B.2 sind Suk-
zessions- und Aufforstungsmaßnahmen geplant sowie die Entwicklung von 
extensivem Grünland. 
 
Auf den überwiegenden Flächen im Geltungsbereich C ist Waldentwicklung 
mit vorgelagertem Gehölzsaum und Ruderalflächen vorgesehen. Parallel des 
Fuhsekanals werden in einer Tiefe von 10,0 m Feuchtbrachen entwickelt und 
durch die Anpflanzung von Kopfweiden strukturiert. Weitere Flächen werden 
zu extensivem Grünland entwickelt, für die teilweise eine extensive Bewirt-
schaftung als Weide oder Mähwiese zulässig ist. 
 
Die festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen werden in Kap. 4.6.1 b detaillierter 
beschrieben. 
 
Zeitliche Bindung für die Maßnahme 
 
Mit der zeitlichen Bindung für die Umsetzung der Maßnahmen wird eine zu 
große zeitliche Spanne zwischen Vollzug des Eingriffs und Erreichen der 
ausgleichenden Wirkung verhindert. 
 
Zuordnung 
 
Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft in den Geltungsbereichen B.1, B.2 und C 
mit den auf diesen Flächen festgesetzten Maßnahmen werden den Eingriffs-
verursachern im Geltungsbereich A (Bauland, öffentliche Verkehrsfläche) 
insgesamt zugeordnet. Die positive und eingriffsminimierende Wirkung der 
im Geltungsbereich D festgesetzten Anpflanzungsmaßnahmen auf den Flä-
chen für die Regenrückhaltung – die über die Kompensation des baulichen 
Eingriffs aus den Entwässerungsmaßnahmen hinausgehen – wurden eben-
falls berücksichtigt. Berücksichtigt wurde ebenfalls die eingriffsminimierende 
Wirkung der anzupflanzenden Bäume und sonstigen grünordnerischen Maß-
nahmen auf privaten Flächen. 
 







- 38 - 
 


 


Die „Zuordnung“ im Bebauungsplan ist die zwingende Voraussetzung für die 
Abrechnung über eine „Satzung über die Erhebung von Kostenerstattungs-
beträgen“ gemäß §§ 135 a – c BauGB. 


 
5.7 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 


Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
 
Straßenverkehrslärm 
 
Das geplante Gewerbegebiet ist Verkehrslärmeinflüssen vor allem durch die 
A 39 mit der neuen Anschlussstelle Rüningen-Süd ausgesetzt. Daneben wir-
ken sich die Thiedestraße und die Neutrassierung der B 248 zur Anschluss-
stelle aus. Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wurden keine Schall-
schutzmaßnahmen in Bezug auf das Plangebiet Braunstraße-Süd getroffen, 
da hier noch kein Bebauungsplan vorlag. Die Fläche wurde als  
„Ackerfläche“ eingestuft. 
 
Für diesen Bebauungsplan RN 41 wurde ein schalltechnisches Gutachten 
angefertigt, in welchem die künftigen Verkehrsmengen auf der A 39 bzw. der 
Anschlussstelle berücksichtigt wurden. 
 
Am Tage werden die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“ (OW) in Höhe von 65 dB(A) im westlichen und südwestlichen Teil 
des Plangebietes innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche um bis zu 
7 dB(A) überschritten, jedoch überwiegend nur bis zu 3 dB(A). Nachts wer-
den die OW in Höhe von 55 dB(A) im überwiegenden Teil des Plangebietes 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen um bis zu 12 dB(A) über-
schritten, jedoch überwiegend nur bis zu 5 dB(A). 
 
Für die Flächen mit Überschreitungen der OW werden passive Schall-
schutzmaßnahmen vorgesehen. 
 
Die Anlage aktiver Schallschutzmaßnahmen (Wall, Wand) anstelle der vor-
gesehenen passiven Schallschutzmaßnahmen ist aus folgenden Gründen 
nicht vorgesehen: 
 
Um insbesondere die großflächigen nächtlichen Überschreitungen zu ver-
meiden, müssten die Wälle oder Wände sehr große Höhen aufweisen. Dies 
um so mehr, als dass die Neutrassierung der B 248 sowie die Anschlussstel-
le auf Dämmen über dem natürlichen Gelände verlaufen werden. Wände/ 
Wälle würden zu hohen Bau- und Unterhaltungskosten, zum Verlust von 
Bauland, zur Unterbrechung von Kaltluftströmen und insbesondere zu einer 
massiven Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führen: Das Landschafts-
bild ist in diesem Falle jedoch ein besonders wichtiger Belang, da das Ge-
werbegebiet von der Friedrichhöhe an der südlichen Stadtgrenze aus weithin 
sichtbar sein wird und neben Leiferde den künftigen südlichen Ortsrand in 
diesem Bereich bilden wird. Zu dem müssten Wand/Wall für ihre Wirksam-
keit unmittelbar an der künftigen Straßengrenze der B 248/neu errichtet wer-
den, sodass der hier im Planfeststellungsverfahren vorgesehene Pflanz- und 
Baumstreifen nicht verwirklicht werden könnte. 
 
Auch sind bauliche Anlagen (wozu auch Lärmschutzwälle und –wände gehö-
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ren) entlang der B 248/neu und der Anschlussstelle wegen der Bauverbots-
zonen gem. § 9 Fernstraßengesetz unzulässig bzw. müssten – im Falle einer 
Ausnahmegenehmigung – ohne Wertentschädigung abgebrochen und an 
anderer Stelle neu errichtet werden, sobald die Landesstraßenbaubehörde 
die Bauverbotszonen in Anspruch nehmen muss. 
 
Die zweite Alternative zu passiven Schallschutzmaßnahmen – Verzicht auf 
Ausweisung von Bauland – soll ebenfalls nicht weiter verfolgt werden: Die 
Berücksichtigung der Überschreitungen in der Nacht würden eine Bauland-
ausweisung nur zwischen Planstraße A und Thiedestraße – also auf nur 
20 % der Gesamtfläche ermöglichen. Bei Berücksichtigung lediglich der Ü-
berschreitungen am Tage wäre eine Ausweisung auf 80 % der Fläche mög-
lich. Es würden jedoch insgesamt voll erschlossene Flächen ungenutzt blei-
ben, für die auf Grund der isolierten Lage keine andere Nutzung in Frage 
kommt. 
 
Unter Berücksichtigung der genannten Tatsachen wird in der Abwägung aller 
Belange die Ausweisung als Gewerbegebiet für vertretbar gehalten. 
 
Zur Ermittlung des notwendigen passiven Schallschutzes gem. DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“ werden im Bebauungsplan die entsprechenden 
Lärmpegelbereiche angegeben. Dabei müssen Schlafräume und Kinder-
zimmer von evtl. Betriebsleiterwohnungen schallgedämmte Lüftungsöffnun-
gen aufweisen, um auch bei geschlossenem Fenster eine ausreichende 
Frischluftzufuhr zu gewährleisten. 
 
In den Bereichen der Lärmpegelbereiche V und VI wird zusätzlich festge-
setzt, dass betriebsbedingte Wohnungen generell unzulässig sind. Die fol-
genden Ausführungen beziehen sich auf den Lärmpegelbereich V, gelten je-
doch umso mehr im Lärmpegelbereich VI, der überwiegend innerhalb der 
Bauverbotszone liegt. 
 
Die Grundstücke im Lärmpegelbereich V sind gemäß Schallgutachten einer 
Lärmbelastung von bis zu 71 dB(A) tags und 66 dB(A) nachts ausgesetzt. 
 
Im Rahmen der Bebauungsplanung sind die Orientierungswerte der DIN 
18005 „Schallschutz im Städtebau“ zu berücksichtigen, die für Gewerbege-
biete bei 65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts liegen. Die Einhaltung dieser 
Werte ist das Ziel jeder Planung zur Sicherung gesunder Wohn- und Arbeits-
verhältnisse. Im Rahmen der planerischen Abwägung kann im Einzelfall eine 
Überschreitung dieser Werte in einem gewissen Umfang zulässig sein. Diese 
Werte werden auf den Grundstücken im Lärmpegelbereich V jedoch erheb-
lich überschritten. Insbesondere die nächtliche Überschreitung um bis zu 11 
dB(A) ist besonders problematisch. 
 
Auch die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung 
(16. BImSchV, 69 dB(A) tags und 59 dB(A) nachts), die für die Baulastträger 
von Straßen gelten, werden tags und vor allem nachts um bis zu 7 dB(A) und 
damit deutlich überschritten. 
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Schließlich wird sogar der nächtliche Grenzwert für eine Lärmsanierung an 
Bundesstraße (VLärmSchR 75 dB(A) tags, 65 dB(A) nachts) erreicht bzw. 
überschritten. 
 
Der Bebauungsplan „Braunstraße-Süd“, RN 41, setzt für die Gewerbebetrie-
be fest, dass passive Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden vorzuse-
hen sind. Lärmpegelbereich V bedeutet, dass die Gebäude insgesamt völlig 
anders konstruiert sein müssen als normale Gebäude (erheblich massivere 
Wände und Dächer als üblich; die Anforderungen an die Fenster gehen weit 
über die üblichen Anforderungen, die sich aus dem Wärmeschutz ergeben, 
hinaus; zur Belüftung von Wohn- und Schlafräumen wären schallgedämmte 
Lüftungsöffnungen mit Anforderungen an die Dämpfung in erheblicher Höhe 
erforderlich etc.). Fenster müssten permanent geschlossen bleiben. Eine 
„normale“ Wohnnutzung ist unter solchen Bedingungen nicht möglich. 
 
Durch passive Schallschutzmaßnahmen können ferner die Außenflächen, 
die Bestandteil einer Wohnnutzung sind (Terrasse, Garten, Balkon) nicht ge-
schützt werden, sie wären der Lärmbelastung voll ausgesetzt. 
Zusätzlich sind die Nutzungen im Gewerbegebiet Lärmbelastungen durch 
benachbarte Gewerbebetriebe ausgesetzt. Die Festsetzung von flächenbe-
zogenen Schallleistungspegeln setzt zwar hier eine Obergrenze der zulässi-
gen Belastung. Jedoch wird evtl. betriebsbedingten Wohnungen hier ein 
deutlich reduzierter Schutzanspruch gegenüber Lärmbelastungen zugestan-
den, die in Wohngebieten zulässig wären. Gewerbelärm wird „vor dem ge-
öffneten Fenster“ gemessen, sodass in dieser Hinsicht passive Schall-
schutzmaßnahmen nicht wirken würden. Die Wirkung von Gewerbelärm auf 
betriebsbedingte Wohnungen ist im gesamten Bebauungsplangebiet zuge-
lassen. Im Nahbereich der A 39 ist diese Lärmbelastung zusätzlich zum er-
heblichen Verkehrslärm jedoch erschwerend zu berücksichtigen. 
 
Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen lässt sich Folgendes fest-
stellen: 
 
Auf Grund der genannten erheblichen Überschreitungen der Orientierungs- 
und Grenzwerte in den Flächen des Lärmpegelbereiches V wäre hier im 
Rahmen einer Wohnnutzung mit Gesundheitsgefährdungen zu rechnen. Die 
Zulassung einer Wohnnutzung – und zwar auch einer „betriebsbedingten“ – 
unter solchen Bedingungen lässt sich nicht mit „gesunden Wohnverhältnis-
sen“ gemäß § 1 BauGB vereinbaren. 
 
Deshalb sieht der Bebauungsplan vor, dass in allen Flächen, die in den 
Lärmpegelbereichen V und VI liegen, betriebsbedingte Wohnungen generell 
nicht zulässig sind. 
 
Gewerbelärm 
 
Das geplante Gewerbegebiet grenzt an das bereits bestehende Gewerbege-
biet Dieselstraße/Böttcherstraße an. Östlich der Thiedestraße befinden sich 
im Außenbereich einzelne kleinere Gewerbebetriebe und ein Betonwerk. 
Diese Flächen sind im Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig als 
„gewerbliche Bauflächen“ vorgesehen. Das Gebäude Thiedestraße 51 wird 
bewohnt; baurechtlich handelt es sich hierbei um „betriebsbedingtes Woh-
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nen“ mit der Schutzbedürftigkeit eines Gewerbegebietes. 
 
Die Wohnbebauung in Leiferde, südlich der Straße Schenkendamm, ist pla-
nungsrechtlich als „allgemeines Wohngebiet“ einzustufen; die Bebauung 
nördlich der Straße Schenkendamm/östlich der Bahnstrecke als „reines 
Wohngebiet“. Bei der etwas weiter entfernten Wohnbebauung nördlich der 
Rüningenstraße handelt es sich um ein „allgemeines Wohngebiet“. 
 
Die schalltechnische Untersuchung berücksichtigt die Vorbelastung durch 
die angrenzenden bereits vorhandenen Gewerbegebiete. 
 
In drei Varianten wurden für das Plangebiet flächenbezogene Schallleis-
tungspegel ohne Unterteilung in Teilflächen (Variante 1) bzw. mit Untertei-
lung in fünf (Variante 2) bzw. 12 (Variante 3) Teilflächen untersucht. Die Er-
gebnisse zwischen Variante 2 und Variante 3 unterschieden sich dabei nicht. 
 
Als Ergebnis wurden die flächenbezogene Schallleistungspegel gem. Varian-
te 2 für fünf Teilflächen festgesetzt. Hierdurch ergeben sich etwas geringere 
Überschreitungen der Orientierungswerte gem. DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“ (OW) bzw. der Immissionsrichtwerte gem. TA-Lärm (IRW) als bei 
Variante 1 (ohne Bildung von Teilflächen). 
 
Maßgeblich ist hier die Wohnbebauung in Leiferde, nördlich des Schenken-
damms/östlich der Bahnstrecke (Harzweg/Asseweg). Hier werden die  
OW/IRW bereits in der gewerblichen Vorbelastung geringfügig um 0,7 bis 1,1 
dB(A) überschritten. Daraus folgt, dass der Beitrag der neu hinzukommen-
den Gewerbeflächen aus diesem Bebauungsplan RN 41 die Gesamtimmis-
sionen nicht wesentlich erhöhen darf, damit die bestehende Immissionssitua-
tion nicht verschlechtert wird. 
 
Durch das Gewerbegebiet kann – im Rahmen der Festsetzungen gem. Vari-
ante 2 – die Überschreitung auf bis zu 1,4 bis 1,9 dB(A) ansteigen. Diese 
Überschreitungen gelten als „nicht wesentlich“, da erst von einer Zusatzbe-
lastung von mehr als 3 dB(A) an die Mehrzahl der Betroffenen eine Ände-
rung der Geräusch-Immissionssituation subjektiv wahrnimmt. Ferner sind die 
festgesetzten flächenbezogene Schallleistungspegel so gewählt, dass die 
zusätzliche Belastung durch das neue Gewerbegebiet den OW/IRW am 
maßgeblichen Immissionsort Harzweg um 6 dB(A) unterschreitet. Damit ist 
das Kriterium der „Nichtrelevanz“ gem. TA-Lärm erfüllt. 
 
Es ist davon auszugehen, dass im Plangebiet mehrere einzelne Betriebe und 
nicht ein einziger großer Betrieb angesiedelt werden. Dies wird dazu führen, 
dass in der Realität – unabhängig von einer rechnerisch ermittelten Erhö-
hung der Gesamtimmissionen - keine Zusatzbelastung auftreten wird. Durch 
die Festsetzung wird deshalb auch sichergestellt, dass die gewerbliche Ent-
wicklung der Flächen östlich der Thiedestraße in Zukunft ohne nennenswerte 
Einschränkung möglich bleibt. 
 
Der Immissionsschutz der Betriebsleiterwohnungen ist nicht durch die flä-
chenbezogenen Schallleistungspegel regelbar. Zur Ermittlung des notwendi-
gen passiven Schallschutzes werden Lärmpegelbereiche angegeben. 
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Die unter „Verkehrslärm“ beschriebenen Festsetzungen für den passiven 
Schallschutz berücksichtigen auch den Gewerbelärm. 
 


5.8 Gestaltungsvorschriften 
 


5.8.1 Geltungsbereich und Anlass 
 
Ziel einer städtebaulichen Planung ist es, neben der Ordnung der Funktionen 
in einem Plangebiet auch eine ansprechende Gestaltung zu verwirklichen, 
um insgesamt ein harmonisches Ortsbild zu erreichen. Dies gilt für den vor-
liegenden Bebauungsplan aufgrund seiner Lage am Ortseingang und seiner 
Einsehbarkeit von der Friedrichshöhe im besonderen Maße. 
 
Dabei wird das Ortsbild vor allem durch die Gebäude, aber auch durch die 
Außenanlagen und den Straßenraum bestimmt. Da die städtebaurechtlichen 
Festsetzungen (z. B. Grundstücksbegrünung, Höhe baulicher Anlagen, Wer-
beanlagen) allein nicht ausreichen, die gewünschte gestalterische Ordnung 
zu sichern, werden sie durch Gestaltungsfestsetzungen ergänzt. Anderer-
seits soll gerade in einem Gewerbegebiet im Interesse der Wirtschaftsförde-
rung eine Beschränkung der Gestaltungsfestsetzungen auf das zwingend 
Notwendige erfolgen. 
 
Deswegen werden Gestaltungsfestsetzungen nur zu den Themen „Werbean-
lagen“ und „Farben“ getroffen. 
 
Die Gestaltungsvorschriften gelten für das gesamte Gewerbegebiet, da die-
ses sowohl von der Friedrichshöhe aus als auch von den umgebenden Stra-
ßen aus weithin einsehbar ist. 
 


5.8.2 Werbeanlagen 
 
Licht spielt für Werbeanlagen eine erhebliche Rolle. Daher sollen beleuchte-
te oder leuchtende Anlagen nicht generell ausgeschlossen werden. Sie sol-
len jedoch so gestaltet sein, dass negative Einflüsse auf die Umgebung aus-
geschlossen sind. 
 
Der Ausschluss von Werbeanlagen mit sich turnusmäßig verändernder Wer-
bedarstellung, wie z. B. Prismenwendeanlagen, Rollbänder, Filmwände oder 
CityLightBoards, soll zu große Unruhe in der optischen Wirkung vermeiden. 
 
Gerade in diesem empfindlichen Bereich der Ortseinfahrt würde diese Art 
von Werbung durch ihre ständige, gleichmäßige Bewegung aufdringlich und 
belästigend wirken, wodurch das Orts- und Landschaftsbild gemindert wird, 
und könnte in den Randbereichen des Gewerbegebietes die Verkehrssicher-
heit stören.  
 
Die aufgezählten Anlagentypen sollen dabei nur als Beispiel dienen. Die 
Festsetzung schließt zukünftig entwickelte Werbeanlagen mit ähnlicher Wir-
kung bzw. Funktionsweise mit ein. 
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Aus den gleichen Gründen sind zum einen Signalfarben ausgeschlossen, 
zum anderen müssen beleuchtete bzw. selbst leuchtende Werbungen so 
gestaltet sein, dass keine Beeinträchtigung des fließenden Verkehrs durch 
Blendung bzw. durch den Einsatz blinkender Anlagen oder Lauflichter er-
folgt. 
 


5.8.3 Farbgebung von Gebäuden 
 
Aufgrund der Dimensionen der zu erwartenden Dach- und Fassadenflächen, 
die je nach Gestaltung das Ortsbild erheblich beeinträchtigen können bzw.  
– z. B. im Falle von glänzenden Oberflächen (Reflexionen) oder Signalfarben 
– sogar die Verkehrssicherheit auf der A 39 beeinträchtigen können, werden 
entsprechende Regelungen zur Farbgebung getroffen. Da hier nur glänzen-
de Anstriche und Materialien sowie grelle Farben und Signalfarben ausge-
schlossen werden, steht weiterhin ein breit gefächerter Kanon an Gestal-
tungsmöglichkeiten zur Auswahl. 
 


5.8.4 Einfriedungen 
 
Einfriedungen angrenzend an öffentliche Flächen dürfen nur bis zu einer Hö-
he von max. 1,20 m massiv, z. B. als Mauer, ausgeführt werden. Oberhalb 
von 1,20 m dürfen Einfriedungen nur transparent ausgeführt werden, z. B. 
mit Metallstäben. Hierdurch soll eine angemessene Gestaltung des Über-
gangs vom Straßenraum zum privaten Gewerbegrundstück erreicht werden. 
So wird über die nur 1,20 m hohe massive Einfriedung ein Einblick auf das 
Gewerbegrundstück und die dort vorgeschriebenen Anpflanzungen erreicht 
und dadurch eine optische Offenheit des gesamten Gebietes sichergestellt. 
Andererseits wird durch die Möglichkeit, oberhalb von 1,20 m feste, jedoch 
transparente, Elemente aufzubauen, dem Sicherheitsbedürfnis von Gewer-
bebetrieben entgegengekommen. 
 
Grundstückseinfriedungen angrenzend an öffentliche Flächen sind entlang 
der jeweiligen Grundstücke bezüglich Form, Farbe, Material und Struktur 
einheitlich zu gestalten. Durch diese Festsetzung wird vermieden, dass das 
Straßenbild z. B. durch verschiedene kurze Musterzaunelemente entlang der 
Grundstücksgrenze beeinträchtigt wird. Dennoch wird den künftigen Grund-
stückseigentümern eine möglichst große Auswahl zur Gestaltung der Ein-
friedung gegeben. 
 


5.9 Weitere technische Infrastruktur 
 


Die Abwasserentsorgung erfolgt im Trennsystem. 
 
• Bezüglich der Entsorgung des Niederschlagswassers aus dem geplan-


ten Gewerbegebiet wurden verschiedene Varianten untersucht: 
 


Die Variante 1 sah ein Regenrückhaltebecken (1.800 m²) im Nordosten 
des Gewerbegebietes (Geltungsbereich A) vor. Hierdurch wäre Bauflä-
che in Anspruch genommen worden. Die Ableitung des Niederschlags-
wassers wäre in die offenen Straßenseitengräben im Gewerbegebiet 
Dieselstraße erfolgt und von dort aus in den Geitelder Graben.  
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In der Dieselstraße wären bauliche Maßnahmen zur Erweiterung der 
Durchlässe notwendig geworden. Ein zweites, größeres Regenrückhal-
tebecken (3.500 m²) war südlich der Thiedestraße/Neutrassierung vor-
gesehen. Hier liegen die Regenrückhaltebecken und Ausgleichsflächen 
für die Straßenbaumaßnahmen im Zusammenhang mit der Anschluss-
stelle Rüningen-Süd. Die dort vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen 
hätten an anderer Stelle durchgeführt werden müssen. Ferner wäre ein 
Ausbau des Thiedebaches auf einer Länge von 1.200 m erforderlich ge-
worden. In betriebswirtschaftlicher Hinsicht hätte sich auf Dauer der Un-
terhalt von zwei Becken nachteilig ausgewirkt. Die Gesamtkosten hätten 
585.000 € betragen. 
 
Die Variante 2 entspricht der Variante, die im Bebauungsplan (Geltungs-
bereich D) festgesetzt wurde. Das Regenwasser wird nach Osten über 
einen offenen Graben bis zum Regenrückhaltebecken in unmittelbarer 
Nähe zum Thiedebach geleitet. Diese Lösung ist mit Gesamtkosten von 
510.000 € die preiswerteste. Darüber hinaus ist sie auch aus entwässe-
rungstechnischer Sicht die beste, da sie das Regenwasser auf kurzem 
Wege aus den bebauten Bereichen ableitet und somit einen besseren 
Schutz der Gewerbeflächen vor Hochwasser gewährleistet. Insbesonde-
re werden die Straßenseitengräben in der Dieselstraße nicht zusätzlich 
belastet.  
 
Die Variante 3 sah im Nordosten des Gewerbegebietes ein erheblich 
größeres Regenrückhaltebecken (5.000 m²) als Variante 1 vor. Die Bau-
flächen hätten sich entsprechend reduziert. Das gesamte Nieder-
schlagswasser wäre nach Norden in die offenen Straßenseitengräben 
des Gewerbegebietes Dieselstraße und von dort in den Geitelder Gra-
ben geleitet worden. Da dies mit wesentlich höheren Abflüssen innerhalb 
des Gewerbegebietes verbunden gewesen wäre, hätten verschiedene 
Durchlässe (Dieselstraße, Thiedestraße, Leiferder Weg) ausgebaut wer-
den müssen. Die Gesamtkosten hätten 750.000 € betragen. Diese Vari-
ante wäre somit die teuerste gewesen. 
 
Auf Grund der folgenden Überlegungen sieht die Entwässerung für das 
Gewerbegebiet Braunstraße-Süd nunmehr folgendermaßen aus: 
 


• Die Entsorgung des Niederschlagswassers der gesamten Baugebietsflä-
che einschließlich der vorhandenen Musterhaussiedlung soll Richtung 
Osten zum Thiedebach hin erfolgen (Geltungsbereich D).  
 
Zurzeit wird das Regenwasser aus der Braunstraße in Richtung Diesel-
straße zum vorhandenen Straßenseitengraben hin abgeleitet. Mit dem 
geplanten Umschluss des vorhandenen Regenwassernetzes an die ge-
plante Regenwasserkanalisation (Kreuzungspunkt Braunstraße/Diesel-
straße/Planstraße A) wird erreicht, dass die Entwässerungssituation in 
der Dieselstraße verbessert wird. 
 
Die weitere Ableitung - insbesondere für die neuen Baugebietsflächen – 
erfolgt über eine neue Leitung in der festgesetzten Grünfläche  2  zur 
Thiedestraße. Östlich der Thiedestraße ist ein ca. 230 m langer Graben 
vorgesehen, der über bisher landwirtschaftliche Flächen zum geplanten 
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Regenrückhaltebecken führt. Die Einleitung des gedrosselten Abflusses 
von dem Regenrückhaltebecken ist an einer Stelle vor der Bahnlinie vor-
gesehen. Zur Sicherstellung der Erschließung von Privatflächen südlich 
des Geltungsbereiches D wird hier ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu 
Gunsten der Anlieger festgesetzt.  
 
Im Bereich des geplanten Regenrückhaltebeckens sind Aufschüttungen 
bis zu 1,50 m über dem natürlichen Gelände zulässig. Die genaue Aus-
formung wird Gegenstand des wasserrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens sein; es ist damit zu rechnen, dass die nötigen Aufschüttungen 
niedriger ausfallen können. 
Weiterhin ist im Geltungsbereich D entlang des Entwässerungsgrabens 
innerhalb der für Unterhaltungszwecke freizuhaltenden Fläche die Anla-
ge eines befestigten Weges zulässig, der auch künftig Unterhaltungs-
zwecken dienen kann, aber insbesondere als Geh- und Radweg der Er-
holung dienen soll. Deshalb wird hier ein Geh- und Radfahrrecht zu 
Gunsten der Allgemeinheit festgesetzt. 
 
Für das Regenrückhaltebecken und die Grabenparzelle sind verschiede-
ne grünordnerische Gestaltungsmaßnahmen festgesetzt (siehe Kap. 
5.6.1 Grünordnung/öffentliche Flächen). 
 


• Das anfallende Schmutzwasser aus dem geplanten Gewerbegebiet ein-
schließlich der noch anzuschließenden Musterhaussiedlung wird in Rich-
tung Nordosten zum neu herzustellenden Schmutzwasserpumpwerk in 
der Dieselstraße geführt. Das vorhandene Pumpwerk wird durch ein 
neues Pumpwerk am gleichen Standort mit größeren Dimensionierungen 
ersetzt. 
 


• Das Gebiet befindet sich in einer Randlage der Stromversorgung. Eine 
Versorgung mit Strom ist möglich, soweit sie in der Größenordnung von 
anderen Gewerbegebieten mit 14 Watt/m² im Niederspannungsnetz, das 
entspricht etwa 1 MW im 20 kV-Netz, liegt. Zur Erschließung werden da-
für an der Planstraße B eine Trafostation (Garagenstation) und eine 
Kompaktstation festgesetzt. Da bei einem produzierenden Gewerbe die 
Leistung sehr von dem Standard abweichen kann, ist u. U. eine Versor-
gung dieser Betriebe an diesem Standort nicht bzw. nur mit umfangrei-
chen und kostenintensiven Verstärkungen im 20 kV-Netz möglich. 
 


• Die Wasserversorgung des Baugebietes kann von der Braunstraße und 
der Thiedestraße aus aufgebaut werden. 
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• Zur Versorgung des Gebietes mit Gas müsste die bestehende MD-
Gasversorgungsleitung in der Dieselstraße um ca. 160 m verlängert und 
in das Baugebiet geführt werden. Diese Verlängerung steht unter dem 
Vorbehalt zukünftiger wirtschaftlicher Rahmenbedingungen. 
 


• Ein Anschluss an das Fernwärmenetz ist nicht möglich. 
 
 


6 Gesamtabwägung 
 
Am Südrand von Rüningen soll ein Gewerbegebiet entstehen. Hierdurch wird das 
bisher eher knappe Angebot an gewerblichen Bauflächen im Süden Braunschweigs 
um notwendige Flächen erweitert; die Schwerpunkte der gewerblichen Baulandent-
wicklung lagen bisher im Norden des Stadtgebietes. 
 
Die Entwicklung des Gewerbegebietes in diesem Bereich entspricht seit langem den 
Zielvorstellungen der Stadt; durch das Planfeststellungsverfahren für die Anschluss-
stelle Rüningen-Süd/die B 248/Neutrassierung und die Thiedestraße/Neutrassierung 
wird eine angemessene Erschließung als Voraussetzung für die Entwicklung dieses 
Gewerbegebietes geschaffen. 
 
Durch die Planung werden bisher landwirtschaftlich genutzte, unbebaute Flächen 
versiegelt. Diese befinden sich jedoch durch die umgebenden geplanten Ver-
kehrstrassen und das nördlich angrenzende Gewerbegebiet in einer isolierten Lage 
und haben insofern eine eher geringe Wertigkeit für Natur und Landschaft. 
 
Die durch den Bebauungsplan zugelassenen Baumaßnahmen werden im Geltungs-
bereich A nicht ausgeglichen werden können. Ausgleichsmaßnahmen werden des-
halb in den Geltungsbereichen B.1, B.2 und C festgesetzt. Die hierfür vorgesehenen 
Ausgleichsflächen im Geltungsbereich C arrondieren Ausgleichsflächen, die dort be-
reits für andere Planverfahren und Baumaßnahmen hergerichtet wurden. Bei den 
zugeordneten Ausgleichsflächen der Geltungsbereiche B.1 und B.2 handelt es sich 
um „Restflächen“ der Ausgleichsmaßnahmen aus dem Planfeststellungsverfahren 
zum Neubau der Anschlussstelle Rüningen-Süd. 
 
Zur Sicherstellung einer geordneten Regenwasserentsorgung für das Gewerbegebiet 
müssen private Grundstücksflächen in Anspruch genommen werden, diese befinden 
sich jedoch überwiegend bereits in hochwassergefährdeten Bereichen, sodass hier 
die Nutzung für öffentliche Zwecke Vorrang haben kann vor der Nutzung für private 
Zwecke. 
 
Insgesamt hat in diesem Fall die Entwicklung von Arbeitsstätten zur Förderung der 
Wirtschaftsstruktur in Braunschweig Vorrang vor anderen Belangen (z. B. von Natur 
und Landschaft), die zu berücksichtigen waren. 
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7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
7.1 Geltungsbereich A 
 


Gewerbegebiet Nettobauland gesamt: 
• Anteil Nettobauland Gewerbe neu : 9,17 ha 
• Anteil Nettobauland Bestand: 2,21 ha 


11,38 ha


Öffentliche Verkehrsflächen 1,11 ha
Öffentliche Grünflächen 0,12 ha
Flächen für Versorgungsanlagen 0,01 ha
Geltungsbereich A gesamt: 12,62 ha


 
7.2 Geltungsbereiche B.1 und B.2 (Ausgleich südlich der Anschlussstelle 


Rüningen-Süd) 
 
Geltungsbereich B.1 1,73 ha
Geltungsbereich B.2 0,24 ha
Geltungsbereich B gesamt: 1,97 ha


 
7.3 Geltungsbereich C (Ausgleich Fuhse) 
 


Geltungsbereich C gesamt: 6,24 ha
 
7.4 Geltungsbereich D (Entwässerung) 1,34 ha 
 
 
8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen 


 
Das Gewerbegebiet kann erst realisiert werden, wenn die äußere Erschlie-
ßung (Anschlussstelle Rüningen-Süd, Neutrassierung/B 248, Thiedestraße/ 
Neutrassierung) hergestellt ist. 
 
Darüber hinaus sind die Anlagen der Erschließung (Verkehrsflächen, Anla-
gen der Ver- und Entsorgung) durchzuführen. Insbesondere muss die Ablei-
tung des Niederschlagswassers gesichert sein. 
 


8.2 Kosten und Finanzierung 
 


8.2.1 Grunderwerb 
 
Die Flächen im Geltungsbereich A befinden sich überwiegend im Eigentum 
der Grundstücksgesellschaft Braunschweig, die die Vermarktung der bisher 
noch nicht bebauten Flächen übernehmen wird. Der Bereich der Muster-
haussiedlung südlich der Braunstraße befindet sich im Privateigentum. 
 
Für die Anschlüsse der Verkehrsflächen von der freien Ackerfläche zur 
Braunstraße/Einmündung Böttcherstraße und Einmündung Dieselstraße 
muss der Grunderwerb noch erfolgen. Die Grunderwerbskosten für diese 
Flächen betragen ca. 20.000 €. 
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8.2.2 Straßenbau 


 
Die Kosten für den Straßenbau incl. Begrünung betragen ca. 1,39 Mio. €. 
Es ist noch zu entscheiden, ob die Kosten für die öffentlichen Verkehrsflä-
chen im Plangebiet über Erschließungsbeiträge abgerechnet werden sollen 
oder ob die Grundstücksgesellschaft Braunschweig GmbH im Rahmen eines 
städtebaulichen Vertrages alle Erschließungskosten übernimmt, also auch 
die Anschlüsse der Verkehrsflächen an die Braunstraße im Bereich der Mus-
terhaussiedlung. 
 


8.2.3 Ausgleichsmaßnahmen (Geltungsbereiche B und C) 
 
Zur Finanzierung der Ausgleichsmaßnahmen wird eine Satzung über die Er-
hebung von Kostenerstattungsbeträgen gemäß §§ 135 a – c BauGB erlas-
sen werden. Auf Basis dieser Satzung und der entsprechenden Zuordnungs-
festsetzungen im Bebauungsplan werden die jeweils zu erhebenden Kosten-
erstattungsbeträge ermittelt. 
 
Kosten Grunderwerb: ca. 289.000 € 
Kosten Herrichtung:   ca. 507.000 € 
 


8.2.4 Entwässerung/Entsorgung 
 
Die Kosten für Entwässerungsmaßnahmen werden von der Stadtentwässe-
rung Braunschweig übernommen und über Abwassergebühren refinanziert. 
Im städtebaulichen Vertrag mit der Grundstücksgesellschaft Braunschweig 
wird geregelt werden, dass die Grundstücksgesellschaft 50 % der Kosten der 
Entwässerungsanlagen zur Deckung der Erschließungsbeiträge für die Re-
genentwässerung der Erschließungsstraßen erstattet. 
 
 


9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Eine Bodenordnung ist u. a. aus folgenden Gründen erforderlich: 
 
• Für die Anschlüsse der Planstraßen A und B an die Braunstraße müssen 


Verkehrsflächen von Privateigentümern an die Stadt abgetreten werden. 
 
• Nach Abtretung der Verkehrsflächen entstehen Restflächen, die ent-


sprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht genutzt wer-
den können. Baugrundstücke müssen teilweise neu zugeschnitten wer-
den. 
 


• Zur Sicherung der Entsorgung des Niederschlagswassers ist die Abtre-
tung von Flächen für die Regenrückhaltung und die Ableitung des Nie-
derschlagswassers (Geltungsbereich D) erforderlich. 


 
Sollte eine Bodenordnung auf freiwilliger Basis gelingen, ist die Einleitung 
der Umlegung nicht erforderlich bzw. könnte ein eingeleitetes Verfahren ein-
gestellt werden. 
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Mit Rechtskraft des Umlegungsbeschlusses und Rechtskraft des Bebau-
ungsplanes kann die Stadt dann auch über das Instrumentarium der vorzeiti-
gen Besitzeinweisung gemäß § 77 BauGB in die benötigten Erschließungs- 
(einschließlich Entwässerungs-) und Grünflächen eingewiesen werden. 
 










